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Partei und Staat. 


Der Wahlſieg vom 28. Mai 1933 brachte unſerer nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Bewegung in Danzig die Mehrheit im Volkstag. Die Folge da⸗ 
von war, daß die Partei zur Trägerin der Regierung im Freiſtaat 
wurde. Alle maßgeblichen Senatorenpoſten hat die Bewegung beſetzt. 
Lediglich der Zentrumspartei ſind wir durch Überlaſſung eines Se⸗ 
natorenpoſtens entgegengekommen. Wir wollten auch dieſe Partei in 
Danzig heranziehen zur Mitarbeit am Aufbau des Staates. Bald aber 
mußten wir feſtſtellen, daß dieſe Partei, vertreten durch den Prälaten 
Sawatzki, gar nicht daran dachte, im Seuat ſo mitzuarbeiten, wie wir 
es uns erwünſcht und erhofft hatten. Es dauerte auch nicht lange und 
die Zentrumspartei ſchied wieder aus dem Senat aus. Wir wurden 
damit die alleinigen Inhaber der Regierung. 

Die Partei, die ſich im Laufe ihrer Kampfjahre auch hier in Dan⸗ 
zig das Vertrauen der Bevölkerung erworben hat, war ſich der Ver⸗ 
antwortung, die damit auf ihre Schultern gelegt wurde, durchaus 
bewußt. Die Männer, die ſie in die maßgeblichen Amter hineinſetzte, 
haben ſich ſchon in den Zeiten des Kampfes durchaus bewährt. Heute 
nach Ablauf eines Jahres kann die geſamte Parteigenoſſenſchaft und 
mit ihr die Anhängerſchaft wohl mit Genugtuung feſtſtellen, daß die 
von der Partei vorgeſchlagenen Männer keine Enttäuſchung geweſen 
find. Sie haben alle vollauf ihre Pflicht als Nationalſozialiſten erfüllt. 

Die Partei als der Kraftquell des Staates iſt immer darum beſorgt 
geweſen, daß dem Volk die Maßnahmen der Regierung in aller Ehr⸗ 
lichkeit auseinandergeſetzt werden und ſo die Bevölkerung das not⸗ 
wendige Vertrauen zur Staatsführung gewinnt. Die Partei iſt auch 
immer der Garant dafür, daß nichts Weſentliches geſchieht, was natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Grundſätzen widerſprechen würde. 

So kann nach Ablauf des erſten Regierungsjahres feſtgeſtellt wer⸗ 
den, daß zwiſchen Partei und Staat immer die Zuſammenarbeit ge⸗ 
weſen iſt, die für Danzigs Deutſcherhaltung notwendig war. Auch in 
Zukunft wird die Partei von ſich aus alles tun, um der Staatsführung 
die Kraftquelle für ihre verautwortungsbewußte Tätigkeit zum Segen 
Danzigs zu fein. Möge aber au die Staatsführung erkennen, daß 
die nationalſozialiſtiſche Bewegung für ſie der einzige Faktor iſt, mit 
dem ſie allein die notwendige Aufbauarbeit betreiben kann. 


Danzig, den 20. Juni 1934. 


Albert Forſter, 
Gauleiter von Danzig. 


Senatsabteilung des Innern. 
Stellvertr. Präſident des Senats Arthur Greiſer. 


I. Sicherung des inneren Friedens. 


Die Machtübernahme durch die nationalſozialiſtiſche Danziger 
Regierung fiel in eine Zeit innenpolitiſcher Hochſpannung. Der Ver⸗ 
zweiflungskampf der ſterbenden bürgerlichen Parteien gegen die auf⸗ 
kommende nationalſozialiſtiſche Bewegung, die ſkrupelloſe Gegenwehr 
der Parteien marxiſtiſcher Prägung hatten in Danzig Zuſtände ge⸗ 
zeitigt, die den inneren Frieden und die außenpolitiſche Stellung der 
Freien Stadt in gleicher Weiſe gefährdeten. Hier unter Wiederher⸗ 
ſtellung der ſtark erſchütterten Staatsautorität Ordnung zu ſchaffen, 
war die erſte Aufgabe der Senatsabteilung des Innern. 

Die Rechtsverordnung vom 30. Juni 1933 betreffend Erhöhung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung (Geſ. Bl. S. 287 ff.) faßt die vor⸗ 
dringlichſten Maßnahmen zuſammen, welche auf dieſem Gebiete er⸗ 
forderlich waren: Das Vereins⸗ und Verſammlungsrecht wurde neu 
geregelt. Die Vorſchriften zur Bekämpfung ſtaats⸗ und volksgefährden⸗ 
der Preſſeerzeugniſſe erfuhren eine weſentliche Verſchärfung. In das 
Strafgeſetzbuch wurden eine Reihe neuer Tatbeſtände eingefügt, welche 
auf den verſtärkten Schutz der Intereſſen des Staates und damit der 
Geſamtbevölkerung gegenüber dem ſchädigenden Verhalten Einzelner 
abzielen; ſo wurden unter Strafe geſtellt: Verleumdungen von Staat 
und Regierung, die Verbreitung unrichtiger, die Staatsintereſſen 
ſchädigender Nachrichten, die Sabotage geſetzlicher oder behördlicher 
Maßnahmen, Sabotageakte gegen lebenswichtige Betriebe, Heraus⸗ 
forderungsakte politiſcher Provokateure u. a. m. Durch Abänderung 
des Geſetzes vom 12. Februar 1852 wurde das Inſtitut der Schutzhaft 
zu einer wirkſamen Waffe im Kampfe für die Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung ausgebaut. 

Die Rechtsverordnung betr. den Schutz der nationalen Symbole 
vom 10. Oktober 1933 (Geſ. Bl. S. 501 ff.) wendet ſich gegen die miß⸗ 
bräuchliche Benutzung und gegen die böswillige Verächtlichmachung 
nicht nur der Symbole der Freien Stadt, ſondern auch derjenigen der 
Nachbarſtaaten. Die natürliche blutsmäßige Verbundenheit mit dem 
deutſchen Volke ſowie die innenpolitiſchen und wirtſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen zur Republik Polen machten dieſe Ausdehnung erforderlich. 
Nicht allein die Symbole, ſondern auch die Nationalflaggen und die 
ee von Staatsoberhäuptern wurden unter ſtrafrechtlichen Schutz 
geſtellt. 

Der Wahrung des Anſehens nationaler Verbände dient eine 
Rechtsverordnung gleichen Datums (Geſ. Bl. S. 502 ff.). Die Verleum⸗ 
dungen von Verbänden, welche hinter der nationalſozialiſtiſchen Regie⸗ 
rung ſtehen, ſowie der Mißbrauch ihrer Uniformen werden mit emp⸗ 
findlicher Strafe bedroht. 

Durch Verordnung vom 4, April 1934 (Geſ. Bl. S. 221) wurde das 
öffentliche Tragen einheitlicher Sonderkleidung, die die Zugehörigkeit 
zu einem Verband oder zu einem Verein zum Ausdruck bringt, all⸗ 
gemein von der Genehmigung des Senats abhängig gemacht. 
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Zur Bekämpfung des Waffenmißbrauchs wurde im Auguſt 1933 
die Einziehung ſämtlicher laufenden Waffenſcheine angeordnet. Die 
Neuausgabe erfolgte nach ſorgfältiger Nachprüfung des Bedürfniſſes 
und der Zuverläſſigkeit des Inhabers. Zwecks beſſerer Identifizierung 
des Inhabers wurde durch Verordnung vom 3. Auguſt 1933 beſtimmt, 
daß Waffenſcheine mit Lichtbild und eigenhändigem Namenszug zu 
verſehen ſind. Der Zweck aller dieſer Maßnahmen, die Wiederherſtel⸗ 
lung des inneren Friedens, wurde voll erreicht. Polizei und Gerichte 
hatten die Waffen in der Hand, ſtaats⸗ und ordnungsgefährdende Um⸗ 
triebe rückſichtslos zu bekämpfen, wobei der auf Anregung der Ab⸗ 
teilung des Innern erfolgte Ausbau des richterlichen Schnellverfah⸗ 
rens eine weſentliche Rolle ſpielte. Der Glaube an eine ſtarke Staats⸗ 
autorität und damit das in den letzten Jahren verloren gegangene 
Gefühl der Sicherheit wurden der Bevölkerung wiedergegeben. 


II. Umgeſtaltung des Polizeiweſens. 5 5 


Hand in Hand mit den geſetzlichen Maßnahmen zur Erhöhung de 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung wurde eine grundlegende Umge⸗ 
ſtaltung der Danziger Polizei durchgeführt, welche dieſe weſentlichſte 
Waffe im Kampfe für die Erhaltung des inneren Friedens zu einem 
Höchſtmaß von Leiſtungen befähigte. Eee 

Von der Schutzpolizei wurden die geſchloſſenen Hundertſchaften ab⸗ 
getrennt und als eine dem Senat unmittelbar unterſtellte, für das 
ganze Staatsgebiet zuſtändige Einheit unter dem Namen „Landes⸗ 
polizei“ zuſammengefaßt. Die Landespolizei gliedert ſich in fünf 
Hundertſchaften und einer Techniſchen Hundertſchaft. 

Auch die als Reſerve der Polizei vorgeſehene Einwohnerwehr wird 
neu organiſiert und aufgeſtellt. 


Der Reſt der Schutzpolizei unterſteht wie bisher dem Danziger 
Polizeipräſidenten und verſieht den Dienſt in neun Polizeirevieren 
und einer Bereitſchafts⸗Hundertſchaft. 

Die Dienſtverhältniſſe der Polizeibeamten auf dem Lande, denen in 
Anbetracht der jahrhundertlangen Tradition vom Senat wieder die 
Bezeichnung „Gendarmerie“ verliehen wurde, wurden am 1. Juli 1933 
neu geregelt. Durch dieſe Neuregelung ſind die Dienſtbefugniſſe der 
Gendarmeriebeamten klar abgegrenzt und eine ſtraffere Zuſammen⸗ 
faſſung der Beamten gewährleiſtet. 

Für die geſamten Polizeibeamten wurde am 5. Januar 1934 eine 
Rechtsverordnung „zur Regelung der Rechtsverhältniſſe der Polizei⸗ 
beamten“ (Geſ. Bl. S. 31) herausgegeben. Dieſe Verordnung iſt an 
Stelle des bisher gültigen Polizeibeamtengeſetzes vom 27. Juli 1923 
(Geſ. Bl. S. 865) getreten und erfüllte einen langen Wunſch der Polizei⸗ 
beamten, nämlich die lebenslängliche Anſtellung nach zehn Dienſtjahren 
bei der Polizei. 

Zu erwähnen iſt auch die vom Senat ausgeſprochene Beförderung 
aller Wachtmeiſter, die Frontkämpfer waren, zu Oberwachtmeiſtern. 
Dieſe Maßnahme ſtellt im Gegenſatz zu den leeren Verſprechungen 
früherer Regierungen eine Umſetzung des Wortes in die Tat vom 
„Dank des Vaterlandes“ dar. 


III. Luftſchutz. 


Auch des Luftſchutzgedankens hat ſich die Abteilung des Innern 
warm angenommen. In klarer Erkenntnis der Gefahren eines 
Luftkrieges wurde entſprechend der Aufgabe des Staates als Hüter des 
Lebens ſeiner Einwohner und deren Eigentum am 10. November 1933 
die Organiſation eines zivilen Luftſchutzes vom Senat angeordnet und 
mit deren Durchführung die Abteilung des Innern, bei der zu dieſem 
Zwecke ein Sachgebiet für Luftſchutz eingerichtet wurde, beauftragt. Zur 
praktiſchen Ausbildung aller Helfer im Luftſchutz iſt außerdem in Neu⸗ 
fahrwaſſer eine Gas⸗ und Luftſchutzſchule eingerichtet worden, durch die 
bisher rund 1800 Mann gegangen ſind. In laufenden Kurſen werden 
hier nach und nach alle aktiven Helfer ausgebildet werden. 


IV. Luftfahrt. 


Von nicht minder wichtiger Bedeutung iſt die Schaffung eines 
Sachgebietes für Luftfahrt bei der Abteilung des Innern. Hierdurch iſt 
eine einheitliche Bearbeitung aller Luftfahrtangelegenheiten — mit 
Ausnahme der Verwaltung des Flughafens Laugfuhr — gewährleiſtet. 


V. Kraftfahrweſen. 


In Anlehnung an die im Deutſchen Reiche ergangenen Beſtim⸗ 
mungen wurden auf dem Gebiete des Kraftfahrweſens eine Reihe von 
Vorſchriften erlaſſen. Zu erwähnen iſt die Aufhebung des Fahrſchul⸗ 
zwanges und des Erforderniſſes zur Einreichung kreisärztlicher 
Atteſte bei Anträgen auf Führerſcheine. 


VI. Jagd. 


Die nationalſozialiſtiſche Regierung als Hüterin uralten deutſchen 
Volksgutes hat auch die jagdlichen Angelegenheiten erfaßt und neu 
organiſiert. Durch die Herausgabe der „Rechtsverordnung betr. das 
Jagdrecht“ vom 28. März 1934 (Geſ. Bl. S. 223) find neue jagdliche Be⸗ 
ſtimmungen herausgegeben; hierdurch ſoll erreicht werden, daß der 
Waidmann nicht nur Jäger, ſondern auch gleichzeitig Heger iſt. Einem 
allſeitigen Wunſche der Danziger Jäger entſprechend wurde Vize⸗ 
präſident Greiſer vom Senat zum Landesjägermeiſter ernannt und 
mit der Führung aller jagdlichen Angelegenheiten, die ſich aus der 
genannten Verordnung bzw. den erlaſſenen Ausführungsbeſtimmun⸗ 
gen ergeben, betraut. 


VII. Kommunale Verwaltung. 


Auf dem Gebiete der Allgemeinen Verwaltung und der Kommu⸗ 
nalen Verwaltung war es vordringlichſte Aufgabe der neuen Re⸗ 
gierung, dafür zu ſorgen, daß die Verwaltung zukünftig im neuen 
nationalſozialiſtiſchen Geiſte geführt wurde. Zu dieſem Zweck wurden 
die drei Landratsämter neu und zwar mit bewährten Nationalſozia⸗ 
liſten beſetzt. Ferner war es erforderlich, für eine übergangszeit zur 
Behebung finanzieller, wirtſchaftlicher, ſozialer, kultureller und poli⸗ 
tiſcher Notſtände, die Verwaltung einzelner Gemeinden bis zur Neu⸗ 
regelung des Gemeindeverfaſſungsrechts auszuſchalten und an Stelle 
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des zuſtändigen Gemeindevorſtandes oder der Gemeindevertretung 
oder beider Gemeindebehörden durch einen von der Aufſichts behörde 
einzuſtellenden Staatskommiſſar führen zu laſſen. Von dieſem Recht 
hat die Regierung in reichlichem Maße Gebrauch machen müſſen, da 
vielfach Gemeinden nicht in erwünſchtem Sinne verwaltet wurden. 
Ebenſo find mit dem 30. Auguſt 1933 im Wege der Verordnung die 
bisherigen Amtsvorſteher und Amtsvorſteher⸗Stellvertreter aus ihren 
Amtern geſchieden und die Stellen der Amtsvorſteher und Amts⸗ 
vorſteher⸗Stellvertreter mit bewußten nationalſozialiſtiſchen Kämpfern 
beſetzt worden. Die Ernennung erfolgt durch den Senat auf Grund der 
neuen Rechtsverordnung nicht mehr auf 6, ſondern nur noch auf 
4 Jahre. Auch werden die in Betracht kommenden Perſonen nicht mehr 
vom Kreistag, ſondern von dem Landrat vorgeſchlagen. 

Eine weitere Sorge auf dem Gebiete der kommunalen Verwal⸗ 
tung war die Stärkung der Kreis⸗ und Gemeindefinanzen. Der Senat 
hat zur Hebung der finanziellen Notlage der meiſten Gemeinden und 
Gemeindeverbände ſehr erhebliche Mittel zur Verfügung geſtellt, die 
auch den notleidenden Krankenkaſſen zugute gekommen ſind. Das um⸗ 
fangreiche Arbeitsbeſchaffungsprogramm des Senats hat gleichfalls zur 
finanziellen Geſundung der Gemeinden beigetragen. Als ein beſon⸗ 
derer Erfolg dieſer Maßnahmen iſt anzuſehen, daß die drei Land⸗ 
räte zum 15. Auguſt 1933 melden konnten, daß ihre Kreiſe frei von 
Arbeitsloſen wären. Die leiſtungsunfähigen Gemeinden aus der Um⸗ 
gebung Danzigs, die ihrem Charakter nach ſchon längſt nicht mehr zu 
dem Kreiſe Danziger Höhe, ſondern zur Stadt Danzig gehörten und 
keines kommunalen Eigenlebens mehr fähig waren, wurden in die 
Stadt Danzig eingemeindet, wodurch erreicht wurde, daß ſie an den 
kommunalen Einrichtungen der Stadt Danzig teilnehmen können. 

Durch die Verordnung betr. die Konkurſe von Gemeinden uſw. 
wurden die beſtehenden Konkurſe von Gemeinden und Gemeindever⸗ 
bänden, Krankenkaſſen und anderen öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften 
aufgehoben und beſtimmt, daß Konkurſe über das Vermögen von Ge⸗ 
meinden und Gemeindeverbänden, Krankenkaſſen und anderen öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Körperſchaften nicht mehr ſtattfinden dürfen. 

Die Verwaltung der Sparkaſſe der Stadt Danzig wurde einer 
weitgehenden Reorganiſation unterzogen und der für die Ent⸗ 
ſcheidungen in Sparkaſſenſachen der Stadt Danzig maßgebliche Per⸗ 
ſonenkreis auf eine möglichſt kleine aber fähige Perſonenzahl be⸗ 
ſchränkt, was im Intereſſe der Schnelligkeit in der Bearbeitung von 
Anträgen von hohem Wert iſt und dazu beitragen wird, dieſem 
blühenden Inſtitut des Freiſtaats zu noch höherer Blüte zu verhelfen. 

Ein altes Unrecht aus der Zeit der Volkstagswahl wurde von der 
neuen Regierung wieder gut gemacht dadurch, daß zukünftig bei 
Volkstagswahlen auch ſolche Perſonen wahlberechtigt ſein werden, die 
Danziger Staatsangehörige ſind, aber im Auslande ihren Wohnſitz 
haben. So werden zukünftig auch Schiffsleute, die zur Beſatzung von 
See⸗ und Binnenſchiffen gehören und für keinen feſten Landwohnſitz 
polizeilich gemeldet find, das Recht haben, an Wahlen im Freiſtaat 
teilzunehmen. Im übrigen machte ſich nach den Volkstagswahlen eine 
allgemeine Wahlmüdigkeit bemerkbar. Der Senat hat daher Neu⸗ 
wahlen zu Gemeindevertretungen, in welchen Körperſchaften produk⸗ 
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tive Arbeit feit langem zumeiſt nicht mehr geleiſtet wurde, nicht vor⸗ 
nehmen laſſen, ſondern die beſtehenden Gemeindevertretungen bei⸗ 
behalten. Allerdings ſind ſie z. Zt. durch die Einſetzung der Staats⸗ 
kommiſſare größtenteils von ihrer meiſt unfruchtbaren Tätigkeit aus⸗ 
geſchloſſen. 

Durch Verordnung vom 12. Mai 1934 iſt gleichſam als Abſchluß 
und Krönung des erſten Teils der auf dem Gebiete der Kommunal⸗ 
verwaltung zu löſenden Aufgaben der Danziger Gemeindetag als 
Körperſchaft des öffentlichen Rechts gegründet worden. Dieſer hat 
entſprechend dem deutſchen Gemeindetag zur Aufgabe, die Danziger 
Gemeinden und Gemeindeverbände durch Beratung und Vermittlung 
des Erfahrungsaustauſches in ihrer Arbeit zu unterſtützen, die lei⸗ 
tenden Gemeindebeamten im nationalſozialiſtiſchen Sinne zu ſchulen 
und dem Senat gegenüber zu wichtigen Gemeindefragen gutachtlich 
Stellung zu nehmen. So iſt ein erheblicher Teil der Vorausſetzungen 
für ein reibungsloſes Arbeiten der Verwaltungsmaſchine im national⸗ 
ſozialiſtiſchen Sinne erfüllt und es iſt feſtzuſtellen, daß die oben ge⸗ 
ſchilderten Maßnahmen ſich ſchon jetzt zum Segen der Bevölkerung 
auswirken. 


Senatsabteilung des Auswärtigen. 
Präſident des Senats Dr. Hermann Rauſchning. 


Danzig galt bis zur Regierungsübernahme durch die national⸗ 
ſozialiſtiſche Bewegung als der brennendſte Kriſenherd Europas und 
der mutmaßliche Ort des Ausbruchs eines neuen europäiſchen Krieges. 
Mit dem am 20. Juni v. J. erfolgten Regierungswechſel in Danzig 
wurde dies ſogleich anders. Welche große Bedeutung das Ausland, 
namentlich England den veränderten Verhältniſſen beimaß, erhellt 
daraus, daß die großbritanniſche Regierung am 21. Juni v. J. ein 
Kriegsſchiff („Kempenfelt“) nach Danzig entſandte, um die fic) an die 
Regierungsübernahme anknüpfende Entwicklung an Ort und Stelle 
verfolgen zu können. Zu den erſten Amtshandlungen des neuen Prä⸗ 
ſidenten des Senats gehörte es, den offiziellen Beſuch des engliſchen 
Kriegsſchiffklommandanten zu empfangen und zu erwidern. 

Hatte man im Ausland vielfach Zweifel gehegt, ob die Regierungs⸗ 
übernahme durch die nationalſozialiſtiſche Partei in Danzig friedlich 
vor ſich gehen würde, ſo wurden alle gehegten Befürchtungen wider⸗ 
legt. Ruhe, Ordnung und Sicherheit wurden in Danzig nirgends ge⸗ 
ſtört, und die neue Regierung konnte ſich unverzüglich den harrenden 
ungeheuren Aufgaben in muſterhafter Diſziplin und voller Einmütig⸗ 
keit widmen. 

Als erſtes iſt es ihr gelungen, aus einer unhaltbaren außenpoliti⸗ 
ſchen Lage herauszukommen. Bekanntlich hatte ſich im Frühjahr 1933 
im Anſchluß an den Weſterplatten⸗Konflikt die allgemeine Lage in 
Danzig derart zugeſpitzt, daß die Entwicklung des Danziger Problems 
ernſtliche Beſorgniſſe für den Frieden Europas erregte. Die national⸗ 
ſozialiſtiſche Danziger Regierung betrachtete es deshalb als ihre vor⸗ 
nehmſte Aufgabe, gute und auf gegenſeitigem Vertrauen aufgebaute 
Beziehungen zur Nachbarrepublik Polen herbeizuführen. Die Danziger 
Regierung, vertreten durch den Präſidenten und den ſtellvertretenden 
Präſidenten des Senats, ſtattete daher ſchon am 3. Juli v. J. der pol⸗ 
niſchen Regierung in Warſchau einen offiziellen Beſuch ab. 

Abgeſehen von dieſem reinen Akt der Höflichkeit wurde hierbei 
zum Ausdruck gebracht, daß unter Wahrung des eigenen Charakters 
und auf dem Boden gegenſeitiger Achtung verſucht werden ſollte, auf 
dem Wege des Ausgleichs und einer Geſamtbereinigung der ſchweben⸗ 
den Streitfragen zu einem friedlichen und wirtſchaftlich erſprießlichen 
Zuſammenarbeiten der beiden Nachbarſtaaten zu kommen. Dieſes Biel 
ſchien man am beſten zu erreichen durch die alsbaldige Aufnahme von 
unmittelbaren Verhandlungen zwiſchen den beiden Regierungen. 

Unmittelbar nach dem Warſchauer Beſuch aufgenommene Ver⸗ 
handlungen führten am 5. Auguſt und 18. September bereits zu den 
beiden wichtigſten Abkommen über die Rechte der polniſchen Minder⸗ 
heit und über die Ausnutzung des Danziger Hafens durch Polen. Durch 
den Abſchluß des ſogenannten Minderheitenabkommens wurden der 
polniſchen Volksgruppe in Danzig Rechte zugebilligt, die weit über das 
übliche Maß der den Minderheiten in anderen Staaten zugebilligten 
Rechte hinausgingen. Dieſe Regelung der Minderheitenfrage entſpricht 
dem von Adolf Hitler, dem Führer der nationalſozialiſtiſchen Be⸗ 
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wegung, feſtgelegten Grundſatz des Schutzes jedes Volkstums vor Ein⸗ 
griffen als Geſtaltung zu poſitivem Volksgruppenrecht. Es ſollte die 
Möglichkeit geſchaffen werden, in einer von Mißtrauen gereinigten 
Atmoſphäre an die anderen ſchwierigen Fragen der Beziehungen zwi⸗ 
ſchen Danzig und Polen heranzugehen. Die Herbeiführung eines vor⸗ 
läufigen Abkommens über die Ausnutzung des Danziger Hafens durch 
das polniſche Hinterland war der nächſte Schritt auf dieſem Wege. Die 
Vereinbarung enthält die Verpflichtung der Republik Polen, alle not⸗ 
wendigen Maßnahmen zu ergreifen, um den weiteren Rückgang des 
ſeewärtigen Warenverkehrs über Danzig zu verhindern, und die Zu⸗ 
ſicherung einer gleichen Beteiligung an dem ſeewärtigen Warenverkehr 
für die Zukunft. In dieſer Kardinalfrage für Danzig wurden weiter 
Beſtimmungen darüber vereinbart, wie das Zuſammenarbeiten der 
beiden Häfen Danzig und Goͤingen in Zukunft geregelt werden ſoll. 

Nach Abſchluß dieſer beiden zunächſt befriſteten Abkommen ſtattete 
die polniſche Regierung, vertreten durch den Miniſterpräſidenten 
Jendrzejewiez und den Handelsminiſter Zarzyeki, der Danziger Re⸗ 
gierung einen offiziellen Gegenbeſuch ab und bewies dadurch, daß man 
auch polniſcherſeits die Abſicht habe, die beſten Beziehungen zu Danzig 
zu unterhalten. 

Auf der unmittelbar hiernach fhattfindenden Septembertagung des 

Völkerbundrats wurde u. a. auch das Ergebnis der bis dahin geleiſteten 
Verſtändigungsarbeit zwiſchen Danzig und Polen gebührend hervor⸗ 
gehoben. Bei dieſer Gelegenheit konnte der Präſident des Senats ſo⸗ 
wohl am Tiſch des Rats als auch bei einem Preſſeempfang die Ziele 
der nationalſozialiſtiſchen Bewegung in Danzig und die bisher getrof⸗ 
fenen Maßnahmen der neuen Danziger Regierung vor aller Welt klar 
und eindrucksvoll darlegen. 
8 Man ging nun daran, die vielen anderen noch ſchwebenden Streit⸗ 
fragen zwiſchen Danzig und Polen durch weitere direkte Verhandlun⸗ 
gen zu klären. Dieſe Arbeit ſchien rieſengroß, denn allein 34 große 
Streitfragen ſchwebten noch vor den Inſtanzen des Völkerbundes, ab⸗ 
geſehen von den vielen kleinen Meinungsverſchiedenheiten, die zwi⸗ 
ſchen Danzig und Polen noch ungeklärt waren. Es gelang in zäher 
Kleinarbeit, über die Hälfte der vor dem Hohen Kommiſſar ſchwebenden 
Streitigkeiten durch Abſchluß von Abkommen, durch ſofortige Anerken⸗ 
nung von Entſcheidungen des Hohen Kommiſſars oder ſonſtwie beizu⸗ 
legen. Großer Dank gebührt hierfür nicht nur den an den Verhand⸗ 
lungen unmittelbar Beteiligten, ſondern auch dem Hohen Kommiſſar, 
der durch ſeine überaus kluge und gerechte Vermittelung die ſchnelle 
1 a und die dadurch erzielte allgemeine Entſpannung herbei⸗ 
ührte. ; 

Um die Verhandlungen über die großen Streitfragen nicht zu 
ſtören und um in jedem einzelnen Fall einer Meinungsverſchiedenheit 
zwiſchen Danzig und Polen eine möglichſt große Entſpannung herbei⸗ 
zuführen, ging man dazu über, kleine Streitfälle, wie Grenz⸗ und 
Straßenzwiſchenfälle uſw., durch mündliche Beſprechungen zwiſchen den 
Sachbearbeitern der beiden Regierungen aufzuklären und möglichſt aus 
der Welt zu ſchaffen. Dieſes Verfahren hat ſich in jeder Weiſe gut be⸗ 
währt und weſentlich zur Beſeitigung der Meinungsverſchiedenheiten 
beigetragen. 
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Inzwiſchen gehen die Verhandlungen über die großen Wirtſchafts⸗ 
und Zollfragen, der Kontingente und der Regelung des Warenverkehrs 
zwiſchen Danzig und Polen weiter. Über ihre Bedeutung und über die 
Ausſichten eines Ausgleichs tft an anderer Stelle noch zu ſprechen. 


Zur wirkſamen Unterſtützung der zwiſchen den beiden Regierungen 
eingeleiteten Verſtändigungspolitik wurden die verſchiedenſten Schritte 
unternommen, um auch eine Entſpannung und Verſtändigung zwiſchen 
der Danziger und der Bevölkerung Polens herbeizuführen. So fanden 
zwiſchen Danzig und Polen eine Reihe von intereſſanten Beſuchen 
ftatt, durch die das gegenfeitige Sich⸗Kennen⸗ und Verſtehen⸗Lernen 
gefördert wurde. Zunächſt begab ſich eine Gruppe der Danziger Hitler⸗ 
jugend nach Polen, um dort im Lagerleben mit polniſchen Pfadfindern 
die polniſche Jugend kennen und deren Geiſt und Ideen verſtehen zu 
lernen. Es folgten der Gegenbeſuch der polniſchen Pfadfinder und dann 
die gegenſeitigen Studienreiſen der Danziger und der polniſchen Preſſe 
und eine Informationsfahrt von Kaufleuten und Wirtſchaftsführern. 

In dieſem Zuſammenhange darf auch nicht unerwähnt bleiben der 
private Beſuch des Präſidenten Dr. Rauſchning im Dezember vorigen 
Jahres in Warſchau, wo er Gelegenheit hatte, in einer längeren per⸗ 
ſönlichen Rückſprache mit Marſchall Pilſudſki, dem Führer des polni⸗ 
ſchen Volkes, die Ziele und Wünſche der Danziger Politik auseinander⸗ 
zuſetzen. 

Großes und, wie zu erwarten ſteht, Bleibendes wurde auf dieſem 
Wege des gegenſeitigen Sichverſtehens und der gegenſeitigen Achtung 
geleiſtet. Dieſem Ziel diente auch die von dem Präſidenten des Senats 
geförderte Gründung der Danziger Geſellſchaft zum Studium Polens. 
Hier werden bei den veranſtalteten Vorträgen geiſtige Führer beider 
Völker zu Wort kommen, um Kenntnis, Verſtändnis und Achtung vor 
den nationalen Eigenheiten des Partners zu vermitteln. 

So iſt in den Beziehungen zwiſchen Danzig und Polen eine erfreu⸗ 
liche Entſpannung eingetreten. Dieſes macht ſich nicht nur örtlich wohl⸗ 
tuend bemerkbar, ſondern wird auch in der übrigen Welt mit Genug⸗ 
tuung öffentlich anerkannt. Wir haben dieſes erreicht, ohne uns etwas 
in unſerer Souveränität und nationalen Würde zu vergeben. Es iſt ein 
Akt notwendiger Politik, dem wirtſchaftspolitiſchen Ausgleich den Ver⸗ 
ſuch geiſtiger Annäherung folgen zu laſſen. Wir fühlen uns aber gegen 
die Gefahr einer Aſſimilierung gefeit, die man vielleicht bei einer zu 
großen Annäherung an das polniſche Volk befürchten könnte. Wir wiſ⸗ 
ſen alle, daß die Danziger Bevölkerung in ihrer Geſinnung und in 
ihrem Fühlen faſt zu 100 Prozent zu dem deutſchen Mutterland und 
zur deutſchen Kulturgemeinſchaft ſteht. Hieran wird auch nichts durch 
die Aufnahme noch ſo enger Beziehungen zu einem anderen Volk 
geändert. 

Wenn wir den Ausgleich mit dem uns vertragsmäßig und geo⸗ 
graphiſch nahe verbundenen polniſchen Staat geſucht haben, ſo geſchah 
dieſes nicht nur aus taktiſchen Erwägungen heraus, um z. B. die wirt⸗ 
ſchaftlichen Belange Danzigs einſtweilen zu ſichern, ſondern weil uns 
dieſe Politik, im Großen geſehen, als der einzigſte Weg erſchien, den 
Frieden zwiſchen dem deutſchen und dem polniſchen Volke und damit 
auch den Frieden zwiſchen den Völkern Europas ſicherzuſtellen. 
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Damit ſtreifen wir auch unſer Verhältnis zum Völkerbund, mit 
dem wir auf Grund der beſtehenden Verträge in engen Beziehungen 
ſtehen. Wir bekennen uns für eine Geſellſchaft der Nationen, aber ſie 
muß dem nationalen Geſtaltungswillen des einzelnen Volkes und den 
Begriffen der Ehre und der Gleichberechtigung und der Achtung auch 
vor dem kleinſten Volke Raum geben. Wir müſſen es daher als unſer 
unverlierbares Recht betrachten, dem Willen unſeres Volkes zu ent⸗ 
ſprechen, ſich eine eigene innere politiſche Form und nationale 
Diſziplin ſo zu geben, wie es unſerem Weſen entſpricht. Wir werden 
dabei die uns bei der Gründung unſeres Freiſtaates auferlegten Ver⸗ 
träge und Beſtimmungen einhalten und nichts unternehmen, was 
unſerer vom Völkerbund garantierten Danziger Verfaſſung wider⸗ 
ſpricht. 

Am 15. Januar d. J. war die Amtszeit des Hohen Kommiſſars 
Helmer Roſting abgelaufen, der nach dem Tode des unvergeßlichen 
Grafen Gravina zunächſt proviſoriſch im Einvernehmen zwiſchen 
Danzig und Polen vom Völkerbund als Hoher Kommiſſar beſtellt wor⸗ 
den war. Die beſonderen Verdienſte, die ſich Herr Roſting durch ſeine 
unermüdliche Vermittelungstätigkeit zwiſchen Danzig und Polen er⸗ 
worben hat, wurden bereits erwähnt. 

Schwierig war es, einen geeigneten Nachfolger für Herrn Roſting 
zu finden. Im gegenſeitigen Einvernehmen haben ſich ſchließlich Danzig, 
Polen und die Völkerbundsinſtanzen auf den gegenwärtigen Hohen 
Kommiſſar, Herrn Leſter, geeinigt, der ſich bereits in der verhältnis⸗ 
mäßig kurzen Zeit ſeiner Tätigkeit einen guten Überblick über die hieſi⸗ 
gen ſchwierigen Verhältniſſe gebildet hat. Erfreulicherweiſe hat er noch 
nicht Gelegenheit gehabt, in einem Streitfall zwiſchen Danzig und 
Polen eine Entſcheidung zu fällen. 

Das bereits erwähnte Intereſſe Englands an Danzig ſcheint das 
gleiche geblieben zu ſein. Es mag dies dem Umſtande entnommen 
werden, daß die Großbritanniſche Regierung ſich vor kurzem entſchloſſen 
hat, das bisherige Konſulat in ein Generalkonſulat umzuwandeln. 
Auch das Königreich Bulgarien hat ſich entſchloſſen, eine konſulariſche 
Vertretung durch Schaffung eines Generalkonſulats in Danzig zu er⸗ 
richten. Im ganzen gibt es jetzt in Danzig 14 Generalkonſulate und 
23 Konſulate. Die Errichtung eines weiteren Konſulats ſteht bevor. 


Senatsabteilung für Wirtſchaft und Arbeit. 


Unmittelbar nach der Regierungsübernahme durch den National⸗ 
ſozialismus in Danzig fette das Beſtreben der neuen Regierung ein, 
Verwaltung und Wirtſchaft ſo zu führen, wie es im Intereſſe der 
neuen Staatsführung und im Intereſſe der Volkswirtſchaft erforder⸗ 
lich erſchien. 

Als Vordringlichſtes war notwendig, im Intereſſe der Danziger 
Wirtſchaft eine günſtige Geſtaltung der Wirtſchafts beziehungen 
zwiſchen Danzig und Polen herbeizuführen. Es hatten ſich die Ver⸗ 
hältniſſe zwiſchen Danzig und Polen ſo zugeſpitzt, datz ein gedeihliches 
Zuſammenarbeiten der beiden verflochtenen Wirtſchaftsgebiete im 
Intereſſe beider Teile kaum noch möglich erſchien. Es kam infolgedeſſen 
darauf an, eine neue Baſis zu finden, auf der unter Berückſichtigung 
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der gegenfeitigen Intereſſen ein gedeihliches Zuſammenarbeiten ſich 
geſtalten konnte. 

Der erſte Schritt hierzu wurde getan durch das danzig⸗polniſche 
Abkommen vom 18. September 1933, in dem eine Arbeitsteilung 
zwiſchen den beiden Häfen von Danzig und Goͤingen vorgenommen 
wurde. Wenn auch die Auswirkungen dieſes Abkommens heute noch 
nicht in vollem Umfange zu überſehen ſind, ſo kann doch geſagt wer⸗ 
den, daß durch dieſen erſten Schritt auf dem Wege der vernunftmäßigen 
Verſtändigung ſich Fingerzeige ergeben haben, die Anlaß geben 
könnten, auf dieſem nunmehr eingeſchlagenen Wege fortzufahren. Man 
kann annehmen, daß durch dieſes Abkommen in dem früher beſtande⸗ 
nen Konkurrenzkampf zwiſchen den beiden Häfen von Danzig und 
Gdingen ein Stillſtand eingetreten iſt und daß dieſes dadurch herge⸗ 
ſtellte Verhältnis zu einem vernunftmäßig ſich auswirkenden Aus⸗ 
gleich führen wird. Jedenfalls kann heute ſchon geſagt werden, daß 
ein Abgleiten des damaligen Güterumſchlages zu Gunſten von Gdin⸗ 
gen und zu Ungunſten von Danzig durch dieſes Abkommen verhindert 
worden iſt. 

Wie ſich das obengenannte Abkommen vom 18. September 1933 
endgültig auswirken wird, läßt ſich wegen der Kürze ſeines Beſtehens 
nicht überſehen, es iſt aber zu hoffen, daß dieſer Geiſt, der bei Abſchluß 
des Abkommens auf beiden Seiten geherrſcht hat, ſich für beide Teile 
günſtig auswirken wird. 

Von dieſen Gedankengängen ausgehend, hat die Danziger und die 
polniſche Regierung auch verſucht, die übrigen wirtſchaftlichen Streit⸗ 
fragen zwiſchen Danzig und Polen ohne Anrufung der Völkerbunds⸗ 
inſtanzen im Wege direkter Verhandlungen zu regeln. 

Dieſe Verhandlungen beziehen ſich auf die Geſtaltung des Waren⸗ 
verkehrs zwiſchen Danzig und Polen und auf die Anpaſſung dieſer 
beiden verſchiedenartig gelagerten Wirtſchaftsverhältniſſe. Hierbei 
ſpielt der Schutz der Danziger Landwirtſchaft (Überſchwemmung Dan⸗ 
zigs mit billigen polniſchen Agrarprodukten, die eine Rentabilität des 
Anbaues unmöglich machen) einerſeits und der Schutz der Danziger 
Induſtrie, des Handwerks und Handels (Schaffung des ungehinderten 
Warenverkehrs nach Polen) andererſeits eine ausſchlaggebende Rolle. 

Dieſe Verhandlungen mit ihrer wirtſchaftlichen und politiſchen 
Bedeutung dauern zurzeit noch an, ſodaß hierzu eine endgültige Stel⸗ 
lung im Augenblick noch nicht eingenommen werden kann. Es ſteht 
aber zu erwarten, daß die zum Teil ſich widerſprechenden Tendenzen 
der beiden Teile miteinander ſo ausgeglichen werden können, daß ein 
Abkommen in kürzeſter Zeit zuſtande kommt, das den berechtigten 
Wünſchen Danzigs und Polens Rechnung trägt. 

Außerdem mußte aber auch innerpolitiſch eine Aufbauarbeit vor⸗ 
genommen werden, die den Gedanken und Ideen einer nationalſozia⸗ 
liſtiſch eingeſtellten Regierung und dem Sinn der danzig⸗deutſchen 
Volksgemeinſchaft Rechnung trägt. 

Als vorbildlich hierin kann bezeichnet werden die Schaffung der 
Bauernkammer, die ſich von innen heraus entwickelt hat und alsbald 
ſeine geſetzliche Grundlage in dem Geſetz vom 14. Juli 1933 fand. 

Um die übrigen Berufsvertretungen ſyſtematiſch zu erfaſſen, wur⸗ 
den eine Reihe von Verordnungen mit Geſetzeskraft erlaſſen, die die 
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endgültige berufsſtändiſche Vertretung der Danziger Wirtſchafts⸗ 
intereſſen vorbereiten ſollen. Die grundlegende Verordnung für den 
Aufbau der neuen berufsſtändiſchen Vertretungen iſt die Verordnung 
vom 4. Juli 1933 über die Schaffung der vorläufigen Hauptwirtſchafts⸗ 
kammer. Der Aufbau auf dieſem Gebiet iſt noch nicht abgeſchloſſen, es 
ſteht aber zu erwarten, daß in nicht allzu ferner Zeit eine Neugliede⸗ 
rung der Geſamtwirtſchaft erfolgt. 

Das Kardinal⸗Problem, vor deſſen Löſung die Regierung bei 
übernahme der Macht ſtand, war das Problem der Arbeitsloſigkeit. 
Der Senat ſchaffte ſich durch die Dritte Verordnung zur Erhaltung 
und Vermehrung von Arbeitsgelegenheiten vom 15. Auguſt 1933 die 
Waffe zur Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit. Zuſchüſſe bei Mehreinſtel⸗ 
lung von Arbeitern, die Ausſchaltung der Lohnkämpfe durch Einſetzung 
eines Treuhänders der Arbeit, Verbot von Betriebseinſchränkungen, 
Arbeitnehmerentlaſſungen ohne durchſchlagenden Grund, Erſatzbeſchaf⸗ 
fungen durch Gewährung von Steuerfreiheit waren einige von den 
Wegen, die nach Erlaß der Verordnung zur Beſeitigung der Arbeits⸗ 
loſigkeit gegangen werden konnten. Dieſe Verordnung legte auch den 
Zwang, ältere Arbeitnehmer und Kriegsteilnehmer zu beſchäftigen, feſt. 

Der gewerbliche Mittelſtand wurde durch eine Verordnung zum 
Schutze des Einzelhandels vom 3. Okt. 1933 weſentlich dadurch entlaſtet, 
daß die Eröffnung neuer Geſchäfte und neuer Handwerksbetriebe ver⸗ 
boten wurde. Der Senat hat auf Grund dieſer Verordnung in ca. 
5 Monaten die Gründung von ca. 350 neuen Betrieben verhindert, 
die für die beſtehenden Betriebe eine außerordentliche Belaſtung be⸗ 
deutet hätten, die aber auch ſelber nach dem Urteil der befragten Sach⸗ 
verſtändigen nicht lebensfähig geweſen wären. 

Die Ehrlichkeit im Handel ſuchte der Senat durch ein Verbot von 
Zugaben zu fördern. Nach Erlaß der Verordnung zur Ergänzung des 
Geſetzes gegen den unlauteren Wettbewerb vom 10. Oktober 1933 weiß 
jetzt jeder Käufer, was er für die Summe, die er bezahlt, auch tat⸗ 
ſächlich an Ware erhält. 

Eine ſchwere Bindung hauptſächlich der großen Zahl der kleinen 
Gewerbetreibenden fand der Senat bei der Regierungsübernahme 
vor. Dieſe Bindung beſtand in einer großen Zahl langfriſtiger Ver⸗ 
träge, die Mieter oder Pächter an Verträge band, die unter ganz 
anderen wirtſchaftlichen Vorausſetzungen geſchloſſen waren. Durch 
eine Verordnung zur Kündigung langfriſtiger Miets⸗ und Pacht⸗ 
verträge vom 8. November 1933 wurde eine Angleichung derartiger Ver⸗ 
träge an die derzeitige Wirtſchaftslage ermöglicht. 

Auf dem Gebiete des Arbeitsrechts ſchaffte die Regierung die alle 
bisherigen Verhältniſſe umgeſtaltende Verordnung zur Ordnung der 
Arbeit vom 8. Mai 1934. Dieſe Verordnung verhindert alle die Er⸗ 
ſcheinungen, die bisher die Wirtſchaft ſo ſtark gehemmt hatten, wie 
zum Beiſpiel die erbitterten Lohnkämpfe, die Streiks und Ausſper⸗ 
rungen uſw. Sie ſtellt den Unternehmer als Führer des Betriebes 
ſichtbar heraus und gibt ihm die dazu nötigen Rechte und Pflichten. 
Die Angeſtellten und Arbeiter werden zur Gefolgſchaft des Führers, 
die gemeinſam an der Förderung des Betriebes arbeiten. An die 
Seite des Führers wird der Vertrauensrat geſtellt, der aus den Ar⸗ 
beitern und Angeſtellten gebildet iſt. Die Erhaltung des Arbeits⸗ 
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friedens liegt dem nunmehr in das Arbeitsrecht als beſtimmenden 
Faktor eingebauten Treuhänder der Arbeit ob. Der Geiſt, den dieſe 
Verordnung atmet, wird am beſten dadurch angezeigt, daß die Ver⸗ 
ordnung eine ſoziale Ehrengerichtsbarkeit begründet, die das Ver⸗ 
antwortungsgefühl des Einzelnen im Betriebe ſtärkt und Übergriffe 
von allen Seiten unterbindet. Durch dieſe Verordnung hat die Na⸗ 
tionalſozialiſtiſche Regierung eine Betriebsethik geſchaffen. 

Auf dem Gebiete des Genoſſenſchaftsweſens hat der Senat eine 
Verordnung bereits beſchloſſen, die eine ſtarke Umgeſtaltung des Ge⸗ 
noſſenſchaftsweſens bedeutet. Verſchärfte Bilanzierungsbeſtimmungen, 
verſchärfte Beaufſichtigungen durch die Reviſionsverbände, denen in 
Zukunft jede Genoſſenſchaft angehören muß, werden dafür Sorge 
tragen, daß die für den Mittelſtand lebenswichtige Einrichtung der 
Genoſſenſchaften als Form der gewerblichen Betätigung geſichert wird. 

Auch auf dem Gebiete der Schiffahrt griff der Senat energiſch 
durch. Der tarifloſe Zuſtand hinſichtlich der Seeſchiffahrt wurde durch 
die Einführung des Deutſchen Seetarifs erſetzt. Die ſchiffahrttreibenden 
Kreiſe wurden im Schiffahrtsbetriebsverband zuſammengefaßt, der 
unter dem Geſichtspunkte gegründet wurde, eine gerechte Verteilung 
a anfallenden Verdienſtes auch dem kleinſten Schiffsbeſitzer zuzu⸗ 
ühren. 

Im großen Umfange wurden Beſchäftigungsmöglichkeiten für die 
Werften beſchafft. 

Nach Übernahme der Regierung durch den Nationalſozialismus 
wurde die Abt. Wirtſchaft und Arbeit erweitert, um die beſondere 
Förderung und Betreuung der Privatwirtſchaft in verſtärktem Maße 
aufnehmen zu können. Die neue Dienſtſtelle wurde gleich vor eine 
faſt unüberwindliche Fülle von wichtigen Aufgaben geſtellt. An den 
großen Erfolgen der Überwindung der Arbeitsloſigkeit, zu dem Er⸗ 
folge einer fortſchreitenden Wiederaufrichtung und Belebung der dar⸗ 
niederliegenden Danziger Wirtſchaft hat die Erweiterung der Wirt⸗ 
ſchaftsabteilung weſentlich beigetragen. 

Zu der großen Fülle von Arbeitsbeſchaffungs⸗, Arbeitserhaltungs⸗ 
und Wiederaufbaumaßnahmen, die gefördert und vorwärts getrieben 
wurden, gehören eine ſtattliche Anzahl Sanierungen kranker und 
ſchwacher Betriebe, die an und für ſich durchaus lebensfähig ſind, durch 
die Verquickung von widrigen Umſtänden jedoch vor dem Ruin ſtan⸗ 
den; es gehören dazu verſchiedene Neugründungen von Induſtrie⸗ 
zweigen, die ſich für Danzig ſpeziell eignen und ſich gleichzeitig den 
Danziger und polniſchen Bedürfniſſen und Gegebenheiten anpaſſen; 
es gehören dazu ferner Betriebserweiterungen, Betriebs umſetzungen, 
Betriebsumſtellungen, die unter Zuhilfenahme dieſer Abteilung vor⸗ 
genommen wurden. Dabei bewährte ſich vorzüglich die ſtraffe, zweck⸗ 
mäßige Organiſation dieſer neu gebildeten Dienſtſtelle, die durch einen 
größeren Mitarbeiterſtab verſchiedener Spezialiſten, die aus der Wirt⸗ 
ſchaft hervorgegangen ſind (Ingenieure, Volkswirte, Statiſtiker, Wirt⸗ 
ſchaftsprüfer, Preisprüfer), mit dem nötigen Sachverſtändnis die Bee 
treuung der Gingelbetriebe und verſchiedenen Betriebsgruppen wirk⸗ 
ſam in Angriff nahm. 

Der Stab der Mitarbeiter, der vielſeitig und umfaſſend eingeſetzt 
wurde und wird, verbürgt einen lebendigen, weitgehenden Kontakt 
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zwiſchen Senat und Wirtſchaft. In vertrauensvoller Zuſammenarbeit 
zwiſchen Senat und Privatwirtſchaft iſt ein einheitliches Entwerfen, 
Planen, Streben, Geſtalten und Wirken erzielt worden, das eine kon⸗ 
ſtruktive Löſung dringender Probleme und bedeutenderer Einzel⸗ 
fragen ermöglichte. Der Senat hat mit nimmermüder Einſatzbereit⸗ 
ſchaft verſucht, jedem Petenten, jedem Antragſteller gerecht zu werden 
und ihm eine tatkräftige Hilfe angedeihen zu laſſen, wobei ihm die 
genaue Kenntnis der Wirtſchaftslage der einzelnen Betriebe und Be⸗ 
triebsgruppen ſehr zu ſtatten kam und kommt. Jeder Einzelfall wurde 
pfleglichſt behandelt und der erreichbaren Löſung zugeführt. So ſtand 
der Senat allen Firmen und Betrieben mit Rat und Tat fördernd, 
anregend, wegweiſend, zielgebend, ſchützend zur Seite und beſeitigte 
Hinderniſſe und Schwierigkeiten, ſorgte für Ausgleich und Gerechtig⸗ 
keit, Wirtſchaftsfrieden und Entſpannung. 


Gegen Auswüchſe in der Preisgeſtaltung, gegen Preiswucher und 
Preisſchleuderei wurde durch Einſetzung eines Preiskommiſſars ener⸗ 
giſch vorgegangen. Durch andere Maßnahmen wurden günſtige Pro⸗ 
duktionsbedingungen und Abſatzverhältniſſe geſchaffen. Mancherlei 
Feſſeln und Hemmniſſe, die laſtend auf der Privatinitiative lagen, 
konnten fortgeräumt werden. Durch Bezuſchuſſung aus verſchiedenen 
produktiven Fonds, durch Vermittlung und Gewährung von Dar⸗ 
lehen konnten viele Betriebe erhalten oder in ihrem Ertrage geſtärkt 
werden. Überhaupt konnte durch umfangreiche Kreditmaßnahmen die 
lähmende Betriebskapitalnot gelindert werden. 

Der Senat hat ſich durch die neugebildete Dienſtſtelle auch wirkſam 
eingeſetzt bei der Verſorgung vieler Danziger Betriebe mit Aufträgen 
und bei der Abſatzförderung der Danziger Erzeugniſſe. 

Zuſammenfaſſend kann geſagt werden, daß der Senat viele Stockun⸗ 
gen und Schwierigkeiten im Wirtſchaftsleben beſeitigen konnte, daß er 
das Menſchenmögliche getan hat, um die Exiſtenz und die zweckmäßige 
Ausgeſtaltung der Betriebe oder Betriebsgruppen zu erhalten, zu 
pflegen bzw. zu feſtigen. Alle Bemühungen waren darauf gerichtet, die 
Arbeitsloſigkeit zu beheben und ſtatt Löſungen von vorübergehender 
Wirkung endgültige Löſungen zu finden. 

Zwiſchen dem Senat und der Privatwirtſchaft hat ſich im Laufe der 
Zeit ein erfreuliches Vertrauensverhältnis herausgebildet, das ein 
beredter Beweis dafür iſt, daß die bürokratiſche Verſtändnisloſigkeit 
und Schwerfälligkeit wirtſchaftlichen Fragen und Problemen gegen⸗ 
über gebrochen worden iſt. Dieſe Tatſache iſt von beſonderer Wichtig⸗ 
keit, da nur ſo die Wirtſchaft in der Regierung einen aufmunternden 
und ſtärkenden Rückhalt finden kann. 


In der letzten Zeit iſt der Senat zu einer beſonders wirkungs⸗ 
vollen Maßnahme übergegangen. Für den Mittelſtand, das Klein⸗ 
gewerbe und Handwerk konnte eine großzügige Kreditaktion in die 
Wege geleitet werden. Nach ſorgfältiger Prüfung der bereits im Deut⸗ 
ſchen Reich gebildeten Garantieverbände und Beobachtung der Aus⸗ 
wirkungen an Ort und Stelle iſt die Abt. Wirtſchaft an die Gründung 
eines Fonds herangegangen, aus dem zu rein produktiven Zwecken 
Kleinkredite an die oben bezeichneten Stellen gegeben werden. — 
Durch perſönliche Verhandlungen mit der Bevölkerung glaubt die Abt. 
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Wirtſchaft das Vertrauen der Bevölkerung zur nationalſozialiſtiſchen 
Regierung auch weiterhin ſtändig ſteigern und befeſtigen zu können. 

Bei der Notlage, die gerade bei dem Mittelſtande vorherrſcht, wird 
es die ganze Bevölkerung außerordentlich begrüßen, daß ihr vom 
Senat Mittel bereitgeſtellt werden, um das vom Senat eingeleitete 
Arbeitsbeſchaffungsprogramm praktiſch auch in ſeiner Kleinaus⸗ 
wirkung erfüllen zu können. Gerade das ſolide Handwerk, das über 
bankmäßige Sicherheiten in der bisher geforderten Form nicht mehr 
verfügt, hat es am bitterſten nötig. 

Durch die Fülle der Maßnahmen auf den verſchiedenſten Gebieten, 
die von der Abteilung Wirtſchaft ausgingen, wurde in bedeutendem 
Umfange dazu beigetragen, die Zahl der Arbeitsloſen, die Anfang 1933 
die Ziffer von 40 000 überſtiegen hatte, bis auf die Zahl von 18 462 am 
1. Juni 1934 herabzudrücken, das heißt, die Höchſtzahl von Anfang 1933 
mit über 40000 gemeldeten Arbeitsloſen iſt um mehr als die Hälfte in 
einer verhältnismäßig kurzen Zeit geſenkt worden. 

Die ſtändig abſinkende Kurve der Arbeitsloſigkeit ſeit der Über⸗ 
nahme der Regierung durch den Nationalſozialismus zeigt das 
Diagramm der Arbeitsloſigkeit im Freiſtaat vom Jahre 1930 bis zur 
Gegenwart. 


Arbeitslose 
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Senatsabteilung für Landwirtichaft, Forſten 
und Veterinärweſen. 


Als die nationalſozialiſtiſche Regierung ihr Amt übernahm, war 
die Lage der Landwirtſchaft überaus ernſt. über die allgemeine Agrar⸗ 
kriſe hinaus, war die Danziger Landwirtſchaft, bedingt durch die 
beſondere politiſche und wirtſchaftliche Stellung der Freien Stadt 
Danzig, in eine Notlage geraten, die dem ſicheren Ruin entgegenführen 
mußte und die Exiſtenz des Staates bedrohte. 

Um mit der nötigen Sorgfalt die Wiederaufbauarbeiten vorbereiten 
zu können, wurde das von den bisherigen Regierungen geſchaffene aber 
keine endgültige Geſundung bringende Zwangsvollſtreckungsnotrecht 
verlängert. In dieſer Zeit wurden Mittel und Wege gefunden, um die 
ländlichen Betriebe von der ruinierenden Schuld⸗ und Zinſenlaſt zu 
befreien. Das geſchah durch die Zinsſenkung⸗ und die Entſchuldungs⸗ 
verordnung vom 22. September 1933. Die Zinſen für alle Hypotheken, 
die auf landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen 
Grundſtücken ruhten, wurden auf 4 Prozent herabgeſetzt. 

Durch die Bauernentſchuldungs⸗Verordnung vom 22. September 
1933 iſt eine grundlegende Entſchuldung des Bauernſtandes vorgenom⸗ 
men. Die erſtwertigen Hypotheken ſind auf 4 Prozent, die zweitwerti⸗ 
gen auf 214 Prozent geſenkt. Ferner find alle beſtehenden Hypotheken 
in Tilgungshypotheken umgewandelt, die mit ½ Prozent jährlich 
amortiſiert werden. Beſonders ſchwierig war die Regelung der übrigen 
bäuerlichen Schulden. Nach eingehender und langer Prüfung hat man 
folgenden Ausweg gefunden: Die geſamten übrigen Schulden, von der 
Verordnung Schwimmſchulden genannt, gehen auf die Staatliche Treu⸗ 
handgeſellſchaft über, die fie in 10 Halbjahres⸗Rateu abdeckt, ſodaß die 
Gläubiger in verhältnismäßig kurzer Zeit ungekürzt ihre Forderungen 
erhalten, allerdings unverzinſt. 

Dieſe tiefeingreifenden Maßnahmen, deren Schwere für die Gläu⸗ 
biger keineswegs verkannt wird, ließen ſich trotz aller ſchwierigen Lage, 
in der die Bauern ſich befanden, nicht rechtfertigen, wenn durch das Ge⸗ 
ſetz nicht gleichzeitig ein anderer Erfolg als die bloße Entſchuldung 
erreicht wurde. Nicht dem einzelnen Bauern ſollte geholfen werden, 
ſondern der bäuerlichen Familie. Der Bauer begab ſich hierdurch 
endgültig der freien Verfügung über ſeinen Grund und Boden. 
Denn der § 42 der Verordnung beſtimmt, daß jede rechtsgeſchäftliche 
oder zwangsweiſe Veräußerung oder Belaſtung der bäuerlichen Grund⸗ 
ſtücke nur mit Genehmigung des Entſchuldungsausſchuſſes zuläſſig iſt. 
Die Regierung wird auf dieſem Wege durch übernahme des deutſchen 
Erbhofgeſetzes fortſchreiten. 

Zur Schaffung neuer geſunder Bauernſtellen wurde am 17. April 
1934 eine Rechtsverordnung über die Agrarreform und das landwirt⸗ 
ſchaftliche Siedlungsweſen erlaſſen. Siedler werden angeſetzt nach 
volkswirtſchaftlichen Geſichtspunkten mit einer aufzubringenden Lei⸗ 
ſtung, die lediglich der Ertragsfähigkeit der Siedlerſtelle angeglichen 
iſt, ohne Rückſicht auf Kapitalsrenten. Beſtehende Staatsſiedlungen 
wurden durch Gewährung von Freijahren und anſchließende Ermäßi⸗ 
gung der aufzubringenden Leiſtungen lebensfähig gemacht. 
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Um der Landwirtſchaft die bisher fehlende berufsſtändiſche Ver⸗ 
tretung zu geben, wurde die Danziger Bauernkammer als die geſetzliche 
Berufsvertretung der Landwirtſchaft geſchaffen. Damit war der erſte 
Schritt zur praktiſchen Durchführung des ſtändiſchen Aufbaues getan. 
Die Aufgabe der Danziger Bauernkammer wird in der Verordnung 
nach zwei Richtungen feſtgelegt. Die Bauernkammer ſoll auf das Wohl 
der Geſamtheit des Berufsſtandes führend und beeinfluſſend wirken 
und zum andern den Berufsſtand nach außen hin vertreten. 

Die Verhältniſſe in der Danziger Milchwirtſchaft lagen vor dem 
Amtsantritt der nationalſozialiſtiſchen Regierung beſonders im argen. 
40 Prozent der Konſummilch und 95 Prozent des Sahnebedarfs war 
bisher aus Polen geliefert worden. Die Folge war eine Unterbewer⸗ 
tung der Danziger Milch und Milcherzeugniſſe. Die Milchmarktbereini⸗ 
gung ſowie die Regelung der Butter⸗ und Käſebewirtſchaftung wurden 
im Jahre 1933 in raſcher Folge durchgeführt. Das Molkereiweſen wurde 
in der Milchzentrale zuſammengefaßt, die Milchverſorgung auf eine 
wirtſchaftliche und hygieniſche Grundlage geſtellt. Die ungeſund hohen 
Handelsſpannen konnten abgebaut, die Einfuhr der polniſchen Milch 
geregelt und eine Erhöhung der Erzeugerpreiſe, ohne Verteuerung der 
Konſummilch, um durchſchnittlich 3 P. pro Liter im Friſchmilchgebiet 
und 2½ P. im Werkmilchgebiet erreicht werden. 

Die weiter durchgeführten Maßnahmen zur Verbeſſerung des Ab⸗ 
ſatzweſens auf dem Gebiete der Viehwirtſchaft haben in der Richtung 
der Vermehrung der ſtark zuſammengeſchrumpften Viehbeſtände ſicht⸗ 
bare Erfolge gezeitigt. 

Auf dem Gebiete der Zuckerbewirtſchaftung hat die Regierung auf 
den Abſchluß eines Abkommens zwiſchen dem Verein der Zuckerrüben⸗ 
bauern und der Zuckerinduſtrie hingewirkt, das der Landwirtſchaft 
einen entſprechenden Einfluß bei der Feſtſetzung der Anbaukontingente 
und bei der Verwertung des Zuckers ſichert. 

Die neue Regierung hat auch eine Organiſierung des Kartoffel⸗ 
abſatzes in Angriff genommen. Durch die bisherigen Maßnahmen 
konnte die Kartoffelernte 1933 bereits günſtiger verwertet werden als 
in den Vorjahren. 

Die fiskaliſchen Ländereien werden nach einem grundſätzlich ande⸗ 
ren Geſichtspunkte von den Danziger Bauern genutzt. Früher Verpach⸗ 
tung an den Meiſtbietenden auf ſechs Jahre, dadurch ungerechte und 
unwirtſchaftliche Verteilung des Landes zu Phantaſiepreiſen — jetzt 
Neuverteilung ſämtlicher Ländereien nach wirtſchaftlichen Geſichts⸗ 
punkten, Vergebung in Erbpacht bzw. langfriſtige Verträge auf zirka 
18 Jahre. Die Pachthöhe wird feſtgeſetzt nach der tragbaren Leiſtungs⸗ 
fähigkeit. 

Zur Arbeitsbeſchaffung wurden auf den fiskaliſchen Ländereien 
Winternotſtandsarbeiten ausgeführt. Es wurden ca. 350 Mann 3 Mo⸗ 
nate lang zu einem Lohnſatz nach Landarbeitertarif beſchäftigt. 

Zur Schaffung einer geregelten Pferdezucht wurde ein ſtaatliches 
Landſtallamt gegründet. Zwei Zuchtrichtungen werden gefördert, und 
en ae Warmblutpferd, Trakehner Abſtammung, und das Kalt⸗ 

lutpferd. 
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Den Rindviehzüchtern wurde durch Erhöhung der Exportprämie 
geholfen. An der Rentabilität der Rindviehhaltung iſt die bereits an⸗ 
geführte Regelung auf dem Milchmarkt erheblich beteiligt. Zur Be⸗ 
kämpfung der Rindertuberkuloſe hat der Senat im vergangenen Jahre 
einen Betrag von 10 000,— G. zur Verfügung geſtellt, der auch weiter⸗ 
hin als laufende Beihilfe jährlich gegeben wird. 

Zur Förderung der Schweinezucht iſt eine Körordnung für Eber 
erlaſſen. 

Auch die Kleintierzucht wird gefördert durch Hergabe von Bei⸗ 
hilfen zur Beſchaffung hochwertigen Zuchtmaterials. U. a. iſt eine 
Körordnung für Ziegenböcke erlaſſen. Eine grundlegende Beſſerung in 
der Geflügelhaltung iſt jedoch erſt möglich, nachdem ein geregelter Ab⸗ 
ſatz der Eier durchgeführt iſt. 

Der Senat hat im Sommer 1933 für Meliorationen 1 Million Gul⸗ 
den zur Verfügung geſtellt. Mit dieſen Mitteln ſollen zur Hebung des 
Bodenertrages Gräben und Deiche in dem Freiſtaatgebiet in Ordnung 
gebracht bezw. neu hergeſtellt werden. 

Neben dieſen im weſentlichen kleineren Projekten wurden noch 
zwei größere Projekte in Angriff genommen: die Räumung der 
oberen Mottlau und Erhöhung der Wälle an der unteren Mottlau 
ſowie das Jungfer⸗Projekt. 

Die Arbeiten dürften neben einer Beſſerung des Arbeitsmarktes 
eine erhebliche Produktions⸗ und Wertſteigerung des Landes bringen. 

Auch der Beſſerung der Lage der Danziger Fiſcher hat die neue 
Regierung ihr beſonderes Augenmerk zugewandt. Es erfolgte die 
Reinigung des Fiſcherſtandes von berufsfremden Elementen, ferner 
wurde durch Bildung eines Fiſchverſorgungsverbandes den Fiſchern 
die beſſere Verwertung ihrer Fänge ermöglicht und ſchließlich iſt Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz auch für die Fiſchereibetriebe angeordnet worden. 
Außerdem ſind zur Behebung der Notlage der Fiſcher Beihilfen und 
Darlehen gegeben worden. Zur Förderung des Fiſchbeſtandes und der 
Ertragsſteigerung ſind Fiſchzuchtanlagen geſchaffen worden. 

Während frühere Zeiten den Wald weitaus in der Hauptſache in 
kapitaliſtiſchen Gedankengängen als Holzerzeuger und ſomit als geld⸗ 
ſchaffenden Wertgegenſtand anſahen, dem ſtändig eine hohe Rente 
abgefordert wurde, ohne die entſprechenden Mittel wieder in ihn hinein⸗ 
zuſtecken, änderte ſich dieſes Verfahren ſchlagartig nach dem Regie⸗ 
rungsantritt vor einem Jahr. Wenn auch fürderhin der volkswirt⸗ 
ſchaftliche Wert des Waldes nicht überſehen wurde, ſo diente er nun⸗ 
mehr doch in weitaus größerem Maße der Bevölkerung als Er⸗ 
holungsſtätte und als unmittelbares Bindeglied zwiſchen Meuſch und 
Heimatboden. 

Gerade die Waldarbeit benötigt ganz geringe Materialkoſten; ſie 
fordert faſt ausſchließlich Menſchenkraft. Rund 235 000 Tagewerke 
konnten daher bis heute geleiſtet werden, die großen Segen in viele 
Familien getragen und zugleich den ganzen Wald überall wieder auf⸗ 
gefriſcht haben. 


Senatsabteilung für Betriebe und Verkehr. 
Senator Dipl.⸗Ing. Wilhelm Huth. 


Zuſammen mit der Sichtung des Perſonals der Abteilung ging 
die Einrichtung eines Reviſionsamts, dem die Aufgabe zuerteilt wurde, 
die Verwaltungsarbeit der bisherigen Abteilung für Betriebe und 
Verkehr beſonders unter wirtſchaftlichen Geſichtspunkten einer Revi⸗ 
ſion zu unterziehen. Die Arbeit des Reviſionsamtes führte im weiteren 
Verlauf zu Reformen verſchiedenſter Art. Die Buchführung des Städ⸗ 
tiſchen Betriebsamtes wurde reorganiſiert, die Markthallenverwaltung, 
die Verwaltung des Schlacht⸗ und Viehhofes und auch die Verwaltung 
des Städtiſchen Leihamtes wurden ebenfalls auf die Anregungen und 
Feſtſtellungen des Reviſionsamtes hin zur Erhöhung der Wirtſchaft⸗ 
lichkeit umgeordnet. 

Die von der Abteilung bearbeitete Energiewirtſchaft erlebte eine 
faſt revolutionär zu nennende Umſtellung. Zunächſt wurden durch 
verfaſſungsmäßigen Geſetze die nötigen Grundlagen geſchaffen, um hier 
die nationalſozialiſtiſchen Ideen in die Tat umzuſetzen. Der Senat 
beſtimmte den Leiter der Abteilung Betriebe zum Energiekommiſ⸗ 
ſar für das geſamte Freiſtaatgebiet. Schon wenige Wochen nach Ein⸗ 
richtung dieſes Amtes erging eine für das geſamte Freiſtaatgebiet 
geltende Energieverordnung, durch die in ganz neuer Art die Erzeu⸗ 
gung und der Abſatz von Gas und Elektrizität geregelt wurde. Die 
Neuregelung beſeitigte eine unerträgliche Vielheit von Preisberech⸗ 
nungen und brachte eine weſentliche Senkung der Preiſe insbeſondere 
auch für die Landwirtſchaft mit ſich. Verbunden mit dieſen Maßnahmen, 
die zum Endziel die möglichſt billige Verſorgung aller Volksgeuoſſen 
mit den genannten Energien hatten, wurde eine Werbe⸗ und Finan⸗ 
zierungstätigkeit für den Vertrieb von elektriſchen und Gasgeräten, 
die außerordentlich beachtliche Erfolge zeitigte, entfaltet. Insbeſondere 
das Handwerk erhielt durch die ſteigende Inſtallationstätigkeit eine 
derartige Zunahme von Beſchäftigung, daß zeitweiſe ein empfindlicher 
Mangel an Arbeitskräften auf dieſem Gebiet feſtzuſtellen war. Durch 
entſprechende Verhandlungen mit der Danziger Induſtrie gelang es, 
die Herſtellung von Gebrauchsgeräten für Elektrizität und Gas in 
Danzig bodenſtändig zu machen und auch hierdurch Arbeitsmöglich⸗ 
keiten zu ſchaffen. 

Weiterhin ging die Verwaltung mit Tatkraft und überraſchenden 
Erfolgen an die Umordnung der großen Elektrizitätsverſorgungs⸗ 
unternehmungen der Freien Stadt. Es kann nunmehr feſtgeſtellt wer⸗ 
den, daß gegenwärtig unter Berückſichtigung der bereits erwähnten 
Energieverordnung ein einheitliches Energieverſorgungsnetz geſchaffen 
iſt, daß jede Energieverſchwendung, wie ſie beim Nebeneinander⸗ 
arbeiten verſchiedener Werke nur zu oft vorkommt, bereits auf ein 
Minimum herabgedrückt wird. 

Die vorerwähnte Vereinheitlichung brachte auch eine ſeit langem er⸗ 
wähnte Neuordnung der Energiebewirtſchaftung der Waſſerkräfte der 
Radaune. Durch die Verſchmelzung der überlandzentrale Straſchin⸗ 
Prangſchin mit dem Städtiſchen Elektrizitätswerk Danzig wurden die 
Vorbedingungen für eine weitere reibungsloſe Zuſammenarbeit, ins⸗ 
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beſondere aber auch für den möglichſt wirtſchaftlichen weiteren Ausbau 

der weißen Kohle im Freiſtadtgebiet geſchaffen. Der Ausbau eines 
Ausgleichswerkes bei Giſchkau iſt bereits in Angriff genommen, an⸗ 
ſchließend erfolgt der Umbau des Kraftwerkes Hammermühle zum 

Spitzenkraftwerk, alsdann der Ausbau der Stauſtufe bei Straſchin⸗ 
Prangſchin und noch einiger weiterer Waſſerkräfte, die bisher unbe⸗ 
nutzt waren. Alle dieſe Arbeiten verbilligen die Erzeugung der elek⸗ 
triſchen Energie, wirken ſich aber naturgemäß außerordentlich günſtig 
auf den Arbeitsmarkt aus. Der Bau der Waſſerkraftwerke allein wird 
über 600 Mann fortlaufend beſchäftigen. 


Ferner wurde nach großzügigen Geſichtspunkten der Ausbau der 
Verteilungsanlagen in Angriff genommen. Noch vor Weihnachten 
war die neue Binnennehrung zwiſchen Bohnſack und Schiewenhorſt mit 
elektriſchem Licht verſorgt, im Anſchluß daran wurde mit dem Ausbau 
der alten Binnennehrung zwiſchen Nickelswalde und der Friſchen 
Nehrung begonnen. Noch im Laufe dieſes Sommers wird elektriſche 
Energie bis nach Vogelſang auf der Friſchen Nehrung an der Eſt⸗ 
grenze des Freiſtaates geliefert werden können. Ebenſo erſchloſſen 
wurden eine große Anzahl von Ortſchaften des Kreiſes Danziger Höhe. 


Eine in der Fachwelt lebhafteſt erörterte Pioniertat war auch die 
von dem Senator für Betriebe und Verkehr durchgeſetzte Herſtellung 
der Hochdruckzerſetzeranlage. Dieſe erſtmalig von der Verwaltung in 
Auftrag gegebene Anlage löſt das Problem billigſter Aufſpeicherung 
elektriſcher Energie und ſchafft gleichzeitig ausgedehnte Entwicklungs⸗ 
möglichkeiten für Verwendungszwecke verſchiedenſter Art. 


Hinſichtlich der Gasverſorgung betrachtete es die Verwaltung 
gleichfalls als ihre Aufgabe gemäß der nationalſozialiſtiſchen Ziel⸗ 
ſetzung die Leiſtung an den Abnehmern möglichſt zu verbeſſern und zu 
verbilligen. Die Anlagen des Gaswerkes ſelbſt wurden zu dieſem 
Zweck nach den neueſten Erfahrungen umgebaut, unter anderem auch 
eine für die Zuſammenſetzung des Gaſes bedeutungsvolle Kohlen⸗ und 
Miſchanlage hergeſtellt. Für den Teil der Bevölkerung, deſſen Woh⸗ 
nung nicht an das Gasrohrnetz angeſchloſſen iſt, und auch nach wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſichtspunkten nicht angeſchloſſen werden kann, wurde die 
Möglichkeit geſchaffen, Gas in komprimiertem Zuſtande zu beziehen. 


Die bereits eingangs erwähnte Verbilligung der Gasenergie brachte 
auch eine geſteigerte Anſchlußbewegung mit ſich, durch die ebenfalls 
nicht nur das Inſtallateurgewerbe, ſondern auch die mit dieſem Ge⸗ 
werbe verſchlüſſelten Betriebe Arbeitsmöglichkeiten und Arbeitsantrieb 
erhielten. a 


Im Bereiche der Danziger Städt. Waſſerwerke ſetzte die national⸗ 
ſozialiſtiſche Regierung nach übernahme ihres Amtes ſofort alles 
daran, im Rahmen der verfügbaren Mittel umfangreiche Bauten in 
Angriff zu nehmen und begonnene ſo zu beſchleunigen, daß möglichſt 
viele, bisher erwerbsloſe Volksgenoſſen zu Verdienſt kommen konnten. 
So wurde es möglich gemacht, dem lang gehegten Wunſche der Be⸗ 
wohner von Danzig⸗Heubude entſprechend, dieſen Vorort in die Dan⸗ 
ziger Zentralverſorgung mit Trinkwaſſer und Gebrauchswaſſer einzu⸗ 
beziehen. Mit der Herſtellung des benötigten Rohrmaterials wurde 
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überwiegend die Danziger Induſtrie betraut, was mittelbar ebenfalls 
zur Entlaſtung des Danziger Arbeitsmarktes beitrug. Die Arbeiten 
an dem 300 mm lichtweiten Druckrohr im Zuge der Wallſtraße von der 
Steinſchleuſe bis zum Engliſchen Damm, das erſt die Waſſerbeliefe⸗ 
rung von Heubude in ausreichender Menge mit dem erforderlichen 
Druck ermöglicht, wurden ſo gefördert, daß ſeine Inbetriebnahme be⸗ 
reits erfolgen konnte. Eine erfreuliche Beſchleunigung erfuhren auch 
die Arbeiten zur Steigerung der Leiſtungsfähigkeit der kleinen, hoch⸗ 
gelegenen Verbrauchszonen. Der Waſſerhochbehälter am Oberhof und 
am Königstaler Weg das neue Maſchinenhaus ſind fertiggeſtellt. Nach 
Beendigung der bereits begonnenen Montagearbeiten im Werk Kö⸗ 
nigstal ſowie der Umbauarbeiten im Werk Pelonken wird die ganze 
Anlage vollendet ſein und noch in dieſem Sommer in Benutzung ge⸗ 
nommen werden können. 


Im Betrieb des Städtiſchen Schlachthofes wurden weitgehende 
Reformarbeiten getroffen. Die tierärztliche Unterſuchung wurde aus⸗ 
gebaut und dem neuen Stande der Fleiſchbeſchau angepaßt, ebenſo 
die Trichinenſchau verbeſſert. Für die notleidenden Volksgenoſſen, 
die ihren Fleiſchbedarf an der Freibank des Schlachthofes decken, 
wurden ſoziale Verbeſſerungen geſchaffen, wie ſie die nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Prinzipien entſprechen. Mit nicht unbeträchtlichen Koſten 
wurde eine neue Freibank geſchaffen, die bei der Einweihung von 
Sachverſtändigen als ideale und dabei mit geringſten Mitteln herge⸗ 
ſtellte Freibank bezeichnet wurde. Der Tierſchutz bei den Schlachtungen 
wurde ebenfalls auf die möglichſte Höhe gebracht, insbeſondere durch⸗ 
weg neuzeitliche Tierbetäubungsmethoden angeführt. 


Auch bei der Verwaltung für Straßenreinigung und Müllbeſeiti⸗ 
gung ſtand das Beſtreben an erſter Stelle, das Arbeitsbeſchaffungs⸗ 
programm des Senats zu unterſtützen. Es fand zunächſt eine Neu⸗ 
organiſation der Verwaltung ſtatt, ſodaß 50 Arbeitskräfte für den 
Straßendienſt neu eingeſtellt werden konnten. Gleichzeitig war es die 
Pflicht und der Wunſch der Verwaltung, eine vollkommen neue, 
hygieniſche und ſtaubfreie Müllbeſeitigung zu ſchaffen, da das bis⸗ 
herige Syſtem in keiner Weiſe modernen Verhältniſſen entſprach und 
daher zu vielen Klagen über Staubentwicklung und Verſchmutzung 
in den Straßen Anlaß gab. Im Rahmen des Arbeitsbeſchaffungs⸗ 
programms der Regierung ſind nun für dieſe ſtaubfreie Müllabfuhr 
Müllwagen und die dazu erforderlichen Mülltonnen in Auftrag ge⸗ 
geben worden. Durch die Beſtellung von ca. 15 000 Mülltonnen werden 
30 Handwerksmeiſter, die ungefähr 60 Geſellen und 40 Lehrlinge neu 
einſtellen, ein Jahr lang beſchäftigt. 

Die Verwaltung der Städtiſchen Kur⸗ und Seebäder erhielt ge⸗ 
rade inſofern eine beſondere Bedeutung, als durch die eingeſetzte 
Werbung für Danzig damit zu rechnen iſt, daß in größerem Umfang 
als bisher deutſche Volksgenoſſen Danzig und zwar erwartungsgemäß 
zur Bade⸗ und Sommerszeit aufſuchen werden. Um dem in Ausſicht 
ſtehenden geſteigerten Verkehr zu entſprechen, wurden umfangreiche 
Verbeſſerungen in den ſtädtiſchen Bädern vorgenommen. Dieſe be⸗ 
ziehen ſich nicht nur auf die reinen Badeanlagen, ſondern auch auf die 
für die Badebeſucher bedeutſame Promenaden, Garten⸗ und Park⸗ 
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anlagen und Verbindungswege uſw. Die Strandhalle Heubude wurde 
an die ſtädtiſche Friſchwaſſerverſorgung angeſchloſſen und gleichzeitig 
durch Schaffung einer Gaſtſtättenanlage mit modernen Unterkunfts⸗ 
räumen erweitert. Die Seebäderanlagen, die zum Teil durch den 
Sturm des letzten Winters gelitten hatten, wurden in allen Bädern 
erſtklaſſig inſtand geſetzt und auch im Intereſſe der Sicherheit alle 
Vorkehrungen getroffen. 5 


Bei der Markthallenverwaltung erfolgten eine Senkung ver⸗ 
ſchiedener Gebühren ſowie eine Verbeſſerung hygieniſcher Einrichtun⸗ 
gen, insbeſondere in der Markthalle. 


Die Schlagbereitſchaft der Feuerwehr wurde durch entſprechende 
Erneuerung und Ergänzung des Gerätes ſowie Verjüngung und 
Verbeſſerung des Perſonals verſtärkt, ſodaß die Leiſtungen der Feuer⸗ 
wehr noch jüngſt bei großen Bränden vollſte Anerkennung von kri⸗ 
tiſcher Seite fanden. 


Das Maſchinen⸗ und Heizungsamt wurde nach Entfernung eines 
Schädlings neu geordnet und führte die Verſorgung und Beheizung 
der entſprechenden öffentlichen Anlagen unter dem Geſichtspunkt einer 
möglichſt ſparſamen Wirtſchaft zugleich aber Belebung des Handels 
und Handwerks zielbewußt und erfolgreich durch. Die dem Amte über⸗ 
tragene Aufgabe der Bearbeitung eines neuen Hallenſchwimmbades 
wurde von ihm in Zuſammenarbeit mit der entſprechenden Abteilung 
der Hochbauverwaltung derart gefördert, daß die Grundſteinlegung 
eines modernen Hallenſchwimmbades bereits erfolgen konnte. 


Bei dem Leihamt wurden durch Gebührenſenkung und andere 
Maßnahmen weſentliche Erleichterungen für die notleidende Bevölke⸗ 
rung geſchaffen. 8 i 

Von der Arbeit des Verkehrsamtes iſt insbeſondere die Ausge⸗ 
ſtaltung des Danziger Flugplatzes hervorzuheben. Hier wurden in 
kürzeſter Zeitſpanne Verbeſſerungen geſchaffen, die den Flugplatz in 
die erſte Reihe der europäiſchen Flughäfen einrücken laſſen. So wurde 
ein modernes Büro⸗ und Empfangsgebäude auf dem Flugplatz ge⸗ 
baut, eine zweite Flugzeughalle in Angriff genommen und die Pla⸗ 
nierungs⸗ und Anſamungsarbeiten ſowie der Bau von Flugſicherungs⸗ 
arbeiten (Umrandungs⸗ und Hindernisbefeuerung) durchgeführt. 


Die Verkehrseinrichtungen der Freien Stadt Danzig erfuhren 
ebenfalls eine raſche und tatkräftige Verbeſſerung. Die Straßenver⸗ 
bindung nach Elbing wird durch eine im Bau befindliche Schwimm⸗ 
brücke über die Nogat bei Einlage erheblich verbeſſert, ebenſo die 
Überwindung der Weichſel bei Rothebude durch den Bau einer wei⸗ 
teren Fähre (Prahmfähre im Schlepp eines Motorſchiffes) weſentlich 
erleichtert. Im Zuge der Straße Bohnſack—Nickelswalde wurde das 
Fährſchiff Schiewenhorſt derart umgebaut, daß es eine größere Lade⸗ 
fläche erhält. Der Fährbetrieb in Bohnſack erfuhr dadurch eine Ver⸗ 
beſſerung, daß bei ſtarkem Verkehr eine Prahmfähre in Betrieb ge⸗ 
nommen wird, die von einem Motorboot geſchleppt wird. Weitere 
Verkehrserleichterungen wurden durch eine Senkung der Tarife ſo⸗ 
wohl der Straßenbahn und der Autobuslinien als auch insbeſondere 
der Fähren geſchaffen. 


24 


Senatsabteilung 
für öffentliche Arbeiten und Arbeitsbeſchaffung. 


Nach der Machtübernahme der nationalſozialiſtiſchen Regierung in 
Danzig war es gerade die Senatsabteilung für öffentliche Arbeiten, die 
vor die Alternative geſtellt wurde, in erſter Linie der Arbeitsloſigkeit 
Herr zu werden. Um dieſe ſchwere Aufgabe zu erfüllen, wurde dieſer 
Abteilung eine weitere angegliedert, und zwar die der Arbeitsbeſchaf⸗ 
fung. Eine nationalſozialiſtiſche Regierung machte es möglich, daß bei 
der vorſtehenden Abteilung 6—7000 Volksgenoſſen faſt das ganze Jahr 
hindurch Arbeit und Brot fanden. Gerade die Landeskulturarbeiten 
waren beſonders geeignet, eine große Anzahl von Erwerbsloſen in den 
Arbeitsprozeß einzugliedern, da ja dieſe Arbeiten in erſter Linie der 
Erhaltung und Vermehrung der inländiſchen Bodenerträge dienen. 

Es wurde zunächſt mit dem Ausbau von Entwäſſerungsgräben und 
Deichen ſowie mit dem Bau eines 150⸗PS⸗Schöpfwerkes und einer Fiſch⸗ 
zuchtanlage begonnen. Bei dieſen Arbeiten war es möglich, allein 1500 
Arbeiter zu beſchäftigen. Insgeſamt wurden 700 000 Meter Entwäſſe⸗ 
rungsgräben und 10 000 Meter Mottlaudeiche ausgebaut, ferner konnten 
130 Morgen Sdland nutzbar gemacht werden. Nur inſoweit der Staat 
direkten Nutzen von der Arbeit hatte, trat er als Arbeitgeber auf. In 
allen anderen Fällen war es möglich, die Deichverbände, Unterdeich⸗ 
verbände, Waſſergenoſſenſchaften, Gemeindeverbände und Landwirte 
durch Gewährung von Darlehen und Zuſchüſſen als Träger der Arbeit 
zu gewinnen. 

Ein großzügiges Arbeitsprogramm wurde für den Ausbau der 
Staatsſtraßen, die eine Geſamtlänge von 157 Kilometer haben, in An⸗ 
griff genommen mit dem doppelten Ziel, erſtens möglichſt vielen Volks⸗ 
genoſſen zu nutzbringender Arbeit zu verhelfen, und zweitens, die Stra⸗ 
ßen des Freiſtaates in kürzeſter Zeit den Anforderungen des modernen 
Verkehrs anzupaſſen. Die größte Arbeit wurde auf der Hauptverkehrs⸗ 
ſtraße Danzig— Marienburg geleiſtet. Auf dieſer Straße wurden die 
ſchärfſten Kurven, die einen ſchnellen Verkehr behinderten und gefähr⸗ 
deten, begradigt und neu befeſtigt. Bei dieſen Arbeiten allein war eine 
Bodenbewegung von 50 000 Kubikmeter erforderlich, hierzu ſind noch die 
entſprechenden Böſchungs⸗ und Raſenarbeiten zu rechnen. Eine Fläche 
von 20 000 gm wurde mit hochwertigem Reihen⸗ und Kleinſteinpflaſter 
verſehen. Weiter wurde die Straße von Rückfort bis Neumünſterberg 
in einer Länge von rd. 20 km durch Beſeitigung des Sommerweges auf 
6 m verbreitert, Die Ortsdurchfahrten auf dieſer Strecke wurden in der 
gleichen Breite als Kleinpflaſterdecke ausgebildet. Alle Kurven erhiel⸗ 
ten entſprechend ihrer Krümmung einſeitige Querneigung. Die Steil⸗ 
auffahrten zu den Brücken wurden beſeitigt. Auf der weiteren Strecke 
bis Marienburg wurden ſämtliche Ortsdurchfahrten in 6 m Breite ge⸗ 
pflaſtert, wobei zum größten Teil Kleinpflaſter zur Verwendung kam. 
Zwiſchen Neumünſterberg und Ladekopp erhielt die Straße eine neue 
Oberflächenbehandlung. Auf der Straße Hohenſtein—Kohling wurde 
eine Straßenfläche von ca. 12 000 qm durch Oberflächenbehandlung dem 
modernen Verkehr angepaßt. Eine Straßenverbreiterung von 4 m auf 
6 m erfolgte auf der Strecke Danzig —Marienſee—Strippau; 25 000 qm 
wurden hier neu geſchüttet. 
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Der letzte Teil der Straße von Stutthof nach Bodenwinkel wurde 
bis zum Dorf Bodenwinkel mit 4000 qm Kopfſteinpflaſter befeſtigt. 

Zur Schaffung beſſerer Verkehrsverbindungen zwiſchen den Kreiſen 
Danziger Niederung und Großes Werder iſt im Zuge der Straße von 
Steegen nach Tiegenhof der Bau von zwei größeren Klappbrücken bei 
Fiſcherbabke—Kalteherberge und ferner einer ähnlichen Brücke bei 
Stutthof in Angriff genommen worden. Die Brücken werden in dieſem 
Herbſt fertiggeſtellt. 

Hand in Hand mit dem ſyſtematiſchen Ausbau der Straßen ging 
die Beſchaffung des dazu notwendigen Steinmaterials, und zwar aus 
Danziger Gebiet mit Danziger Arbeitskräften. Auch hier gelang es erſt 
einer nationalſozialiſtiſchen Regierung, die Steinvorkommen in den 
Gletſcherendmoränen bei den Ortſchaften Saskoſchin, Grenzdorf, Fünf⸗ 
grenzen, Lamenſtein und Schwarzhütte des Kreiſes Danziger Höhe aus⸗ 
zuwerten. Weitere 500 Erwerbsloſe erhielten hierdurch Arbeit. 
62 000 ebm Rohſteine, die zu Pflaſterſteinen, Geſtück und Schotter ver⸗ 
arbeitet werden, ſind das Ergebnis der einjährigen Arbeit. Gleichzeitig 
iſt hierdurch die Gefahr behoben, das notwendige Straßenbauten wegen 
Mangel an Bauſtoffen zurückgeſtellt werden müſſen. 

Innerhalb der Stadtgemeinde Danzig wurde zur Aufſchließung von 
Siedlungsgelände die Befeſtigung von Straßen in Zigankenberg, Bür⸗ 
gerwieſen vorgenommen. Der Sommerweg der Adolf⸗Hitler⸗Straße ift 
zwiſchen Langfuhr und Oliva in einer Länge von 2 km beſeitigt und 
durch Kleinpflaſter erſetzt. Hierzu kommt noch die Pflicht der Stadt⸗ 
gemeinde Danzig, rund 279 km ſtädtiſche Straßen zu unterhalten. 
Allein an Um⸗ und Ausbau beſtehender Straßen wurden rd. 48000 qm 
ausgeführt. Ferner wurde die Hindenburgallee mit einer Rauhdecke 
verſehen. Außerdem waren von der Städtiſchen Tiefbauverwaltung zu 
unterhalten und zu betreiben: 6 bewegliche und 82 feſte Brücken, 
11 Schleuſen, ca. 3,5 km Uferbefeſtigungen, 21 km Waſſerläufe, 82 Tief⸗ 
brunnen und die Seeſtege der Städtiſchen Seebäder Heubude, Bröſen 
und Glettkau. 

Der Wegebau in den Landkreiſen wurde durch Gewährung name 
hafter Staatsbeihilfen gefördert. Während in früheren Jahren durch 
den Staatshaushalt ein jährlicher Betrag von 30 000 G. für Beihilfen 
an die Gemeinden bereitgeſtellt wurde, ſtellte die neue Regierung den 
außerordentlichen Betrag von 600 000 G. hierfür zur Verfügung. Mit 
Hilfe dieſer Mittel konnte eine ganze Reihe von Gemeindewegebauten 
durchgeführt werden. Genannt ſeien hier nur die Herſtellung befeſtigter 
Seewege in den Gemeinden Bodenwinkel, Paſewark, Steegen und 
Stutthof, die Aufhöhung und Befeſtigung des Haffweges zwiſchen 
Bodenwinkel und Vogelſang, die Durchdämmung der Stubbaſchen Lake, 
die Gewinnung von Steinen aus dem alten Nogatkanal bei Pieckel und 
die Verbreiterung und Befeſtigung des Weges Pieckel—Kloſſowo. 
Ferner wurden die Wegbefeſtigungs⸗ und Ausbeſſerungsarbeiten in 
Prauſt, Pietzkendorf, Wonneberg, Suckſchin und einer Anzahl weiterer 
Gemeinden des Höhenkreiſes vorgenommen. 

Die unzulängliche Kanaliſation in den Vororten Heubude, Glett⸗ 
kau, Emaus und Ohra ſtellte die neue Regierung vor die Aufgabe, hier 
Wandel zu ſchaffen. In Heubude und Glettkau wurden Kanalpump⸗ 
werke angelegt. Es ſind 10,6 km Kanäle neu hergeſtellt worden, eine Er⸗ 
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weiterung der Rieſelfelder in Heubude um rd. 4500 qm iſt durchgeführt. 
Durch die Kanaliſierung ſind in Heubude gefährliche Seuchen beſeitigt. 
Die Regulierung des Bäkekanals von Neugarten bis Schidlitz war ein 
unbedingtes Erfordernis und wurde in Angriff genommen. Auch wurde 
mit den Regulierungsarbeiten der Redefka begonnen. Zu den neu ge⸗ 
ſchaffenen Kanaliſationen kommt noch die bauliche Unterhaltung der 
rd. 267 km Schmutz⸗ und Tagewaſſerkanäle. : 

Auch die Stadtgärtnerei hat das ihrige mit dazu beigetragen, die 
Arbeitsloſenziffer in Danzig zu ſenken. Das Dünengelände längs der 
Strandpromenade Bröſen—Glettkau wurde aufgeforſtet. Ferner wurde 
der Ausbau des Grüngürtels und der Sportplätze durchgeführt. Hierzu 
kommt die Unterhaltungspflicht von rd. 150 ha Grün⸗ und Parkflächen 
mit Gewächshäuſern und Kulturen. 

Die weitere Hauptabteilung des Senats, Abteilung für öffentliche 
Arbeiten, iſt die Hochbauverwaltung. Dieſe Abteilung hat zunächſt die 
Durchführung der baulichen Unterhaltungspflicht der im ſtädtiſchen und 
ſtaatlichen Beſitz befindlichen öffentlichen Gebäude. Durch Bereitſtellung 
beſonderer Mittel konnte eine umfangreiche Ausbautätigkeit erfolgen. 
U. a. ſei hierbei der Ausbau der Schulen Samtgaſſe, Tempelburg, Gr.⸗ 
Walddorf, Bürgerwieſen, Altſchottland erwähnt. Auch das Städtiſche 
Betriebsamt erfuhr eine umfangreiche Erweiterung. Eine Anzahl von 
Transformatorenſtationen mußten neu errichtet werden. Eine große 
Anzahl Erwerbsloſer konnte bei dem Ausbau der Jahnkampfbahn 
Beſchäftigung finden. Schon bald nach der Machtübernahme wirkte ſich 
die neue Geſtaltung des Hochbauweſens in dem Entſchluß aus, eine 
beachtliche Anzahl bedeutſamer Neubauten in Angriff zu nehmen. An 
erſter Stelle ſteht der großzügige Umbau unſeres Staatstheaters. 
Ferner die ſeit Fahren ſchwebende Errichtung eines Hallenbades. Zur 
Förderung der Jugendertüchtigung wurden drei neue Turnhallen 
geſchaffen. Für Seebäder, Betriebsamt, Elektrizitätswerk, Altersheime, 
Markthalle und Schlachthof ſind ebenfalls umfangreiche Entwurfs⸗ 
bearbeitungen im Gange, die ſchon im Baujahr 1934 verwirklicht 
werden können. Die Inſtandſetzungsarbeiten an den hiſtoriſchen 
Bauten unſerer Stadt zuſammen mit der Erweiterung des Empfangs⸗ 
gebäudes auf dem Flugplatz und den Neubauten von Landſchulen 
ſchließen ſich dem Arbeitsprogramm der Abteilung an. 

Ein beſonderes Augenmerk richtete die Regierung auf die Förde⸗ 
rung des Wohnungsbaues in Danzig. So ſind durch die jetzige Re⸗ 
gierung 514 Wohnungen errichtet worden. Bei der Errichtung dieſer 
Wohnungen iſt man von der Herſtellung mehrgeſchoſſiger Mietshäuſer 
vollſtändig abgegangen. Alle Wohnungen haben den Charakter von 
Eigenheimen und ſind mit einem Gartenanteil ausgeſtattet. Im ein⸗ 
zelnen wurden gebaut 170 Wohnungen als Eigenheime unter Inan⸗ 
ſpruchnahme verſchiedener Baugenoſſenſchaften, in Form von Doppel⸗ 
bänfern unter Zugabe von 600-1000 qm Land je Wohnung, und zwar 
in Zigankenberg, am Sandweg, in Bürgerwieſen, Klein⸗Walddorf und 
außerdem in Zoppot, Hohenſtein, Tiegenhof und Neuteich. Ferner 
wurden 140 Kleinſiedlungshäuſer für Erwerbsloſe gebaut. Zur Unter⸗ 
bringung von Obdachloſenfamilien ſind 190 Wohnungen hergeſtellt. 
Man iſt bei der Herſtellung dieſer Wohnungen von der früheren 
Barackenform grundſätzlich abgewichen und hat in einzelnen Häuſern 
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je 6—8 Wohnungen zuſammengefaßt und jeder Wohnung ein Stück 
Gartenland zugewieſen. 

An Zuſchüſſen zur Inſtandſetzung von privaten Gebäuden aller 
Art im Freiſtaatgebiet konnten viele hundert Häuſer in Stadt und 
Land erweitert und ausgebaut werden. Mit Sanierungsdarlehen konn⸗ 
ten die Eigentümer von billigen Klein⸗ und Kleinſtwohnungen ihre 
Häuſer inſtand ſetzen. Durch die Verrechnung auf die Wohnungsbau⸗ 
abgabe ſind der Wirtſchaft für die Inſtandſetzung von Häuſern 
2500 000 Gulden zugefloſſen. Die Hausbeſitzer durften dieſe Mittel in 
Anſpruch nehmen, wenn ſie die Verwendung für die Inſtandſetzung 
ihrer Häuſer rechnungsmäßig nachgewieſen hatten. Auch für die In⸗ 
ſtandſetzung landwirtſchaftlicher Betriebe wurden von der neuen Re⸗ 
gierung Mittel zur Verfügung geſtellt. Die erhöhte Bautätigkeit 
machte einen größeren Bedarf an Ziegeleiprodukten erforderlich. So 
konnten die ſtädtiſchen Ziegeleien Bigantenberg und Güttland das 
ganze Jahr über mit voller Belegſchaft arbeiten. Von der Ziegelei 
Zigankenberg wurden rd. 7 500 000 Steine im Berichtsjahr hergeſtellt. 
Die Ziegelei Güttland fertigte in derſelben Zeit rd. 2000 000 Vor⸗ 
ee 250000 Dachſteine, Drainröhren und ſonſtige Ziegelei⸗ 
abrikate. 


Auf dem Gebiet der Kleingartenſiedlung wurde umfangreiche 
Arbeit geleiſtet. Für die neu zu errichtenden Kleingartenkolonien mit 
Dauerwohnlauben find die Vorarbeiten in Angriff genommen. Neues 
Gelände für Kleingartenkolonien mit Sommerlauben wurde erſchloſ⸗ 
ſen. Die erheblichen Mißſtände, die ſich bei dem „wilden Laubenbau“ 
zeigten, wurden beſeitigt. 


Die ſtädtiſche und ſtaatliche Grund beſitzverwaltung hat ebenfalls 
das ihrige zur Förderung der, Arbeitsbeſchaffung getan. Die Preiſe für 
Baugelände ſowohl bei Veräußerungen, als auch bei Erbbaurechtsver⸗ 
gebungen wurden weſentlich geſenkt. Hierdurch wurde ermöglicht, daß 
die Bautätigkeit belebt wurde. Ganz beſonders wurde auch an die 
minderbemittelte Bevölkerung gedacht, und es wurde Siedlungs⸗ 
gelände für Stadtrandſiedlungen zu ganz beſonders günſtigen Be⸗ 
dingungen bereitgeſtellt. Mit dem November 1933 erfolgte eine allge⸗ 
meine Senkung der Abgabetarife für den Danziger Hafen, darunter 
auch die Ermäßigung der Krangebührentarife für die ſtädtiſche Kran⸗ 
anlage im Kaiſerhafen. Die Pachtſätze für die Stadtgüter werden im 
engſten Einvernehmen mit der Bauernkammer neu feſtgeſetzt. Die fäl⸗ 
ligen Pachten werden bis zur Neufeſtſetzung weitgehend geſtundet. 
Vollſtreckungen ſind nicht vorgenommen. 

Zum Schluß ſei noch die Organiſation erwähnt, die die Aufgabe 
hat, Volksgenoſſen wieder zur Arbeit zu erziehen: „Der Arbeitsdienſt.“ 
Bei der Machtübernahme beſtand als nationalſozialiſtiſche Arbeits⸗ 
dienſtorganiſation der Danziger Freiwillige Arbeitsdienſt E. V. mit 
rd. 250 Arbeitsdienſtwilligen. Dieſer freiwillige Arbeitsdienſt wurde 
von der Abteilung für öffentliche Arbeiten und Arbeitsbeſchaffung als 
Sachgebiet „Arbeitsdienſt“ übernommen. Bei dem heute einheitlich ge⸗ 
führten Arbeitsdienſt beſtehen Arbeitslager in: 

Prauſterkrug, Schwarzhütte, Hochzeit, Schaplitz, Plehnendorf, 
Bodenwinkel, Nenkau, Ließau, Klawitterwerft, Jakobswall, Weichſel⸗ 
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münde, Jahnkampfbahn, Langfuhr Kaſerne, Langfuhr Fliegerlager 
und Zoppot. 

Der Arbeitsgau Danzig gliedert ſich in die Arbeitsgruppe Danzig⸗ 
Land und Arbeitsgruppe Danzig⸗Stadt. 

Hierzu kommt noch die Landesführerſchule Zoppot, in der das Führer⸗ 
und Unterführerperſonal für ſeine Aufgaben geſchult wird. Insgeſamt 
ſind im Arbeitsdienſt zur Zeit 850 Männer untergebracht. Dieſe Zahl 
wird mit bereits vorliegenden Anmeldungen in der nächſten Zeit auf 
1000 anſteigen. Der Arbeitsdienſt iſt z. Z. bei folgenden Arbeiten ein⸗ 
geſetzt: Wegebau und Steingewinnung in Prauſterkrug, Schwarzhütte 
und Schaplitz ſowie an reinem Wegebau in Hochzeit und Weichſel⸗ 
münde. In Bodenwinkel werden Meliorations⸗ und Landgewinnungs⸗ 
arbeiten getrieben. In Zoppot werden Straßenbau, Siedlungsbau, 
Erdarbeiten und der Abbruch der Ziegelei vorgenommen. In dem 
Arbeitslager Jakobswall werden Einrichtungsgegenſtände für die ein⸗ 
zelnen Arbeitslager hergeſtellt. Weiterhin werden dort handwerks⸗ 
mäßige Arbeiten erledigt. Im Arbeitslager Segelflug werden Flieger⸗ 
arbeiten durchgeführt. Außerdem iſt der Arbeitsdienſt als zuverläſſige, 
ſtets einſatzbereite Organiſation mit der Wahrnehmung des Hoch⸗ 
waſſerſchutzes von Danzig entlang der Hohen Chauſſee bis zum Roten 
Krug an der Weichſel beauftragt worden. Neben dem männlichen 
Arbeitsdienſt wurde noch der Frauenarbeitsdienſt aufgezogen. Heute 
find bereits in den Arbeitsdienſtheimen Hochwaſſer, Eichwalde und 
Prangenau 120 Mädels tätig. Die Mädels werden zur deutſchen Haus⸗ 
frau erzogen und werden beſonders im Verlaufe des weiteren Aus⸗ 
baues des weiblichen Arbeitsdienſtes in ſozialer Fürſorge (Siedler⸗ 
hilfe uſw.) eingeſetzt. 
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Senatsabteilung für Finanzen. 
Senator Dr. Julius Hoppen rath. 


Geordnete Finanzen ſind die Grundlage einer geordneten Staats⸗ 
führung. Dieſen Grundſatz hat die mationalſozialiſtiſche Regierung zur 
Richtſchnur ihrer ſtaatlichen, wirtſchaftlichen und kulturellen Maß⸗ 
nahmen gemacht. Geordnete Finanzen ſind nur vorhanden, wenn die 
Ausgaben ſich nach den Einnahmen richten. Die Einnahmen ſteigen, 
wenn die Kaufkraft der Bevölkerung ſteigt, wenn immer mehr Arbeits- 
loſe in den Wirtſchaftsgang eingereiht werden. Je geringer die Laſten 
ſind, die die Wirtſchaft zu tragen hat, deſto mehr und eher iſt die Wirt⸗ 
ſchaft in der Lage, aus eigener Kraft neue wirtſchaftliche Werte zu 
ſchaffen. Alle dieſe Probleme laufen zuſammen in zwei großen Grund⸗ 
ſätzen: „Senkung der Arbeitsloſigkeit und Senkung der Laſten.“ Dem⸗ 
gemäß erſtreckten ſich die Maßnahmen der Regierung auf finanziellem 
Gebiet in der Hauptſache nach dieſen beiden Richtungen. 

Auf dem Gebiet der Steuern und Abgaben bekannte ſich die Re⸗ 
gierung zu dem Grundſatz: „Unter keinen Umſtänden eine Erhöhung 
der Steuern und Abgaben.“ Mit den früheren Methoden, die Steuer⸗ 
ſchraube immer ſtärker anzuziehen, wurde radikal aufgeräumt. Bei der 
Steuerſenkung mußten die ſoztal und wirtſchaftlich Schwächſten am 
meiſten berückſichtigt werden. Die Steuerpolitik durfte keine Geldſack⸗ 
politik ſein. Soziale, völkiſche und raſſiſche Geſichtspunkte hielten ihren 
ſiegreichen Einzug in ein Gebiet, das bisher dieſen Grundſätzen welten⸗ 
fern gegenüberſtand. Der Gegenſatz zwiſchen Staat und Volk, zwiſchen 
Steuerbüttel und Steuerpflichtigen mußte fallen. Der Steuerpflichtige 
ſah, daß der Staat ſich bemühte, ſeine berechtigten Steuerforderungen ohne 
Anſehen der Perſon und des Standes lediglich unter dem ſozialen Ge⸗ 
ſichtspunkt der Leiſtungsfähigkeit durchzuführen. 

Dieſe Grundſätze gaben der Steuerreform der Regierung im erſten 
Jahr ihrer Tätigkeit Ziel und Richtung. Sie konnten auf vielen Ge⸗ 
bieten zunächſt nur vorbereitende oder Teillöſungen bringen. Es iſt 
nicht möglich, in Jahresfriſt das aufzubauen, was marxiſtiſch⸗liberali⸗ 
ſtiſche Wirtſchaftsmethoden in 14 Jahren zerſtört haben. Das Diktat 
von Verſailles und die ſich daraus ergebenden politiſchen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Folgen haben Danzig die Wirtſchaftsfreiheit auf vielen Ge⸗ 
bieten entweder ganz genommen oder ſo eingeſchränkt, daß die finanz⸗ 
politiſchen Maßnahmen der Regierung unter dieſem Zuſtand ſtark 
leiden mußten. Die Regierung hat den Steuerabbau nur in planvoller 
Weiſe vorgenommen, weil ſie Rückſchläge und dadurch bedingte Er⸗ 
höhungen unter allen Umſtänden vermeiden wollte. 


1. Bei der Einkommenſteuer. 
Ausdehnung der ſozialen Ermäßigungen auf die Hausgehilfinnen, 
wodurch eine größere Zahl von Hausgehilfinnen neu eingeſtellt 
werden konnten. 
Steuerfreiheit für Erſatzbeſchaffungen mit ihren günſtigen Folgen 
für die Arbeitsbeſchaffung. 
Die Abgeltung der landwirtihaftlichen Einkommenſteuer für die 
Jahre 1931/33 unter Angleichung der Steuerſätze an die wirtſchaft⸗ 
liche Entwickelung in der Landwirtſchaft und die Neuordnung der 
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landwirtſchaftlichen Einkommenbeſteuerung durch Anpaſſung der 
Steuer an die letzte Ernte. 
Herabſetzung des Wertes der Natural⸗ und Sachbezüge. 


Bei der Körperſchaftsſteuer. 


Steuerfreiheit für Erſatzbeſchaffungen wie bei der Einkommenſteuer. 


„Bei der Vermögenſteuer. 


Erleichterung einer Berichtigungsveranlagung für den Fall eines 
Vermögensverluſtes. 


„Bei der Grundvermögenſteuer. 


Ermäßigung der von früheren Ausſchüſſen feſtgeſetzten landwirt⸗ 
ſchaftlichen Grundſtückswerte unter Bildung von Ertragswertklaſſen. 


Bei der Gewerbeſteuer. 


Erhebliche Entlaſtung der Wirtſchaft durch Senkung der Gewerbe⸗ 
ſteuer für 1933 und 1934 um 50 Prozent in den unteren und um 25 
bis 10 Prozent in den höheren Gewerbeſteuerklaſſen. 


Bei der Umſatzſteuer. 


Aufrechterhaltung der ermäßigten Umſatzſteuer für Landwirte. 


Bei der Lohnſummenſteuer. 


eee Aufhebung der beſonders arbeitsfeindlichen Lohnſummen⸗ 
teuer 


Bei der Wohnungsbauabgabe. 


In Verbindung mit der für das Jahr 1933 erfolgten Ermäßigung 
der Wohnungsbauabgabe bis zur Hälfte für den Fall der Vornahme 
von Grundſtücksreparaturen durch den Hausbeſitz erfolgte für die in 
der Zeit vom 1. Juli 1933 bis 31. März 1934 geleiſtete Wohnungs⸗ 
bauabgabe die Gewährung von Schatzanweiſungen in voller Höhe 
dieſer Abgabe. Dieſe Maßnahme, die wegen der ſchwachen Finanz⸗ 
kraft des Staates und der Gemeinden zunächſt nur einmal geſchehen 
konnte, war dem notleidenden Hausbeſitz ganz beſonders will⸗ 
kommen. Daneben wurden aus den Mitteln der Wohnungsbauab⸗ 
gabe 1933 2½ Millionen Gulden zur Verfügung geſtellt zur Re⸗ 
novierung von Wohnungen mit der Maßgabe, daß weitere 21, Mil⸗ 
lionen von den Hausbeſitzern aufgewendet werden mußten. Ferner 
wurden für 1933 als Inſtandſetzungszuſchüſſe des Staates für Pri⸗ 
vatgebäude 600 000 Gulden bereitgeſtellt, zu denen Aufwendungen 
der Hausbeſitzer von durchſchnittlich 70 Prozent im Betrage von 
1,4 Millionen Gulden hinzutreten. 

Für 1934 erfuhren dieſe Mittel noch eine weſentliche Steigerung. 
Als Staatszuſchuß wurden 2,7 Millionen zur Verfügung geſtellt, zu 
denen wiederum die Aufwendungen der Hausbeſitzer von durch⸗ 
ſchnittlich 70 Prozent mit 6,3 Millionen Gulden hinzutreten. 

Durch dieſe Maßnahmen konnten viele Hausbeſitzer ihre Häuſer 
einer durchgreifenden Reparatur unterziehen. Es wurde im ganzen 
ein Arbeitsvolumen von 16 Millionen Gulden für Hausreparaturen 
geſchaffen. 

Daneben wird die Wohnungsbauabgabe beim räumlichen Zu⸗ 
ſammenhang von Läden und Wohnungen vom 1. April 1934 ab nur 
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von den für die Wohnungen zu zahlenden Mieten erhoben. Die 
Wohnungsbauabgabe auf dem Lande wird nicht mehr erhoben. Zur 
Beſeitigung von Härten wird nach neuen für die Ermäßigung der 
Wohnungsbauabgabe aufgeſtellten Richtlinien verfahren. 

Zum weiteren Härteausgleich, insbeſondere bei den Mietern, deren 
Einkünfte im weſentlichen aus Wohlfahrts⸗, Erwerbsloſen⸗ oder Klein⸗ 
rentnerunterſtützungen beſtehen, wurden für 1933 und 1934 je 1 Mil⸗ 
lion als Mietsbeihilfen zur Verfügung geſtellt. Durch die Bereitſtellung 
dieſer Mittel iſt dem Wohlfahrtsamt die Möglichkeit gegeben, bedürf⸗ 
tigen Perſonen auf Antrag Mietsbeihilfen bis zu 100 Prozent der 
Wohnungsbauabgabe zu gewähren. 

Von beſonderer ſozialer und raſſiſcher Bedeutung iſt die Ein⸗ 
führung der Eheſtandsdarlehen. Hierfür konnten bisher 820 000 Gulden 
zur Verfügung geſtellt werden. 5 

Auch ſonſt iſt die Regierung bemüht geweſen, Steuererleichterungen 
zu gewähren. Die Verzugszuſchläge für Steuerſchulden ſowie die Zin⸗ 
ſen hierfür ſind herabgeſetzt. Der Vollſtreckungsſchutz iſt auch auf 
Steuerforderungen ausgedehnt. Der Senat hat ferner angeordnet, daß 
Zahlungserleichterungen bei wirtſchaftlicher Notlage eintreten ſollen. 
Eine allgemeine Steueramneſtie in Verbindung mit der Spende zur 
Förderung der nationalen Arbeit hat größere N dem Staat zu⸗ 
führen können. 

Bei den Verbrauchs⸗ und Stempelabgaben ſind Erleichterungen 
eingetreten. Bierſteuer, Weinſteuer und Spielkartenſteuer ſind geſenkt, 
ebenſo die Wechſelſteuer und die Verſicherungsſteuer. Die Kraftfahr⸗ 
zeugſteuer iſt bezüglich der Erhebung vereinfacht. 

Neben der Senkung der Steuern erſtreckten ſich die Maßnahmen 
der Regierung auch auf eine Senkung der Laſten. Die Kommunalab⸗ 
gaben, die Deichabgaben, die Krankenkaſſenbeiträge für Hausange⸗ 
ſtellte, die Gas⸗ und Strompreiſe wurden ebenſo geſenkt wie die 
Kokspreiſe und die Fährtarife. 

Von beſonderer Bedeutung war noch die Senkung der Diskontſätze 
und Lombardſätze bei der Bank von Danzig und vor allen Dingen die 
z. T. ſehr erhebliche Senkung der Zinsſätze. 

Die Hauptaufgabe der Regierung gilt der Bekämpfung der Ar- 
beitsloſigkeit. Bei dieſem Kampf war die Finanzierung der zur Be⸗ 
kämpfung der Arbeitsloſigkeit notwendigen Mittel eine Hauptaufgabe 
der nationalſozialiſtiſchen Finanzpolitik. Die Regierung wurde in 
ihren Maßnahmen ſehr weſentlich unterſtützt durch die Bank von Dan⸗ 
zig, ohne daß jedoch dadurch der Grundſatz der Aufrechterhaltung einer 
hinreichend geſicherten Währung verletzt wurde. Den Beſtrebungen 
der Regierung und der Bank von Danzig kam die ſeit einer Reihe von 
Jahren beobachtete ſtarke Liquidität der führenden Banken und Spar⸗ 
kaſſen zu Hilfe, die in überaus hohen Giroguthaben und in einer ver⸗ 
hältnismäßig nur geringen Inanſpruchnahme der Reſervekreditkraft 
der Notenbanken ihren Ausdruck fanden. Es mußte ein Weg gefunden 
werden, dieſe brachliegenden Gelder der Danziger Wirtſchaft nutzbar 
zu machen und gleichzeitig den Geldinſtituten die Möglichkeit zu bieten, 
die unbedingt erforderliche Liquidität aufrecht zu erhalten. Deshalb 

mußte ein beſonderes Finanzorgan geſchaffen werden, das als eine 
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zeitgemäße Ergänzung des Danziger Geld⸗ und Kreditapparates 
zwiſchen die Geldinſtitute und die Bank von Danzig trat. Dieſem 
Zweck dient die im Juni 1933 errichtete Staatsbank mit einem Grund⸗ 
kapital von 2 Millionen Gulden, für deren Verbindlichkeiten neben 
ihrem eigenen Vermögen die Freie Stadt Danzig unbeſchränkt haftet. 
Die Staatsbank hat ſich als Hilfsbank grundſätzlich auf den Verkehr 
mit Banken und Sparkaſſen zu beſchränken. Sie iſt keine Depoſiten⸗ 
und Kreditbank im regulären Sinne, ſondern eine Finanzbank, die 
grundſätzlich ihre Mittel, die für ausſchließlich wirtſchaftlich produk⸗ 
tive Zwecke verwendet werden, im Wege der Refinanzierung im Dan⸗ 
ziger Geldmarkt aufbringt. Die ſtarke Diskontkraft der Bank von Dan⸗ 
zig unterſtützt die Arbeitsbeſchaffung dadurch, daß die Bank von Dan⸗ 
zig die von den Banken und Sparkaſſen hereingenommenen Schuld⸗ 
verſchreibungen der Staatsbank, ſoweit erforderlich, rediskontieren 
bzw. lombardieren wird. 

Mit Hilfe dieſer Maßnahmen gelang es die bekannten Millionen⸗ 
beträge für die Arbeitsbeſchaffung zur Verfügung zu ſtellen und da⸗ 
durch den ſo ſtarken Rückgang der Arbeitsloſigkeit herbeizuführen. Mit 
Hilfe dieſer Maßnahmen war es auch möglich, das großzügige land⸗ 
wirtſchaftliche Eutſchuldungswerk durchzuführen. Daneben konnten zu 
einem überaus billigen Zinsſatz noch eine Reihe von anderen Finan⸗ 
zierungen durchgeführt werden, wie die Erntefinanzierung, die Förde⸗ 
rung des Exports und des Handels ſowie in den letzten Tagen noch 
die Bereitſtellung von ſehr erheblichen Mitteln für Kleinkredite für 
das mittelſtändiſche Handwerk und Gewerbe. 

Die Durchführung dieſer zahlreichen finanziellen Maßnahmen hatte 


zur Vorausſetzung eine Geſundung des Danziger Bankweſens. um 


dieſe Geſundung zu erreichen, wurde im Auguſt 1933 der Konzeſſions⸗ 
zwang für alle beſtehenden und zukünftigen Banken ſowie die Banken⸗ 
aufſicht nach dem Vorbild anderer Staaten eingeführt. Durch dieſe 
Verordnung ſoll im Intereſſe des öffentlichen Wohles erreicht wer⸗ 
den, daß die Zerſplitterung auf dem Gebiet des Bankweſens beſeitigt 
wird und daß die Banken als Verwalter eines großen Teiles des 
Volksvermögens ihre Kreditgeſchäfte unter dem leitenden Geſichts⸗ 
punkt der Förderung einer nationalſozialiſtiſchen Volkswirtſchaft 
tätigen. Das im Intereſſe der Wirtſchaft liegende Bankgeheimnis 
wird dadurch in keiner Weiſe verletzt und bleibt nach wie vor völlig un⸗ 
angetaſtet. Die Bankaufſicht gibt dem Staat die Möglichkeit, auch in 
Zukunft ſein beſonderes Augenmerk auf eine Ermäßigung der Zins⸗ 
und Kaſſenſätze im Bankverkehr zu richten und die Belange national⸗ 
ſozialiſtiſcher Denkungsweiſe nach den verſchiedenſten Richtungen hin 
zu fördern. 

Auch der Senkung der Ausgaben bei Staat und Gemeinden wandte 
die Regierung ihre größte Aufmerkſamkeit zu. Dabei wurde aber im⸗ 
mer im Auge gehalten, daß die Kaufkraft der Bevölkerung möglichſt 
geſchont und gefördert wurde und daß notwendige Einſparungen auch 
immer unter dem Geſichtspunkt der Minderung der Arbeitsloſigkeit 
entſchieden wurde. ; 


Senatsabteilung 
für Geſundheitsweſen und Bevölkerungspolitik. 


Senator Dr. med. Helmut Kluck. 


„Geſunde Seele, geſunder Geiſt und geſunder Körper der Nation 
ſind die Tragpfeiler des neuen Reiches und der deutſchen Zukunft.“ 
Dieſe vom Reichsärzteführer Dr. Wagner auf der diesjährigen 
Tagung der Thüringiſchen Arzteſchaft in Weimar gebrauchten Worte 
und der Ausſpruch des Führers Adolf Hitler: „Wenn die Kraft zum 
Kampfe für die eigene Gejundheit nicht mehr vorhanden iſt, endet das 
Recht zum Leben in dieſer Welt des Kampfes“ geben eindringlich die 
nationalſozialiſtiſche Auffaſſung von der ausſchlaggebenden Bedeutung 
der Geſundheit eines Volkes für ſein Beſtehen und ſeine Entwicklung 
wieder. Es war daher nicht überraſchend, daß nach Ergreifung der 
Macht im Reiche ſowohl wie in Danzig die nationalſozialiſtiſche Re⸗ 
gierung mit Entſchiedenheit Maßnahmen organiſatoriſcher und geſetz⸗ 
geberiſcher Art zur Erreichung des Zieles der Volksgeſundheit ein⸗ 
leitete. Als erſte dieſer Maßnahmen muß bezeichnet werden, daß die 
Danziger Regierung eine eigene ſelbſtändige Senatsabteilung für Ge⸗ 
ſundheitsweſen und Bevölkerungspolitik ſchuf, mit deren Leitung ein 
Arzt, Senator Dr. Kluck, beauftragt wurde. Zum Geſchäfts bereich der 
Abteilung G gehören u. a. die Medizinalverwaltung im engeren Sinne, 
das Städtiſche Krankenhaus, die Staatliche Frauenklinik, die Lungen⸗ 

heilſtätte Jenkau, die Fürſorgeanſtalt Silberhammer, das Hygieniſche 
Inſtitut, die Feuerbeſtattungsanlage ſowie die Hafen⸗ und Schiffs⸗ 
überwachung und die dazu gehörigen Einrichtungen, wie Desinfek⸗ 
tionsanſtalt und Quarautäneanſtalt. Auch die Aufſicht über die ver⸗ 
ſchiedenen Heilberufsgruppen, Arzte, Zahnärzte, Dentiſten, Heilprakti⸗ 
ker uſw., die Apotheken, liegt bei der Abteilung 6, von der ferner die 
Auswanderungsangelegenheiten, das Unfall⸗ und Rettungsweſen be⸗ 
arbeitet und beim Gas⸗ und Luftſchutz mitgewirkt wird. Als eine der 
wichtigſten Aufgaben aber fiel der Abteilung G die Durchführung einer 
geſunden, den nationalſozialiſtiſchen Anſchauungen entſprechenden Be⸗ 
völkerungspolitik zu. 

Aus der vorſtehenden Aufzählung erſieht man, welche reichen Be⸗ 
tätigungsmöglichkeiten im nationalſozialiſtiſchen Sinne das Arbeits⸗ 
feld bietet. Eine Reihe dieſer Möglichkeiten iſt im verfloſſenen erſten 
Jahre der nationalſozialiſtiſchen Regierung ausgenutzt worden, weitere 
Arbeit im gleichen Sinne wird künftig geleiſtet werden. 

Bei der Durchführung ihrer Aufgaben war die Abteilung G auf 
engſte und bereitwilligſte Mitarbeit der Danziger Arzteſchaft ange⸗ 
wieſen, die nach Neukonſtituierung der Arztekammer und deren Zu⸗ 
ſammenſetzung aus ausſchließlich Arzten nationalſozialiſtiſcher Prä⸗ 
gung in weiteſtem Ausmaße erfolgte. Sehr nützlich erwies ſich hierbei, 
daß der Führer der Arztekammer Dr. Appaly, der gleichzeitig Füh⸗ 
rer der Abteilung für Geſundheitsweſen in der Ständekammer für die 
freien Berufe iſt, zum Referenten der Abteilung G berufen wurde. 

Aus den gleichen Gründen einer weitgehenden Zuſammenarbeit 
wurde der Gaudienſtſtellenleiter der Standesgemeinſchaft Deutſcher 
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Apotheker, Apotheker Purtzel, zum pharmazeutiſchen Berater der 
Abteilung G beſtellt. 

Die Anerkennung der Volksgeſundheit als wertvollſtes Vermögen 
eines Staates, das beſonders pfleglich zu behandeln iſt, führte zwangs⸗ 
läufig zu der Forderung, daß dieſe Pflege nur in die Hände dazu ge⸗ 
eigneter und befähigter, zuverläſſiger Perſonen gelegt werden dürfe. 
Der Verwirklichung dieſer Forderung dienten geſetzliche Beſtimmun⸗ 
gen, die in der 

1. Rechtsverordnung betreffend Genehmigungserfordernis für die 

Niederlaſſung zuziehender Arzte, Zahnärzte und Heilkundiger 
vom 7. Juli 1933, 
2. Rechtsverordnung zum Schutze der Volksgeſundheit vom 
25. Juli 1933, 
3. Verordnung betreffend den Erlaß einer Arzteordnung vom 
1. Dezember 1933 
enthalten ſind. Die erſtere bezweckte, den infolge der Säuberungsmaß⸗ 
nahmen im Deutſchen Reiche zu erwartenden ungeregelten Zuzug der 
in der Verordnung genannten Heilperſonen zu verhindern und die 
beabſichtigte Neuregelung des Geſundheitsweſens ungeſtört und ohne 
Belaſtung mit derartigen Elementen vornehmen zu können. Nach Er⸗ 
laß der Arzteordnung iſt dieſe Verordnung bezüglich der Arzte außer 
Kraft geſetzt worden. Sie wird nach dem Fortſchreiten weiterer in Vor⸗ 
bereitung befindlicher Berufsordnungen weiter abgebaut werden. Un⸗ 
mittelbar bevor ſteht die Verabſchiedung einer Zahnärzteoroͤnung. Hier 
mag gleich bemerkt ſein, daß auch eine Apothekerordnung entworfen 
und in Kürze erlaſſen werden wird. 

In Vorbereitung ſind Regelungen für Dentiſten, Heilpraktiker, 
Hebammen uſw. 

Die Verordnung zum Schutze der Volksgeſundheit entzieht gewiſſe 
ſchwere Krankheiten, insbeſondere ſolche anſteckender Art, der Be⸗ 
handlung durch nicht approbierte Arzte, ſieht Anmeldezwang und Kon⸗ 
trolle der Heilperſonen vor und ermöglicht ihre Prüfung durch den 
Amtsarzt auf ihre Fähigkeit hin, die obengenannten wichtigen Krank⸗ 
heiten zu erkennen. Im Falle des Verſagens iſt die Schließung ihres 
Betriebes zuläſſig. Die Verordnung verbietet die Abgabe von Heil⸗ 
und Arzneimitteln, ohne das Verordnungsrecht zu berühren, die Be⸗ 
nutzung und Anwendung von Gegenſtänden, Verfahren und Mitteln, 
bei deren Handhabung die „Gefahr einer geſundheitlichen Schädigung 
der Behandelten beſteht, und ſtellt marktſchreieriſche und irreführende 
Reklame unter Strafe. 

Die Arzteordnung ermöglicht ebenfalls die Fernhaltung oder Aus⸗ 
merzung ungeeigneter und unzuverläſſiger Arzte. Durch entſprechende 
Vorſchriften, die eine Niederlaſſung in beſtimmten Gemeinden vor⸗ 
ſchreiben können, hat ſie die ärztliche Verſorgung jedes, auch des ent⸗ 
legenjten Bezirkes ſichergeſtellt. Sie hebt in weit höherem Maße als 
bisher als vornehmſte Pflicht des Arztes hervor, den Dienſt am Kran⸗ 
ken und an der Geſundheit des Volkes in Erfüllung öffentlicher Auf⸗ 
gaben zu leiſten und demnach zu arbeiten an der geiſtigen, ſeeliſchen 
und körperlichen Ertüchtigung des Volkes. Hier mag hervorgehoben 
ſein, daß in allen mit dem Geſundheitsweſen in Zuſammenhang ſtehen⸗ 
den Berufsgruppen, ſeien es Arzte, Zahnärzte, Dentiſten, Apotheker, 
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Drogiſten, Heilpraktiker, Hebammen, Krankenpfleger, unter dem Ein⸗ 
fluß der nationalſozialiſtiſchen Anſchauungen ein ſtarkes und ehrliches 
Beſtreben erkennbar iſt, Schädlinge aus den eigenen Reihen auszu⸗ 
ſchalten und eine Hebung und Reinigung der eigenen Berufsgruppen 
herbeizuführen. Bekannt waren ſchließlich ja auch früher ſchon zum großen 
Teil dieſe wenig wertvollen Mitglieder, aber die Elemente guten Wil⸗ 
lens legten ſchließlich reſigniert die Hände in den Schoß, wenn ſie 
ſahen, daß ein teils falſch verſtandener, in ſeiner Auswirkung ſchäd⸗ 
licher und übertriebener Liberalismus und Individualismus, teils die 
falſche Furcht, das Preſtige des Standes zu ſchädigen, jedes energiſche 
Vorgehen gegen derartige Außenſeiter und ſkrupelloſen Egoiſten un⸗ 
möglich machten. 

Als teilweiſe neue Aufgaben hat der Arzt künftig die Mitwirkung 
bei Fragen der Erbbiologie und der Raſſenhygiene, bei der ſozialen 
Hygiene und der Volksaufklärung zu übernehmen. Hier mag auch 
angeführt ſein, daß die Arzteſchaft die ärztliche Verſorgung der Arbeits⸗ 


läger durchgeführt hat und ſich bereitwillig zur ehrenamtlichen Gut⸗ 


achtertätigkeit der Regierung zur Verfügung geſtellt hat. So hat ſie 
Reihenunterſuchungen von Siedlern und deutſchen Saiſonarbeitern 
vorgenommen und koſtenlos die Gutachten für die Eheſtandsdarlehen 
erſtattet. 

Für das Geſundheitsweſen im Staatsgebiete des vom Reiche und 
ſeinen Heileinrichtungen losgelöſten Danzig iſt es von entſcheidender 
Bedeutung, daß die ſtaatlichen und ſtädtiſchen Krankenanſtalten von 


ganz beſonderer Güte und, den höchſten Anforderungen zu entſprechen, 


in der Lage ſind. Es iſt daher nur natürlich, daß dieſen Anſtalten eine 
ganz beſondere Sorgfalt gewidmet wurde. Aus dieſem Grunde wurde 
in der Abteilung für Geſundheitsweſen und Bevölkerungspolitik ein 
beſonderes Referat für die Krankenanſtalten errichtet, deſſen Leitung 
einem mit dem Krankenhausweſen vertrauten Arzte, Dr. Groß⸗ 
mann, gegeben wurde. Dieſe Einrichtung hat ſich durchaus bewährt 
und bedeutende Erfolge zu verzeichnen. Es iſt durch geregelte Aufſicht 
und ſtrenge Nachprüfung der Verwendung der Geldmittel zu Anſchaf⸗ 
fungen erreicht worden, daß eine gleichmäßige Förderung ſämtlicher 
Abteilungen erfolgte, und für notwendige Verbeſſerungen die Mittel 
vorhanden waren. So iſt u. a. die Leiſtungsfähigkeit des Röntgen⸗ 
inſtituts durch Beſchaffung neueſter Beſtrahlungsröhren und durch Zu⸗ 
weiſung auf anderen Abteilungen nicht voll ausgenutzter Röntgen⸗ 
apparate weſentlich geſteigert worden. 

Mit geringem Aufwand an Koſten wurden durch einfachen Umbau 
die chirurgiſchen Stationen modern ausgebaut und die Möglichkeit 
iſolierter Unterbringung von Kranken geſchaffen, die ſich wegen In⸗ 
fektions⸗ oder anderer Gefahren zur gemeinſamen Unterbringung nicht 
eigneten. Ferner wurden im Städtiſchen Krankenhauſe neu eingerichtet 

| eine Hals⸗, Ohren⸗, Naſenklinik und 

eine Augenklinik, 
deren Wert und Notwendigkeit durch zunehmende Inanſpruchnahme 
belegt wird. 
Durch die auf Veranlaſſung der Abteilnug G erfolgte Einſtellung von 
techniſchen Aſſiſtentinnen durch die charitativen Krankenanſtalten und 
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durch dem Staat unterſtellte Inſtitute wurde eine Milderung der ſtar⸗ 
ken Erwerbsloſigkei der techniſchen Aſſiſtentinnen erzielt. 

Eine beſondere Aufmerkſamkeit mußte der Jugend in geſundheit⸗ 
licher Beziehung gewidmet werden, da ſie der Träger der deutſchen Zu⸗ 
kunft iſt. Daher war eine der erſten Aufgaben, dafür zu ſorgen, daß die 
Kinder, die einen großen Teil ihrer Jugend in der Schule verbringen, 
nicht geſundheitlichen Schaden nehmen, und die Schulen allen Anforde⸗ 
rungen moderner Hygiene entſprechen. Daher wurden ſämtliche 
Schulen in der Stadt und auf dem Lande von beamteten Arzten revi⸗ 
diert und für die Beſeitigung der aufgedeckten Mißſtände Vorſorge 
getroffen. N . 

über die Schulbauten hinaus gilt die Sorge der Abteilung G ganz 
allgemein der Wohnungs⸗ und Gemeindehygiene. Es iſt daher bereits 
ein großer Teil der Wohnungen in der Stadt und auf dem Lande einer 
Nachprüfung unterzogen worden. Dieſe Prüfungen werden ſyſtematiſch 
fortgeſetzt. Als Ergebnis kann für die Stadt Danzig ſchon jetzt gebucht 
werden, daß ein großer Block alter, licht⸗ und luftloſer, dazu feuchter 
Hinterhauswohnungen für geſundheitsſchädlich erklärt und die raſche 
Errichtung einer größeren Zahl geſunder Wohnungen an der Grenze 
des Stadtweichbildes in Ausſicht genommen iſt. 

Über den Rahmen der üblichen Schulkinderunterſuchungen hinaus 
hat mit Rückſicht auf das in Danzig eingeführte Landjahr Oſtern 1934 
für 80 Bezirksſchulkinder eine ärztliche Vor⸗ und Ausreiſeunterſuchung 
ſtattgefunden. Infolge der Entſendung von Kindern in Familienpflege 
ſeitens der N. S. V. find Ausreiſeunterſuchungen von Schulkindern 
erfolgt: 

im November 1933. 175 
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Weitere ſtehen bevor. i 5 

Für den in Danzig eingeführten pflichtmäßigen Schwimmunter⸗ 
richt werden ebenfalls ſchulärztliche Unterſuchungen vorgenommen. Bei 
den erwähnten Unterſuchungen werden Aufzeichnungen über die Kin⸗ 
der, deren Familie und Sippe gemacht und geſammelt. Für die Ab⸗ 
ſchlußunterſuchungen der Oſterentlaſſungen iſt ein Formblatt geſchaf⸗ 
fen, in das insbeſondere raſſiſche Merkmale eingefügt werden. Der 
Wert dieſer Maßnahme gerade für den Oſten und Danzig liegt auf der 
Hand. Wertvolle Dienſte hat dieſes Material bereits bei der Beurtei⸗ 
lung der Bewerber um Eheſtandsdarlehen geleiſtet und wird bei wei⸗ 
terem Umfang künftig naturgemäß noch wichtiger werden. In gleicher 
Weiſe wird auf dem Lande verfahren. 

Erſtmalig ſind in den Haushalt 1933/34 Mittel zur Schulzahn⸗ 
pflege eingeſtellt worden. Die Schulzahnpflege ſetzt nunmehr plan⸗ 
mäßig bei Neulingen ein. 

Ernſte Sorge galt im verfloſſenen Jahre auch dem Kampfe gegen 
die Lungentuberkuloſe. 

Nach dem alten Begriff der „Fürſorge“ erſchien die Hauptaufgabe 
der Auskunft⸗ und Fürſorgeſtelle für Tuberkulöſe die Betreuung des 
einzelnen Kranken. Hier hat ſich entſprechend den Zielen planmäßiger 
Geſundheitspolitik im vergangenen Jahre die Kampfesweiſe geändert. 
Weniger das Einzelſchickſal als das Wohl des Ganzen beſtimmt unſer 
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Handeln bei der Bekämpfung der Tuberkuloſe als Volkskrankheit. 
Arztliche Behandlung, Heilſtättenkuren von genügender Dauer und 
Iſolierung der Schwerkranken ſind ebenſo notwendige Maßnahmen 
des Seuchenkampfes, wie die rechtzeitige Entfernung der Kinder aus 
dem Anſteckungsbereich und die Erziehung zum Geſundheitsſchutz. 

An erſter Stelle hat jetzt der Schutz der Geſunden zu ſtehen. Das 
iſt aber nur dadurch möglich, daß die beginnende Lungentuberkuloſe 
ſchon dann feſtgeſtellt wird, wenn ihr Träger noch gar nichts von ihrem 
bedrohlichen Daſein weiß. Dazu iſt nur eine Methode brauchbar, das 
it die Zwangs⸗Reihen⸗Röntgen⸗Unterſuchung ganzer anſcheinend ge- 
ſunder Volksteile. 

Es iſt klar, daß ein einziger unerkannter (oder auch verheimlichter) 
anſteckungsfähiger Tuberkuloſekranker in Truppenteilen, anderen For⸗ 
mationen, Haus⸗, Lager⸗ und Erziehungsgemeinſchaften zahlreiche 
ſeiner Volksgenoſſenſchaften mit Tuberkuloſe infizieren und damit 
viel Unheil anrichten kann. 

Die Fürſorgeſtelle für Tuberkulöſe hat ſich daher erſtmalig in 
größerem Umfange für Röntgen⸗Reihen⸗Unterſuchungen zur Verfügung 
geſtellt. 

Es wurden neben dem ſonſtigen Dienſte folgende Maſſendurch⸗ 
leuchtungen vorgenommen: 


Ergebnis der Maſſenröntgenunterſuchungen: 


Nr. Geſ.⸗Z. Geſ.⸗Tbe. % Akt. Lathe, % 
1. S. A.⸗Zoppot 508 20 3.93 6 1.18 
2. Bewerber f. Freiw. Arbeitsdienſt 759 22 2.9 17 2.24 
3. Schutz⸗ und Landespolizei 1114 44 8.95 33 2.96 
4. S. A.⸗Danzig 470 26 5.53 16 3.41 
5. Fliegerſtaffel 233 13 5.58 10 4.29 
Summe von Nr. 1 bis 5: 3084 125 4.05 82 2,66 
6. Perſonal der Sparkaſſe der 
Stadt Danzig 248 26 10.48 15 6.05 
Summe von Nr. 1 bis 6: 3332 151 4.53 97 2.91 


Die vorſtehende Zuſammenſtellung ergibt das Vorhandenſein von 
Lungentuberkuloſe von durchſchnittlich A Prozent. Dieſe Tatſache iſt 
ihren Trägern eine große Überraihung und den Tuberkuloſeärzten 
eine Beſtätigung der Wichtigkeit dieſer Bekämpfungsmaßnahme. 

Dieſe Maſſendurchleuchtungen werden daher fortgeſetzt. Sie müſ⸗ 
ſen noch zwangsweiſe auf Berufsgruppen ausgedehnt werden, die in 
ihrem Beruf z. B. als Friſeure, Kellner, Fürſorgerinnen, Hausange⸗ 
ſtellte, Kindergärtnerinnen, Lehrer und Angeſtellte im Nahrungs⸗ 
mittelgewerbe beſonders Gelegenheit haben, die Allgemeinheit und das 
koſtbarſte Gut der Nation, die heranwachſenden Kinder, zu bedrohen. 

Derjenige, der die größte Gefahr für ſeine Umgebung bildet, iſt 
der ſchwerkranke Bazillenſtreuer. Es waren bisher nicht genügend 
Plätze für die Daueraſylierung dieſer Schwerkranken vorhanden. 

Mit der im vergangenen Geſchäftsjahr erfolgten Verſtaatlichung 
der Lungenheilſtätte Jenkau iſt ein Anfang gemacht, um hier Abhilfe 
zu ſchaffen. Denn es iſt beabſichtigt, in Jenkau die verfügbaren Plätze 
für Schwerkranke zu vermehren. 
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Will man aber die Schwerkranken nicht nur einige Monate, ſon⸗ 
dern wie es erforderlich iſt, zum Teil jahrelang, ſolange ſie eben an⸗ 
ſteckend ſind, iſolieren, ſo iſt für die Zukunft zur eigentlichen Heil⸗ 
ſtättenbehandlung die Beſchäftigung und die Arbeitsbehandlung hin⸗ 
zuzunehmen. 

Die neue Anſtaltsform, wie ſie ſich für Tuberkulöſe allmählich her⸗ 
ausbildet, umfaßt Krankenhaus, Heilſtätte, Werkſtätten und Wohn⸗ 
ſiedlung. Das Tuberkuloſekrankenhaus iſt zugleich kliniſches Behand⸗ 
lungszentrum und Aſylierung für die Tuberkulöſen. Hiermit iſt die 
zu erſtrebende zukünftige Entwicklung Jenkaus vorgezeichnet. 

Eine Vorbedingung für eine geordnete Geſundheitspflege iſt die 
ordnungsmäßige Arzneiverſorgung der Bevölkerung. Auch Hier ijt im 
Zuſammenwirken mit der Standesgemeinſchaft Deutſcher Apotheker, 
Gau Danzig, manches gebeſſert und erreicht worden. Durch die Verord⸗ 
nung betreffend Sperre des Zugangs zur Apothekerlaufbahn vom 
14. Juli 1933 iſt zunächſt der Überfüllung des Berufs wirkſam ent⸗ 
gegengetreten worden. Eine gewiſſe Notlage der Apotheken iſt durch 
eine Anordnung des Senats gemildert worden, daß alle ſtaatlichen und 
ſtädtiſchen Anſtalten und Inſtitute ihren Bedarf nicht mehr aus der 
Apotheke des Städtiſchen Krankenhauſes, ſondern aus den übrigen 
Apotheken decken müſſen. 

Im Zuſammenhang mit der Fürſorge für das Geſundheitsweſen 
ſteht auch die Forderung leiſtungsfähiger Krankenkaſſen. Auf dem Ge⸗ 
biete des Krankenkaſſenweſens war infolge der ſich in den letzten Jah⸗ 
ren ſtändig ſteigernden Erwerbsloſigkeit und des damit verbundenen 
Mitgliederrückganges die Leiſtungsfähigkeit der Krankenkaſſen erheb⸗ 
lich gefährdet. 

Dieſer Zuſtand zwang z. B. die Landkrankenkaſſen Großes Werder 
im Herbſt 1931 und Niederung im Januar 1932, da ſie mit den Arzten 
nicht mehr zu einem Vertragsverhältnis kommen konnten, zum Bar⸗ 
leiſtungsſyſtem gemäß § 370 RVO. überzugehen. Über die WOR. Gr.⸗ 
Werder war zu Beginn des Jahres 1931 auf Antrag eines Gläubigers 
der Konkurs verhängt worden. Erſt durch die Maßnahmen der jetzigen 
Regierung, die dem Kreiſe Großes Werder zur Sanierung der Land⸗ 
und Ortskrankenkaſſe 55000 Gulden und dem Kreiſe Danziger Niede⸗ 
rung für ſeine Landkrankenkaſſe 15000 Gulden zur Verfügung geſtellt 
und den Konkurs der WOR. Großes Werder durch beſondere Verord⸗ 
mung im September 1933 für beendet erklärt hat, iſt die Grundlage zur 
Anderung der geſchilderten Verhältniſſe geſchaffen. Auch bei der WOR. 
Danzig ſetzten Sanierungsmaßnahmen ein. 

Eine Reihe weiterer Maßnahmen organiſatoriſcher und geſetz⸗ 
geberiſcher Art ſoll ferner dazu beitragen, die Verhältniſſe bei den 
Krankenkaſſen weiterhin zu feſtigen, und ſie mehr denn bisher zu 
wichtigen Faktoren auf dem Gebiete der Volksgeſundheit werden zu 
laſſen. 

Wohl als die wichtigſte Aufgabe der Abteilung G muß die Bevölke⸗ 
rungspolitik bezeichnet werden, ſoweit darunter nicht die Heilung er⸗ 
krankter Menſchen, ſondern die Zurückdrängung der von Geburt an 
infolge ihrer Erbmaſſe minderwertigen Perſonen und die Aufartung 
und das Wachstum des Volkes zu verſtehen iſt. Hier hat die national⸗ 
ſozialiſtiſche Regierung zwei Wege beſchritten, die auf längere Sicht 


39 


Erfolg verſprechen. Der eine ift der negative, die Geburten minder: 

wertiger Menſchen nach Möglichkeit einzuſchränken, und der andere 

179 poſitive, den Nachwuchs geſunder Kinder mit allen Mitteln zu 
rdern. 

Dem erſten Zweck dient die Verordnung zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchſes vom 24. November 1933 und dem zweiten die Verordnung 
zur Förderung der Eheſchließungen vom 29. Juli 1933 und ihre Er⸗ 
gänzungsbeſtimmungen. Die Verordnung zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchſes ermöglicht die Unfruchtbarmachung von Perionen, die an 
gewiſſen Erbkrankheiten leiden, d. h. Krankheiten, die den Menſchen 
ſtark minderwertig machen und im Erbgang übertragen werden. Vor⸗ 
zugsweiſe fallen darunter geiſtige Leiden wie Schwachſinn uſw., aber 
auch erbliche Blindheit und erbliche Taubheit ſowie ſchwerer Alkoholis⸗ 
mus. Von beſonderer Wichtigkeit iſt der Umſtand, daß die Steriliſie⸗ 
rung auch gegen den Willen der Betroffenen oder ihrer geſetzlichen 
Vertreter durchgeführt werden kann. 

Die Verordnung zur Förderung der Eheſchließungen will durch 
Gewährung zinsloſer Darlehen und Nachläſſe bei eingetretenen Ge⸗ 
burten zum Abſchluß von Ehen geſunder Eltern und zur Erzeugung 
geſunder Kinder anreizen. Die Bewerber werden beſonders ſorg⸗ 
fältigen ärztlichen Unterſuchungen und Blutproben unterworfen. Als 
bedeutſames mitwirkendes Organ iſt hierbei der Eugeniſche Beirat 
geſchaffen worden, der aus zehn erbbiologiſch erfahrenen Arzten zu⸗ 
ſammengeſetzt und für die Bewilligung der Eheſtandsdarlehen aus⸗ 
ſchlaggebend iſt. — Mit Genugtuung kann hier feſtgeſtellt werden, daß 
die Danziger Regierung den Geſichtspunkt der Volksaufartung von 
vornherein noch ſchärfer in den Vordergrund geſtellt hat, als das 
Deutſche Reich, wo in erſter Linie die Freimachung von Arbeitsplätzen 
und die wirtſchaftliche Belebung von Bedeutung ſind. Als ſehr wertvoll 
haben ſich bei der Durchführung des Verfahrens die gewonnenen Er⸗ 
kenntniſſe und Einſichten für die geplante erbbiologiſche Beſtandsauf⸗ 
nahme herausgeſtellt, die eine Aufgabe des vorbereiteten Amtes für 
Erbgeſundheitspflege ſein wird. Man wird ſich allerdings darüber klar 
ſein müſſen, daß der Weg der Eheſtandsdarlehen nicht ausreichen wird, 
um den zum Beſtand und zur Entwicklung des deutſchen Volkes er⸗ 
forderlichen Nachwuchs zu gewährleiſten. Es wird eine Reihe von 
Maßnahmen zur wirtſchaftlichen Entlaſtung und Hervorhebung 
kinderreicher Familien hinzutreten müſſen. Vor allem muß aber in 
dauernder Kleinarbeit das deutſche Volk über die Notwendigkeit erb⸗ 
biologiſcher Maßnahmen aufgeklärt werden. Nach dieſer Richtung iſt 
aber in Danzig im verfloſſenen Jahre manches getan worden. Durch 
Gründung der Raſſenhygieniſchen Geſellſchaft unter Vorſitz des 
Senators der Abteilung G mit ihren Kurſen in der Techniſchen Hochſchule 
über Erb⸗ und Raſſefragen, die ſich erſreulicherweiſe großen Zuſpruchs 
rühmen dürfen, durch Schulung von Arzten in Kurſen des Auf⸗ 
klärungsamtes für Bevölkerungspolitik und Raſſenpflege in Berlin, 
die ihre Kenntniſſe weitertragen werden, durch Vorträge im Danziger 
Arztlichen Verein und Veröffentlichung von Abhandlungen im Dan⸗ 
ziger Arzteblatt wird ſtändig in dieſer Richtung weiter gearbeitet. 
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Senatsabteilung für Juſtiz. 


Senator Dr. Willibald Wierecinſki⸗Keiſer. 


Die alte Weisheit, daß die Gerechtigkeit das Fundament der 
Staaten iſt, ſtellt einen doppelten Appell an die Regierungen dar: ein⸗ 
mal das Prinzip der Gerechtigkeit im Staat hochzuhalten, zum anderen 
aber auch dieſe Gerechtigkeit mit dem Geiſte des Staates zu füllen. 
So war es daher richtig, daß die neugebildete Regierung ſchleunigſt 
darauf bedacht war, dieſes Fundament ihres Staates im Sinne der 
nationalſozialiſtiſchen Ideen umzugeſtalten und wo nötig neu zu 
ſchaffen. Die Juſtizabteilung, die als ſolche hierzu berufen war, hat 
es daher als ihre erſte Aufgabe betrachtet, ſofort nach der Regierungs⸗ 
bildung das Grundgeſetz, das Ermächtigungsgeſetz vom 24. Juni 1933 
(G. Bl. ©, 273) vorzulegen, das ſich ſeiner Bedeutung gemäß pro⸗ 
grammatiſch als „Geſetz zur Behebung der Not von Volk und Staat“ 
bezeichnet. Dieſes Geſetz ermöglicht es, im Staatsleben Danzigs die oft 
ſchleunigſt zu faſſenden Entſchließungen des Staates ſofort mit der 
nötigen Schnelligkeit in die bindende Form eines materiellen Geſetzes 
zu bringen, und zwar in dem Umfang und unter den Vorausſetzungen, 
die das Ermächtigungsgeſetz ſich ſelbſt als Schranken ſtellt. 

Im übrigen war es Aufgabe der Juſtizabteilung, neue Rechts⸗ 
gedanken, die vor allem in der Auffaſſung eines ſich ſeiner Autorität 
bewußten Staates und in der Idee der Höherwertigkeit der Gemein⸗ 
ſchaft gegenüber der Einzelperſönlichkeit beſtehen, zu verwirklichen und 
dabei möglichſt dem Vorbild des ſtamm⸗ und blutsverwandten Deut⸗ 
ſchen Reichs zu folgen. Denn die Erfahrung in der Trennungszeit 
Danzigs von ſeinem Mutterlande hat uns Danziger gelehrt, daß — 
neben der Sprache und Kultur — kein anderes Band ſo feſt mit dem 
Vaterlande bindet, als das Band gemeinſamen Rechtes. 

Bei der übernahme deutſcher Geſetze und Rechtsgedanken aber 
galt es, einen Umſtand ſtets im Auge zu behalten: Im Reich kann ſich 
der nationalſozialiſtiſche Gedanke in Bildung und Umformung des 
Rechts und Geſetzes frei entfalten, er kann ſogar in der Geſtaltung 
der Verfaſſung ſich ungehemmt auswirken. In Danzig aber ſteht 
die Danziger Verfaſſung, deren Ausgeſtaltung der Genehmigung des 
Völkerbundes unterlag und deren Anderung noch heute ſeiner Ge⸗ 
nehmigung unterliegt, als oberſtes, unantaſtbares Grundgeſetz, deſſen 
Rechtsgedanken in allen Geſetzen zu reſpektieren ſind. So geſellte ſich 
für die Juſtizabteilung zu der erſten Aufgabe, die Weiterentwickelung 
des Rechtes im nationalſozialiſtiſchen, im deutſchen Sinne zu fördern, 
die nicht minder wichtige zweite Aufgabe, bei allen geſetzgeberiſchen 
Maßnahmen, nicht nur bei denen, die ſpezielle Juſtizgeſetze zum Ge⸗ 
genſtand haben, darüber zu wachen, daß die Danziger Verfaſſung nicht 
berührt werde. 5 

In Erfüllung der erſten Aufgabe der Rechtsfortentwickelung iſt 
vor allem das Strafrecht und die Strafprozeßordnung bedeutenden Re⸗ 
formen unterworfen worden. Wenn auch die große Arbeit, ein neues 
Geſamtſtrafrecht zu ſchaffen, bisher in der kurzen Zeitſpanne noch nicht 
geleiſtet werden konnte, weder im Reich noch in Danzig, waren doch 
einige Teilreformen unaufſchiebbar. Die Verordnung vom 30. Juni 
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1933 (G. Bl. S. 287) regelte die Unruhedelikte, um in den Zeiten poli⸗ 
tiſcher Umbildung und Erregung die Möglichkeit zu haben, die Ruhe 
und Ordnung und Sicherheit des Staates wirklich ſo zu ſchützen und 
zu wahren, wie es bei einem Neuaufbau eines Staatsweſens erforder⸗ 
lich iſt. Ebenſo wurden Strafbeſtimmungen neugeordnet (Verordnung 
vom 28. Februar 1934 G. Bl. S. 67), die der Beſeitigung korrupter 
aufbaufeindlicher Zuſtände dienen, und die Ehrabſchneiderei, die beſon⸗ 
ders im politiſchen öffentlichen Leben gedieh, wurde als das, was ſie 
iſt, gewertet, als ſtreng zu ahndende ehrloſe Handlung. Vor allem aber 
wurde der Kampf gegen das Berufsverbrechertum mutig aufgenommen 
(Verordnung vom 28. Februar 1934 G.Bl. S. 73). Wer gezeigt hat, daß 
er ein gefährlicher Gewohnheitsverbrecher ſei, wird jetzt als Schädling 
der Allgemeinheit behandelt, die ein Recht hat, ſich gegen ihn und 
ſeinesgleichen zu wehren. Deshalb hat er nicht nur ſchwerere Strafe zu 
gewärtigen, ſondern ihm droht neben der Strafe die Unterbringung in 
Sicherungsverwahrung, die ſolange anhält, als es die öffentliche Sicher⸗ 
heit erfordert. Auch den der Gemeinſchaft beſonders gefährlichen Sitt⸗ 
lichkeitsverbrechern droht neben der Strafe, um die Gemeinſchaft vor 
ihnen wirklich zu ſchützen, als letztes Mittel die Entmannung. Damit 
ſind — auf weitere Einzelheiten kann hier nicht eingegangen werden — 
die nötigſten und weſentlichen Anderungen einſtweilen getan. Den 
Abſchluß wird, wie oben ſchon erwähnt, die Geſamtreform des Straf⸗ 
ae bringen, die alle, auch die kleinſten Beſtimmungen durchdringen 
wird. 

Naturgemäß mußte das Strafprozeßrecht den Anderungen des 
Strafrechts ſich anpaſſen. Wurde hier als beſonders unangenehm 
empfunden, daß oft zwiſchen Straftat und Aburtetlung jo lange Zeit 
verſtrich, daß die Sffentlichkeit inzwiſchen alles Intereſſe verlor, ſo 
ſorgt jetzt die Verordnung vom 19, Dezember 1933 (G. Bl. S. 630) da⸗ 
für, daß bei den Delikten, die die Öffentlichkeit erregen, Schlag auf 
Schlag das Urteil und die Vollſtreckung der Tat folgt. Nur bei ſolchem 
Tempo empfindet der Rechtsbrecher und die Volksgemeinſchaft das 
ſühnende Element in der Strafrechtspflege. 

Damit iſt ſchon die eng mit dem Strafprozeß zuſammenhängende 
Strafvollſtreckung berührt. Hier triumphierte früher der Gedanke, dem 
bedauernswerten Verurteilten durch die Strafvollziehung möglichſt 
wenig weh zu tun, ihn nur zu beſſern bemüht zu ſein, während der 
Gedanke, daß die Strafe eine Sühne ſei dafür, daß er ſich außerhalb 
des Rechts geſtellt habe und vielleicht unermeßliches Leid und Schaden | 
einzelnen und der Allgemeinheit angetan habe, verſchwand in der | 
Handhabung allzu humaner Strafvollſtreckung. Dazu kam noch die 
äußerſt weite und weiche Handhabung des Gnadenrechts. Dieſe unge⸗ 
funder Auswüchſe ſtellt die Verordnung vom 27. Februar 1934 (G. Bl. 
S. 91) über Strafvollſtreckung und Gnadenrecht wieder richtig: jetzt 
gilt wieder der Grundſatz, daß der Verbrecher ſeine Verfehlung ſühnen 
ſoll, und daß Gnade nur dann, und nur ausnahmsweiſe, gewährt wird, 
wenn ſie am Platze iſt. 

Treten auf dem Gebiet des Strafrechts die Schäden klarer hervor, 
und ließen ſich daher leichter erkennen und abſtellen, ſo gilt es auf dem 
Gebiet des Zivilrechts einen Feind zu bekämpfen, der ſchwerer zu er⸗ 
kennen iſt und ſich auch tiefer eingeniſtet hat, ich meine den Geiſt des 


42 


römiſchen Rechts, der vielfach unſerem germaniſchen Rechtsempfinden 
gegenſätzlich iſt. Er hat ſich ein ſo vollkommenes Syſtem bereitet, daß 
mit kleinen Reformen an ihn nicht heranzukommen iſt. Es muß daher 
die große Reform abgewartet werden, die fundamental den Geiſt des 
römiſchen Rechts zugunſten des deutſchen zurückdrängt. 

Im Zivilprozeß iſt eine weſentliche Reform nach deutſchem Muſter 
vorgenommen durch die Verordnung vom 1. Dezember 1933. Sie geht 
aus von dem Grundgedanken, daß die Durchführung der Gerechtigkeit 
nicht nur im Intereſſe der einzelnen Rechtſuchenden, ſondern auch der 
Gemeinſchaft aller Volksgenoſſen liegt. Daher wurde eine ſtraffe 
Prozeßleitung eingeführt. Die Leitung des Prozeſſes liegt jetzt in den 
Händen des Gerichts; der Prozeß iſt nicht mehr der willkürliche Spiel⸗ 
ball der Parteien. Ferner iſt wegen der Erhabenheit des Eides die 
Eidesableiſtung in möglichſtem Umfange beſchränkt und der Parteien⸗ 
eid wegen des ihm anhaftenden Formalismus beſeitigt und dafür die 
Parteivernehmung an ſeine Stelle geſetzt worden. Eine weitere Ande⸗ 
rung des Zivilprozeßverfahrens berückſichtigt die Verordnung vom 
19. September 1933. Danach wird das Rechtskonſulentenweſen einge⸗ 
ſchränkt; der Rechtskonſulent kann als Parteivertreter vor einem Ge⸗ 
richt nicht mehr auftreten; der Anwalt ſoll der wahre Vertrauensmann 
des Volkes ſein. Deshalb iſt er auch in dem Schiedsgericht, von dem 
er bisher ausgeſchloſſen war, durch dieſe Verordnung zugelaſſen. 


Auch der Aufbau des Gerichts hat einige Anderungen erfahren. 
Es iſt der Gedanke verwirklicht, daß die Laien⸗Beiſitzer aus dem Kreiſe 
der den Staat bejahenden Volksgenoſſen genommen werden. Die r= 
beitsgerichte ſind in den Körper der ordentlichen Gerichtsbarkeit durch 
die Verordnung vom 14. Juli 1933 (G. Bl. S. 329) eingegliedert, um 
auch hier eine ſtraffere Zuſammenfaſſung in der Hand des Richters zu 
erhalten. Die Aufſichtsrichter der kleineren Amtsgerichte werden vom 
Senat ernannt. Schließlich iſt auch das Richterwahlgeſetz, wonach die 
Richter des Freiſtaats gewählt, nicht vom Senat ernannt werden, in 
weſentlichen Punkten geändert worden mit dem Ziele, Gewähr zu 
bieten, daß der richtige Mann an die richtige Stelle auch im Aufbau 
der Gerichte zu ſetzen ſei. Denn das beſte Geſetz iſt nichts nütze, wenn 
es nicht von rechter Hand behütet und angewandt wird. 

Schließlich haben ſich auch die Rechtsanwälte, die wahre Diener in 
der Rechtsfindung ſein ſollen, einige Anderungen in ihren Verhält⸗ 
niſſen gefallen laſſen müſſen. Der Staat hat dafür zu ſorgen, daß eine 
ſtrengere Auswahl der Anwälte dem Volk eine gute Auswahl ein- 
wandfreier Anwälte garantiert. Dieſem Gedanken dient die Verord⸗ 
nung vom 22, Auguſt 1933 (G. Bl. S. 429), wonach die Zulaſſung zur 
Rechtsanwaltſchaft verſagt werden kann, wenn ſie nach dem Gutachten 
des Vorſtandes der Anwaltskammer im Intereſſe der Rechtspflege 
Bedenken unterliegt. Demſelben Gedanken dient auch das Verbot, 
daß ein Rechtsanwalt, gegen den das ehrengerichtliche Verfahren er⸗ 
öffnet iſt, ſich in ſeinen Berufspflichten nicht vertreten laſſen kann. 

Die andere Hälfte der Arbeit der Juſtizabteilung liegt auf dem 
Gebiete der Verwaltung. Hier war allerdings die durch die liberal⸗ 
demokratiſche Verfaſſung gegebene Schranke zu beachten, doch konnte 
auch hier dem neuen Geiſt im ſtarken Maße Rechnung getragen werden. 
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Senatsabteilung für Sozialverſicherung. 


Auf dem Gebiete der Sozialverſicherung fand die nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Regierung zwei große Aufgaben vor. Einmal mußten die ſeit 
langem kranken Sozialverſicherungsträger wieder auf eine geſunde 
verſicherungstechniſche Grundlage geſtellt werden, zum anderen mit 
nationalſozialiſtiſchem Geiſte erfüllt werden. Bei der Erfüllung der 
letzteren Aufgabe entſtand die große Frage der Neuorganiſation der 
geſamten Sozialverſicherung. Die Vielheit der Sozialverſicherungs⸗ 
träger, die verwirrende Fülle der geſetzlichen Beſtimmungen ließen 
ſchon ſeit langem in den Kreiſen der Verſicherten wie der Wirtſchaft den 
Wunſch immer lauter werden, daß eine Vereinfachung und Vereinheit⸗ 
lichung möglichſt auch damit eine Verbilligung herbeigeführt würde. 
Im nationalſozialiſtiſchen Staate boten ſich dieſer Neuorganiſation 
neue Möglichkeiten, aber auch neue Schwierigkeiten, da jetzt die Um⸗ 
organiſation von der Entwickelung der Arbeitsfront wie der berufs⸗ 
ſtändiſchen Gliederung der Wirtſchaft abhängig wurde. Die Danziger 
Regierung hat ſich, genau wie die deutſche Regierung, auf den Stand⸗ 
punkt geſtellt, daß man die einzelnen Verſicherungsträger erſt jeden 
für ſich ſanieren müßte, bevor man an eine Zuſammenlegung oder gar 
Übertragung auf andere öffentlich⸗ rechtliche Körperſchaften herangeht. 
Zur Zeit beſtehen daher in Danzig wie in Deutſchland die alten Ver⸗ 
ſicherungsträger noch fort. Zu ihrer Sanierung, beſonders der In⸗ 
validenverſicherung und der Angeſtelltenverſicherung ſind zahlreiche 
Beſtimmungen getroffen worden, die eine Ausdehnung der Verſiche⸗ 
rungspficht und eine Herabſetzung der in Zukunft neufeſtzuſetzenden 
Renten zum Ziel haben. Die beiden großen Sozialverſicherungsanſtal⸗ 
ten für Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung müſſen jetzt auch in 
Danzig verſicherungstechniſch als völlig geſichert gelten. 

Der Bedeutung der Sozialverſicherung wurde von der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Regierung daoͤurch Rechnung getragen, daß eine be⸗ 
ſondere Senatsabteilung für Sozialverſicherung gebildet wurde. 

Es galt vor allem, das Führerprinzip auch in der Sozialverſiche⸗ 
rung zur Geltung zu bringen. Zu dieſem Zweck wurde an Stelle der 
Wahl der ehrenamtlichen Mitglieder deren Berufung durch die Auf⸗ 
ſichtsbehörde geſetzt. Die Zahl der Mitglieder der einzelnen Ausſchüſſe 
und Verwaltungsräte wurde erheblich herabgeſetzt, ihr Aufgabenkreis 
vereinfacht. Mit dieſer Neubildung der Organe der Verſicherungs⸗ 
träger verband ſich eine Neubildung der Organe der Spruch⸗ und Be⸗ 
ſchlußinſtanzen der Verſicherungsgerichte. Dieſen Aufgaben dienten die 
Verordnungen vom 7. und 25. Juli, 11. Auguſt, 4. Dezember 1933 und 
4. Januar 1934. 

Aber auch abgeſehen vom Organiſatoriſchen wurden in vieler Hin⸗ 
ſicht in der Sozialverſicherung nationalſozialiſtiſche Ideen zur Ans 
wendung gebracht: 

Zum Ausgleich von Härten in der Anwendung beſtehender Vor⸗ 
ſchriften über das Ruhen von Renten aus der Sozialverſicherung 
wurden für Kriegsbeſchädigte, Kriegshinterbliebene, Penſions⸗ und 
Ruhelohnempfänger Erleichterungen geſchaffen (Verordnungen vom 
25. Juli 1933 und 9. Februar 1934). Um die Einſtellung von Haus⸗ 
gehilfinnen und auch ſonſt eine Entlaſtung des Arbeitsmarktes zu er⸗ 
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möglichen, gewährten die Verordnungen vom 7. Juli 1933 und 12. Fe⸗ 
bruar 1934 weſentliche Vergünſtigungen gegenüber dem allgemeinen 
Recht, insbeſondere hinſichtlich des Ruhegeldes. Der Unfallverſiche⸗ 
rungsſchutz wurde durch Einbeziehung weiterer Berufskrankheiten 
erheblich zugunſten der Verſicherten durch zwei Verordnungen vom 
3. November 1933 erweitert. Um eine ungeſtörte Geſchäftsführung der 
Verſicherungsträger zu ſichern, wurde die Zuläſſigkeit eines Konkurs⸗ 
verfahrens über das Vermögen einer Krankenkaſſe oder anderer öffent⸗ 
lich⸗rechtlicher Körperſchaften ausgeſchloſſen (Verordnung vom 8. Sep⸗ 
tember 1933). Zur ſtärkeren Wahrung der Rechte der Verſicherten wur⸗ 
den die Strafvorſchriften bei nicht ordnungsmäßiger Entrichtung von 
Verſicherungsbeiträgen erweitert (Verordnung vom 4. Dezember 1933). 
Um die leider auch bei den Sozialverſicherungsträgern teilweiſe beob⸗ 
achtete Vermiſchung von privaten und öffentlichen Jutereſſen energi⸗ 
ſcher bekämpfen zu können, wurden auch die Strafbeſtimmungen bei 
Verfehlungen von Mitgliedern der Organe der Verſicherungsträger 
verſchärft (Verordnung vom 28. Februar 1934). Eine Verordnung 
vom 4. Januar 1934 bringt Prüfungsvorſchriften für die Geſchäfts⸗, 
Rechnungs⸗ und Betriebsführung der Krankenkaſſen und dient der 
ordnungsmäßigen Kaſſenverwaltung, für die auch durch eine Verord⸗ 
nung vom 16. April 1934 eine Verwaltungsvereinfachung bei der Bei⸗ 
tragsberechnung gegeben wird. Zur Vermeidung von Streitigkeiten 
zwiſchen Krankenkaſſen und Zahnärzten oder deren raſcher Beſeitigung 
iſt durch eine VBeroroͤnung vom 4. Januar 1934 eine beſondere Regelung 
getroffen worden. Die Zulaſſungsvorſchriften für die Krankenkaſſen⸗ 
praxis ſind durch die Beſtimmungen vom 26. Auguſt 1933 zugunſten 
von Kriegsteilnehmern geändert worden. 

Um die Rechte der Verſicherten auszubauen und zu ſchützen, haben 
umfangreiche Verhandlungen mit Polen ſtattgefunden, die zur Auf⸗ 
ſtellung eines entſprechenden Vertragsentwurfs geführt haben. Ver⸗ 
handlungen mit anderen Staaten ſind vorgeſehen. 

Auch in der Handhabung der Verwaltung der einzelnen Verſiche⸗ 
rungsträger verlangten nationalſozialiſtiſche Grundſätze manche Um⸗ 
ſtellung. Dies zeigte ſich beſonders beim Ausbau der Richtlinien für 
Gewährung eines Heilverfahrens, bei der Verwaltung der den Ver⸗ 
ſicherungsträgern gehörigen Kur⸗ und Erholungsheime und bei der 
Verwaltung und Anlage des Vermögens der Verſicherungsträger. Auch 
der Beitragsentrichtung durch die Arbeitgeber wurde erhöhte Auſmerk⸗ 
ſamkeit gewidmet. Eine Reihe von neuen Maßnahmen dient dazu, ohne 
Rückſicht auf die Mehrarbeit der Verwaltung den Belangen der Ver⸗ 
ſicherten wie auch der Wirtſchaft zu ihrem Rechte zu verhelfen. 

Die Aufſichts behörden haben über ihre geſetzliche Funktion hinaus 
im verfloſſenen Jahre in immer weiterem Umfang eine beratende und 
vermittelnde Tätigkeit ausgeübt, um einen möglichſt guten und 
reibungsloſen Geſchäftsgang der Verſicherungsträger zu gewährleiſten 
und um insbeſondere die kommende große organiſatoriſche Verände⸗ 
rung in der Sozialverſicherung vorzubereiten und anzubahnen. 
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Senatsabteilung für Soziales. 
Senator Hans Hohnfeldt. 


Nach übernahme der Regierung durch die National ſozialiſten iſt 
der Geſchäftsbereich der Abteilung für Soziales weſentlich eingeſchränkt 
worden. Die geſundheitlichen Angelegenheiten ſind zu der neu gebilde⸗ 
ten Abteilung für Geſundheitsweſen und Bevölkerungspolitik ge⸗ 
kommen, der auch die Anſtalten für Geiſteskranke und Geiſtesſchwache 
Silberhammer und Ferberhaus unterſtellt worden ſind. Die Ange⸗ 
legenheiten der Invaliden⸗, Angeſtellten⸗ und Unfallverſicherung ſind 
an die Abteilung für Sozialverſicherung abgegeben. Die Materie 
Arbeitsbeſchaffung, Arbeitsvermittlung, Freiwilliger Arbeitsdienſt 
und produktive Erwerbsloſenfürſorge ſind unter den Abteilungen für 
öffentliche Arbeiten und Abteilung Wirtſchaft aufgeteilt worden. Die 
Tätigkeit der Abteilung Soziales hat ſich demnach ſeit Juni vorigen 
Jahres auf rein ſoziales Gebiet beſchränkt. 

Wohl den umfangreichſten Teil der ſozialen Fürſorge bildet die 
Wohlfahrtspflege. Seit dem Regierungswechſel ſind hier in der Stadt⸗ 
verwaltung Danzig vielfache Verbeſſerungen eingetreten. Zunächſt galt 
es, das Los der Wohlfahrtsunterſtützungsempfänger, die nach den 
„Vorläufigen Beſtimmungen über Wohlfahrtsunterſtützungen in der 
Stadtgemeinde Danzig vom 1. Juli und 4. November 1932“ betreut 
wurden, zu erleichtern. Durch die Abänderung der Vorläufigen Be⸗ 
ſtimmungen vom 8. September 1933 bleibt den Angehörigen, die mit 
einem Unterſtützungsempfänger in einem Haushalt wohnen, von ihrem 
Arbeitseinkommen die Hälfte, in jedem Falle aber der Betrag, den der 
Angehörige als Erwerbsloſenunterſtützung erhalten würde, anrech⸗ 
nungsfrei. Früher wurden nur */,, des Arbeitseinkommens anrech⸗ 
nungsfrei gelaſſen. Ferner bleibt das Einkommen von Angehörigen 
aus Sozialrenten und Penſionen, ſowie Erträge aus Vermögen, Unter⸗ 
haltsrente oder Einkommen ähnlicher Art bis zur Höhe der Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung aurechnungsfrei. 

Erleichterungen ſind auch für Ausländer und Staatenloſe geſchaffen 
worden. Während dieſe früher nach einem Unterſtützungsbezuge von 
drei Monaten grundſätzlich im Arbeitshaus oder einer ähnlichen An⸗ 
ſtalt unterzubringen waren, kann ihnen, falls ſie nicht abgeſchoben 
werden können, jetzt mit Genehmigung der Prüfungsſtelle, wenn die 
Aufnahme in das Arbeitshaus oder in die Anſtalt für den Hilfsbedürf⸗ 
tigen mit ganz beſonders großen Härten verbunden iſt, die Unter⸗ 
ſtützung weiter gewährt werden. 

Durch die Herausnahme der erwerbsfähigen Wohlfahrtsunter⸗ 
ſtützungsempfänger unter 60 Jahren aus der Betreuung der Wohl⸗ 
fahrtskommiſſionen, iſt eine ſchnellere und reibungsloſere Abfertigung 
der Hilfsbedürftigen und eine weſentliche Arbeitsverminderung im 
Amt erzielt worden. Am 15. Auguſt 1933 erfolgte die Eingemeindung 
der Landgemeinden Obra, Groß⸗ und Klein⸗Waldddorf, Bürgerwieſen, 
Brentau, Emaus und Altdorf. Dieſe Gemeinden waren leiſtungs⸗ 
ſchwach und kaum noch in der Lage, ihren Hilfsbedürftigen den not⸗ 
wendigſten Lebensunterhalt zu gewähren. Durch die Eingemeindung 
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ijt dieſer Übelftand beſeitigt und die Hilfsbedürftigen dieſer Orte find 
den Danziger Hilfsbedürftigen im weſentlichen gleichgeſtellt worden. 

Eine grundlegende Anderung hat die Gewährung von Mietbei⸗ 
hilfen erfahren. Die früheren Beſtimmungen über die Gewährung von 
Mietbeihilfen für zwangsbewirtſchaftete Wohnungen bis zu drei Zim⸗ i 
mern, für größere zwangsbewirtſchaftete Wohnungen und für zwangs⸗ 
wirtſchaftsfreie Wohnungen find, da fie die Mietbeihilfengewährung 
äußerſt komplizierten, aufgehoben und durch die Richtlinien über Ge⸗ 
währung von Mietbeihilfen vom 15. Auguſt 1933, die eine einheitliche 
Regelung der Mietbeihilfengewährung gebracht haben, erſetzt worden. 
Die Arbeit im Amt wurde dadurch einheitlicher und überſichtlicher und 
den hilfsbedürftigen Mietern iſt der notwendigſte Lebens⸗ und Wohn⸗ 
bedarf ſichergeſtellt worden. || 

Ferner hat das Wohlfahrtsamt Umorganiſationen vorgenommen, 
die im Intereſſe des hilfeſuchenden Publikums liegen. So iſt, um den 
Hilfsbedürftigen aus den Vororten Neufahrwaſſer, Bröſen, Lauental, 
Weichſelmünde und Schellmühl den weiten Weg zur Hauptſtelle nach 
Danzig zu erſparen, in Neufahrwaſſer in einem für dieſen Zweck be⸗ 
ſonders erworbenen Grundſtück eine Zweigſtelle des Wohlfahrtsamtes 
eingerichtet worden. Das gleiche wird für Schidlitz und Emaus an⸗ 
geſtrebt. 

In der Hauptſtelle Danzig iſt zur einheitlichen Bearbeitung aller 
Anträge auf Kleinrente und Blindenrente eine beſondere Rentner⸗ 
abteilung eingerichtet worden. Zur Bearbeitung von Anträgen auf 
Gewährung von Darlehen zwecks Gründung oder Aufrechterhaltung 
einer Exiſtenz wurde eine Darlehnsabteilung geſchaffen. Die in den 
Anfängen befindliche Rechtsabteilung iſt weſentlich ausgebaut worden. 

Auch die Abfertigung der ärztliche Hilfe nachſuchenden Hilfsbedürf⸗ 
tigen durch den Vertrauensarzt iſt verbeſſert worden. Während früher Ni 
alle Hilfsbedürftigen aus dem geſamten Bezirk der Stadt Danzig zur 
vertrauensärztlichen Unterſuchung zur Hauptſtelle nach Danzig kommen 
mußten, erfolgt die vertrauensärztliche Unterſuchung jetzt außer in 
Danzig auch in den Vororten Langfuhr, Oliva, Ohra und Neufahrwaſ⸗ 
ſer. Den Hilfsbedürftigen aus den Vororten werden dadurch weite 
Wege erſpart. 

Wie umfangreich die Tätigkeit des Wohlfahrtsamts, trotz Beſſe⸗ 
rung der Wirtſchaftslage auch jetzt noch iſt, kann man aus der Zahl der N 
zu betreuenden Perſonen erſehen. Es erhielten noch Anfang Januar 4 
rund 16000 Perſonen (Einzelempfänger) laufende Unterſtützungen. 
Hinzu kommt die Spezialfürſorge für Trinker, Tuberkulöſe, Kranke i 
und Siehe, Kriegsbeſchädigte und Kriegshinterbliebene und viele 
andere Kategorien Hilfsbedürftiger, die die für ſie geſchaffenen Einrich⸗ 
tungen mit fortſchreitendem Ausbau und beſſerer Anpaſſung an die 
Verhältniſſe in immer mehr ſteigendem Maße in Anſpruch nehmen. 

In engem Zuſammenhange mit der Wohlfahrtspflege ſteht die 
Fürſorge für Rentner (Kleinrentner und Blinde). Dieſe Perſonen 
haben unter gewiſſen Vorausſetzungen geſetzlichen Anſpruch auf be⸗ 
ſtimmte Leiſtungen, die in den Geſetzen vom 12. Juni 1931 feſtgelegt 
ſind. Durch Rechtsverordnung vom 24. April 1934 ſind die Vorſchriften 
dieſer Geſetze in einzelnen Punkten abgeändert und den praktiſchen 
Bedürfniſſen angepaßt, insbeſondere das Beſchwerdeverfahren verein⸗ 
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facht worden. Schon vorher war durch eine Verordnung vom 22, Sep⸗ 
tember 1933 die Anwendung des Rentnergeſetzes inſoweit erweitert 
worden, als jetzt auch eine Rente an diejenigen auf Zinseinkommen 
angewieſenen Perſonen gezahlt werden kann, die durch die Zins⸗ 
ſenkungs verordnung vom 22. September 1933 eine Einkommensminde⸗ 
rung in gewiſſem Umfange erfahren haben. 

Die Erwerbsloſenfürſorge unterſcheidet ſich von der Wohlfahrts⸗ 
pflege inſofern, als auch hier Anſprüche auf Unterſtützungen nach be⸗ 
ſtimmten Sätzen gewährleiſtet ſind. Das maßgebende Geſetz über die 
Erwerbsloſenfürſorge vom 13. Februar 1931 iſt allerdings nur in 
unweſentlichen Punkten geändert worden, doch hat ſich trotzdem die 
Entwicklung der Fürſorge günſtig gejtaltet, 

Infolge der unter der jetzigen Regierung ergriffenen Maßnahmen 
ſank die Zahl der Arbeitsloſen im verfloſſenen Jahre erheblich herab, 
infolgedeſſen nahm auch die Zahl der von uns unterſtützten Erwerbs⸗ 
loſen entſprechend ab. 


Während im Mai 19) 88 12 437 
unterſtützte Erwerbsloſe zu verzeichnen waren, haben wir jetzt 5 690. 
Im März 1933 hatten wir 14 253 
zu unterſtützen und im März 1934 . 8485. 

She , 13 977 
Ti, Dezember 193333; 9 227, 


Hierbei ſind die eingemeindeten Orte wegen der beſſeren Vergleichs⸗ 
möglichkeit außer Betracht gelaſſen. 

Auch in der Erwerbsloſenfürſorge herrſchte das Beſtreben, den 
Erwerbsloſen nach Möglichkeit Erleichterungen zu verſchaffen. So iſt 
die Auszahlung der Unterſtützungsgelder an die in Heubude wohnen⸗ 
den Erwerbsloſen im vergangenen Jahre an Ort und Stelle vorge⸗ 
nommen und auf dieſe Weiſe den dort wohnenden Erwerbsloſen un⸗ 
nütze Wege erſpart. Ferner iſt ebenſo wie für die Wohlfahrtsunter⸗ 
ſtützungsempfänger in Neufahrwaſſer eine Zweigſtelle geſchaffen, ſo daß 
in allernächſter Zeit die Abfertigung der dort und in den benachbarten 
Ortsteilen wohnenden Erwerbsloſen an Ort und Stelle erfolgen kann. 

Was die Krankenfürſorge betrifft, ſo find die Einrichtungen noch 
weiter verbeſſert worden; noch mehr als bisher ijt der Grundſatz be⸗ 
obachtet worden, in keinem Falle weniger zu gewähren, als die A. O. K. 
Wenn es galt, beſondere Beihilfen zur Beſchaffung von orthopädiſchen, 
akuſtiſchen und optiſchen Heilmitteln und dergleichen zu gewähren, ſo 
iſt die Erwerbsloſenfürſorge noch über die Leiſtungen der A. O. K. hin⸗ 
ausgegangen. 

Die nationalſozialiſtiſche Auffaſſung, die auch weite Kreiſe der 
Arbeitsloſen durchdrungen hat, hat ſich in der Erwerbsloſenfürſorge be⸗ 
ſonders dahin günſtig ausgewirkt, daß die Arbeitsunwilligkeit abge⸗ 
nommen hat. Es konnte mit Genugtuung feſtgeſtellt werden, daß im 
letzten Jahr weniger Klagen über Arbeitsunwilligkeit und ⸗verweige⸗ 
rung von ſeiten der Arbeitnehmer eingegangen ſind. Hervorzuheben iſt 
auch noch, daß ſich die Abfertigung der Erwerbsloſen in erheblich ruhi⸗ 
gerer Weiſe als bisher vollzieht, was auch Schlüſſe auf einen Geſin⸗ 
nungswechſel zuläßt. 

In der Jugendpflege hat die nationalſozialiſtiſche Regierung die 
Erfüllung eines ſeit langem gehegten Wunſches gebracht. Sie richtete 
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das Amt eines Staatlichen Jugendpflegers ein und gliederte dieſes 
büromäßig dem ſtädt. Jugendamte Danzig an. Die Vielheit der kon⸗ 
feſſionellen, parteilichen, bündiſchen Jugendverbände wandelte ſich in 
eine einzige ſtaatliche Jugendgruppe, die Hitler⸗Jugend mit Jungvolk 
und Bund deutſcher Mädel. Reſte blieben noch in der katholiſchen Kirche. 
Die ſteigende Wanderluſt der deutſchen Jugend forderte den Aus⸗ 
bau der Jugendherbergen im Freiſtaat. 

Seit mehreren Jahren hat das Jugendamt während der Sommer⸗ 
monate Jugendliche beiderlei Geſchlechts, die im Lehr⸗ oder Arbeits⸗ 
verhältnis ſtehen, in Freizeiten geführt. Dieſe kleinen Anfänge er⸗ 
hielten durch die nationalſozialiſtiſche Führung neuen Antrieb und 
eine breitere Grundlage. Das Sozialamt der Hitler⸗Jugend leiſtete 
hierbei in enger Zuſammenarbeit mit der N. S. V. wertvolle Dienſte. 
Mehrere tauſend Kinder haben teil an dieſer ſegensreichen Einrichtung 
und Gelegenheit, ſich gründlich zu erholen und zu ſtärken. 160 Kinder 
geleitete das Jugendamt im November 1933 zum gaſtlichen Schwaben⸗ 
laude; 1000 gingen anfangs Mai 1934 in den Freiſtaat Sachſen, wei⸗ 
tere 1000 folgten eben dorthin am 1. Juni; nach Schwaben ſollen 
wiederum 1000 Kinder am 15. Juni geführt werden, desgl. 1000 Kin⸗ 
der anfangs Juli nach Weſtfalen. 

Das Jugendamt iſt mit Wirkung vom 16. Juni 1934 der Senats⸗ 
Abteilung V angegliedert worden. Von dort aus wird jetzt die Jugend⸗ 
erziehungsarbeit geleitet, während die Jugendfürſorge bei der Abt. 
Soziales verbleibt. 

Im Gebiete der Fürſorgeerziehung ſind entſprechend dem deutſchen 
Beiſpiel einige Anderungen eingetreten, die ſich in der Hauptſache auf 
die Feſtſetzung des Erziehungsalters (Herabſetzung vom 21. auf das 
19. Lebensjahr) beziehen. 

In der Verſorgung der Kriegsbeſchädigten und Kriegshinter⸗ 
bliebenen hat der Senat auch im vergangenen Jahre ſtets enge Füh⸗ 
lung mit der deutſchen Geſetzgebung, Rechtſprechung und Verwaltungs⸗ 
praxis gehalten. Weſentliche Anderungen gegenüber dem bisherigen 
Zuſtande ſind nicht vorgenommen. Es iſt dieſes wohl darauf zurück⸗ 
zuführen, daß eine grundlegende Umgeſtaltung des ganzen Militär⸗ 
verſorgungsweſens unmittelbar bevorſteht. Hervorzuheben wäre nur 
eine Novelle, nach der die Zahlung von Renten für die außerhalb Dan⸗ 
zigs wohnenden Verſorgungsberechtigten der Zuſtimmung des Senats 
bedarf, ferner die Anrechnung von Einkommen aus öffentlichem Dienſt 
eine anderweitige Regelung erfährt. 

In organiſatoriſcher Beziehung iſt ſchließlich noch zu bemerken, 
daß eine Reihe von paritätiſch beſetzten Amtern und Ausſchüſſen unter 
Anwendung des Grundſatzes der Berufung durch den Senat anſtelle 
der Wahl durch Körperſchaften und unter evtl. Abänderung der geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen neu beſetzt worden iſt. So find die Erwerbsloſen⸗ 
fürſorgeausſchüſſe, Kleinrentnerausſchüſſe, Jugendämter, Wohlfahrts⸗ 
kommiſſionen, Fürſorgeausſchüſſe für Kriegsbeſchädigte und Kriegs⸗ 
hinterbliebene, Schwerbeſchädigtenausſchüſſe, Verſorgungsgericht uſw. 
meu gebildet worden. 


Senatsabteilung für Volksbildung, Wiſſenſchaft, 
| Kunſt und Kirchenweſen. 
Senator Adalbert Bove, 


Als vor einem Jahre der Nationalſozialismus die Macht über⸗ 
nahm, ſtand vor den berufenen Führern rieſengroß die Verantwortung 
vor der Zukunft. Während man ſich im Staat der Weimarer Parteien 
damit begnügt hatte, die Macht und mit ihr Poſten und Poſition zu 
erobern, war für uns Nationalſozialiſten die Berufung zur Führung 
gleichbedeutend mit der bindenden Verpflichtung zu höchſter Leiſtung 
für Volk und Staat. Getragen von der Erkenntnis, daß keine Gegen⸗ 
wart um ihrer ſelbſt willen da iſt, ſondern nur um der Zukunft willen, 
die aus ihr hervorwachſen ſoll — und deren Träger und Garant die 
heranwachſende Jugend iſt —, ſah von vornherein die nationalſozia⸗ 
liſtiſche Regierung eine ihrer vornehmſten Aufgaben darin, der Er⸗ 
zieherſchaft, die zum weitaus größten Teile noch in der liberaliſtiſch⸗ 
rationaliſtiſchen Gedankenwelt lebte, das weltanſchauliche Gedanken⸗ 
gut des Nationalſozialismus nahe zu bringen und ihr Gelegenheit 
zu geben, in die neue Staatsidee hineinzuwachſen. 

Um die ganze Größe und Bedeutung dieſer Aufgabe recht er⸗ 
meſſen zu können, muß daran erinnert werden, daß der größte Teil 
der Lehrerſchaft noch bis in die Tage des politiſchen Umbruches hinein 
den alten Parteien verſchrieben war, und daß die kataſtrophale Zer⸗ 
riſſenheit innerhalb der Erzieherſchaft eine einheitliche Formung der 
Jugenderziehung bisher ſchlechthin unmöglich gemacht hatte. Die 
Schuld hieran trugen — das muß einmal in aller Offenheit geſagt 
werden — die Schulverwaltung und die damaligen Führer der Dan⸗ 
ziger Lehrerſchaft. Hier galt es den Hebel anzuſetzen. Grundſätzlich 
Neues mußte geſchaffen werden. In dem man dem Erzieher die neue 
Idee gab, ſchuf man die unerläßliche Vorausſetzung für die neue Form. 
Es war ſelbſtverſtändlich, daß alle beſtehenden Lehrerorganiſationen 
aufgelöſt werden mußten. Die nun machtvoll im N. S.⸗Lehrerbund zu⸗ 
ſammengefaßte Lehrerſchaft wurde unter eine gemeinſame Idee ge⸗ 
ſtellt und unter Führer, die dieſe neue Idee verkörpern. So führten 
wir die bürgerlich Eingeſtellten von der Pädagogik im luftleeren 
Raum und die Marxiſten von der allem Deutſchen ſo weſensfremden 
Gleichheitstheorie hinweg und zurück zum Prinzip der verantwor⸗ 
tungsbewußten Perſönlichkeit. Damit war der Lehrer dann auch im⸗ 
ſtande, ſeinen Unterricht im Sinne einer einheitlichen Bildung zu 
geſtalten und ihm die Grundgedanken nationalſozialiſtiſcher Welt⸗ 
anſchauung — Volkstum und Raſſe — zugrunde zu legen. Die Be⸗ 
trachtung aller Dinge vom Standort aus — Liebe zu Heimat, Vater⸗ 
land, Volk und Staat — das mußten von nun an die Maxime ſeiner 
Erziehungsarbeit ſein. 

Mit Genugtuung konnten wir bald feſtſtellen, daß die getroffenen 
Maßnahmen in den weiteſten Kreiſen der Lehrerſchaft nicht nur volle 
Billigung, ſondern auch in poſitiver Mitarbeit aller Gutwilligen ihre 
praktiſche Verwirklichung fanden. Und doch gab es und gibt es leider 
auch heute noch Unbelehrbare, die offen oder mehr oder weniger geſchickt 
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getarnt ihre Schädlingsarbeit fortſetzen zu können glauben. Zum Teil 
wurden dieſe Elemente im Laufe des Jahres bereits entfernt — und 
wir werden auch in Zukunft unnachſichtlich gegen jeden vorgehen, der 
unſere Aufbauarbeit ſabotiert. Nichts wurde ſeitens der Regierung 
und der Führung des N. S.⸗Lehrerbundes verſäumt und Unterlaſſen, 
um in konſequenter und ſyſtematiſcher Schulung dem Lehrer das Rüſt⸗ 
zeug zu vermitteln, das er als Erzieher der deutſchen Jugend im 
nationalſozialiſtiſchen Staat naturnotwendig braucht. 


Die Senatsabteilung V ging unmittelbar nach der Regierungs⸗ 
übernahme tatkräftig und entſchloſſen an die Durchführung eines um⸗ 
fangreihen Ganz und Juſtandſetzungsprogramms heran und diente 
damit in wirkſamſter Weiſe der Arbeitsbeſchaffung und beſeitigte 
andererſeits Mißſtände, die — das darf ohne Übertreibung geſagt 
werden — die geſamte Unterrichts⸗ und Erziehungsarbeit bedenklich 
in Frage ſtellten. Hier galt es unermeßlichen Schaden — erwachſen 
aus der unverantwortlichen Nachläſſigkeit früherer Regierungen — 
gut zu machen. Faſt überall befanden ſich die Schulgebäude aller Gat⸗ 
tungen in einem kläglichen Zuftand; an vielen Schulen herrſchte zudem 
kataſtrophaler Raummangel. Im nationalſozialiſtiſchen Staat bedeutet 
Sozialismus mehr als eine blutleere Pharſe, darum ging die natio⸗ 
nalſozialiſtiſche Regierung unverzüglich an die Behebung wenigſtens 
der allerdringlichſten und offenſichtlichſten Mißſtände heran. 


Unſere Kinder ſind unſere Zukunft. — Es geht alſo im völkiſchen 
Staat nicht an, daß die Kinder, die leider nur zu oft ſchon daheim in 
unzulänglichen und geſundheitswidrigen Räumen leben müſſen, nun 
auch noch Schulräume vorfinden, in denen ſie nicht einmal froh wer⸗ 
den können. Im Rahmen dieſes Bauprogramms wurden im Land⸗ 
gebiet folgende Neubauten durchgeführt, bzw. in Angriff genommen: 
Zeyersvorderkampen (zweiklaſſig), Simonsdorf (zweiklaſſig), Löblau 
(dreiklaſſig), Schnakenburg (vierklaffig), Tiegenhof und Neuteich. Fer⸗ 
ner wurden im größten Umfange (an 225 Landſchulen) dringend not⸗ 
wendige Inſtandſetzungsarbeiten vorgenommen und bedeutende Er⸗ 
weiterungsbauten durchgeführt. — So mancher Handwerker fand da⸗ 
durch Arbeit und lohnenden Verdienſt. Auch im Gebiet der Stadt⸗ 
gemeinde Danzig wurden umfangreiche Neubauten und Inſtand⸗ 
ſetzungsarbeiten durchgeführt. In den Räumen der ehem. Erziehungs⸗ 
anſtalt Tempelburg wurde eine in jeder Hinſicht vorbildliche 10klaſſige 
Volksſchule für Emaus neu eingerichtet, die Schidlitzer Bezirksſchule 
wurde um 9 Klaſſen erweitert, 18 neue Klaſſen wurden für die Mit⸗ 
telſchule St. Katharinen, die ſich z. Zt. der Regierungsübernahme in 
einem unbeſchreiblichen Zuſtand befand, geſchaffen. Aus dem großen 
Bereich der in Ausſicht genommenen Neu⸗ und Erweiterungsbauten 
ſeien hier lediglich erwähnt der Neubau einer Mittelſchule in der Ka⸗ 
ſerne Roggen, ferner größere Erweiterungsbauten an den Schulen 
Hochſtrieß und Heeresanger, ſowie ſchließlich der Bau von 3 neuen 
Turnhallen. In gleicher Weiſe galt die Aufmerkſamkeit des Senats 
a baulichen Zuſtand der Muſeen und der kirchlichen Baudenkmäler 

nzigs. 

Mit der Schaffung von 6 neuen Klaſſen für die polniſche Schule 
in Langfuhr und der Einrichtung einer jüdiſchen Schule ſtellte der 
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Senat feine loyale Einſtellung den Minderheiten gegenüber erneut 
unter Beweis. f 

Aus der Fülle der im erſten Regierungsjahr von der Senats⸗ 
abteilung V geleifteten geſetzgeberiſchen Arbeit ſei hier nur folgendes 
herausgehoben: Die Rechtsverordnung vom 1. Auguſt 1933 über die 
äußeren Angelegenheiten der Schulen ſchuf unter Beſeitigung ver⸗ 
alteter Beſtimmungen eine völlig neue Grundlage für die Tätigkeit 
der Schulverwaltung, eine Verordnung vom 11. Auguſt 1933 bildete 
eine ſehr wertvolle und wirkſame Maßnahme für die Bekämpfung von 
Schmutz und Schund. Von allergrößter Bedeutung war ferner die 
Durchführung des berufsſtändiſchen Aufbaues im Bereich der Ab⸗ 
teilung V durch Schaffung der Landeskulturkammer ſowie einer ein⸗ 
heitlichen Vertretung für ſämtliche Erzieher vom Hochſchulprofeſſor 
bis zur Kindergärtnerin. 


Während frühere Regierungen die aus der Volksſchule entlaſſenen 
Jugendlichen ſich ſelbſt und damit zumeiſt der Proletariſierung und 
marxiſtiſcher Verhetzung überließen, nimmt man ſich ihrer im natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Danzig in verantwortungsbewußter Würdigung 
völkiſcher und ſoziologiſcher Belange in ganz beſonderem Maße an. 
Durch eine Rahmenverordnung ſchuf der Senat u. a. die Möglichkeit 
zu intenſiverer Erfaſſung beſonders der weiblichen Jugend in der Fort⸗ 
bildungsſchule. Auf dem Wege zur Verbundenheit mit Heimat und 
Scholle bedeutet die Schaffung des Landjahres — in Scharshütte und 
Einlage wurden bereits Landjahrheime eingerichtet, in denen ſchul⸗ 
entlaffene Jungens und Mädels nach nationalſozialiſtiſchen Grund⸗ 
ſätzen von geeigneten Führern erzogen und gefeſtigt werden — einen 
bedeutſamen Fortſchritt. Dieſe Einrichtung bedeutet eine wirkſame 
Maßnahme im Kampf gegen die Verſtädterung der Jugend und eine 
gradlinige Befolgung des nationalſozialiſtiſchen Grundſatzes: zurück 
von der Stadt zum Land — zur Scholle. 

Indem der Senat die Arbeit der H. J. voll anerkannte, regelte er 
damit gleichzeitig das Verhältnis zwiſchen Schule und H. J. grund⸗ 
ſätzlich. Während frühere Regierungen nicht das mindeſte Verſtändnis 
für das ringende Suchen der Jugend aufzubringen vermochten und 
ſich ſchließlich durch ungerechtfertigte und völlig ſinnloſe Verfolgungs⸗ 
maßnahmen den Weg zu ihr reſtlos verbauten, ſieht der National⸗ 
ſozialismus in der politiſch unbelaſteten nationalſozialiſtiſchen Jugend 
die Garanten der deutſchen Zukunft und ſtellt ihren Willen zur Mit⸗ 
arbeit dankbar in Rechnung. Dem Kampf der katholiſchen Kirche gegen 
die Jugend Adolf Hitlers wurde wirkſam begegnet mit der Verord⸗ 
nung über die Zugehörigkeit von Schülern zu Vereinen und Ver⸗ 
einigungen. Das Ziel iſt und muß ſein: über ſoziale Spannungen 
und angebliche konfeſſionelle Klüfte hinweg die geſamte Danziger Ju⸗ 
gend hinzuführen zur Fahne Adolf Hitlers. 

Dieſe Zuſammenarbeit zwiſchen Schule und H. J. fand ihren glück⸗ 
lichſten Ausdruck u. a. in der Mitwirkung der Schulen am Winter⸗ 
Hilfswerk durch Nagelung der von der H. J. den einzelnen Schulen 
überreichten Nagelſchildern. 

In dieſem Zuſammenhange ſeien auch die gewaltigen Leiſtungen 
des Winterhilfswerkes an den Danziger Schulen erwähnt. Im Gegen⸗ 
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ſatz zu den früheren, zumeiſt recht unzulänglichen Hilfsmaßnahmen 
wurden im Berichtjahr in den vier Wintermonaten an den Danziger 
Stadtſchulen täglich 13 500 Frühſtücksbeſpeiſungen durchgeführt. Jedes 
Kind erhielt 14 bis 15 Liter Milch und eine Butterſemmel. Auf dem 
Lande wurden bedürftige Kinder in derſelben Weiſe beſpeiſt. Außer⸗ 
dem wurden vom Winterhilfswerk an bedürftige Kinder 12 000 Paar 
Schuhe ausgegeben. 

Die Schülerſammlungen für das W. H. W. ergaben wiederum die 
ſehr beachtliche Summe von Dg. 35 000 — ein herrlicher Beweis für 
den Opfergeiſt der deutſchen Jugend. 

Der Stärkung des Gemeinſchaftsgefühls an den Schulen und 
darüber hinaus innerhalb der geſamten Jugend wurde durch eine 
Reihe gemeinſchaftlicher Veranſtaltungen Rechnung getragen, von 
denen hier erwähnt ſeien: Der Bannaufmarſch und die Kundgebung 
der H. F. im September 1933, das Sportfeſt der Danziger Jugend, fer⸗ 
ner die machtvolle Kulturkundgebung der Danziger Jugend im Rah⸗ 
men der Deutſchkundlichen Woche, die gemeinſame Reformationsfeier 
der evangeliſchen Jugend, die Pflanzung von Eichenhainen im ge⸗ 
ſamten Freiſtaatgebiet am 12. April 1934, ſowie ſchließlich die ein⸗ 
drucksvolle Fugendkundgebung der Danziger Schulen am 1. Mai auf 
dem Wiebenwall. 

Den Fach⸗ und Berufsſchulen wurde ganz beſondere Aufmerkſam⸗ 
keit gewidmet, weil hier unerläßliche Erziehungsarbeit an der be⸗ 
rufstätigen Jugend geleiſtet werden muß. Aus der Arbeit der Mäd⸗ 
chenberufsſchule iſt beſonders hervorzuheben der bis Oſtern 1934 
durchgeführte weibliche Arbeitsdienſt und die neueingerichtete Mut⸗ 
terſchule. 

Auch in der Frage der Beſchäftigung von Lehrkräften ging man 
ganz neue Wege. Heute ſind ſämtliche verfügbaren Lehrkräfte beſchäf⸗ 
tigt. Die große Zahl der zur Zeit der Regierungsübernahme beſchäf⸗ 
tigungsloſen techniſchen Lehrerinnen konnten ſämtlich im Laufe des 
Jahres untergebracht werden; insbeſondere ermöglichte die Schaffung 
neuer Stellen die Unterbringung von 45 techniſchen Lehrerinnen zu 
Oſtern 1934. Zu dieſem Zweck wurden einmal ſämtliche Stunden in 
techniſchen Fächern reſtlos für die techn. Lehrerinnen freigemacht, an⸗ 
dererſeits wurden ländliche Ortſchaften zu Bezirken vereinigt, in deren 
Bereich je eine techniſche Lehrerin den Handarbeits⸗ und Turnunter⸗ 
richt erteilt. Auf dieſe Weiſe konnten zunächſt 11 techn. Lehrerinnen 
neu beſchäftigt werden. Hierdurch wurde das Doppelverdienertum 
wirkſam bekämpft, indem der Handarbeits⸗ und Turnunterricht den 
Lehrerfrauen entzogen und den bis dahin unbeſchäftigten techniſchen 
Lehrerinnen übertragen wurde. 

Der heute ſo lebenswichtigen Frage der Ausbildung in Gas⸗ und 
Luftſchutz wurde Rechnung getragen inſofern, als an jeder Schule min⸗ 
deſtens ein Luftſchutzverbindungsmann vorhanden iſt und ſowohl der 
1 als auch der Hausmeiſter in Luftſchutzfragen ausgebildet 
wurde. 

Die körperliche Ertüchtigung iſt im völkiſchen Staat nicht eine 
Sache des Einzelnen, auch nicht eine Angelegenheit, die in erſter Linie 
die Eltern angeht, und die erſt in zweiter und dritter die Allgemeinheit 
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intereſſiert, ſondern eine Forderung der Selbſterhaltung des durch 
den Staat vertretenen und geſchützten Volkstums.“ (Adolf Hitler — 
Mein Kampf.) 

In gradliniger Verfolgung dieſer Forderung wurden ſeitens des 
Senats Maßnahmen getroffen, die in wirkſamſter Weiſe der körper⸗ 
lichen und ſeeliſchen Wehrhaftmachung unſerer Jugend dienen. So 
wurde an ſämtlichen Schulen die Turnſtundenzahl weſentlich erhöht; 
neue Turnhallen wurden geſchaffen oder ſind im Bau. In regelmäßi⸗ 
gen ſogenannten Auffriſchungskurſen fanden die Turnlehrer und 
Turnlehrerinnen eine zweckentſprechende Ausbildung — in der Zeit 
vom 27. Juni bis 14. Juli 1934 findet ferner ein Geländeſportkurſus 
ſtatt, an dem ſich alle Lehrer beteiligen, die Turnunterricht erteilen. 
Vorgeſehen iſt ſchließlich ein Kurſus für Turnlehrerinnen im volks⸗ 
tümlichen Sport und Spiel. Ebenſo iſt der Bau eines Hallenſchwimm⸗ 
bades geſichert — ſämtliche Sportplätze — insbeſondere diejenigen in 
den Außenbezirken der Stadt — wurden neu ausgebaut, und mit der 
Neuanlage der Jahnkampfbahn wird Danzig ein Sportforum er⸗ 
halten, das allen Anforderungen gerecht werden kann. In Anſehung 
des jämmerlichen finanziellen Erbes, das die nationalſozialiſtiſche 
Regierung hat antreten müſſen, fordern die bisherigen Leiſtungen 
mit vollem Recht höchſte Achtung und Anerkennung. 

Um den Nachwuchs der deutſchen Erzieherſchaft in Danzig und im 
Oſtraum eine Bildungsſtätte zu geben, ſchuf der Senat an Stelle des 
ſeit dem Jahre 1925 geſchloſſenen Lehrerſeminars eine Hochſchule für 
Lehrerbildung, deren Eröffnung am 3. Mai 1934 mit einem feierlichen 
Akt vorgenommen wurde. Dieſe Neugründung legte den Grundſtein 
zu einem Werk, deſſen Bedeutung für das kulturelle Leben im deut⸗ 
ſchen Danzig und im deutſchen Oſten gar nicht hoch genug eingeſchätzt 
werden kann. Die Geſchichte der Nachkriegszeit hat bewieſen, daß der 
Liberalismus die deutſche Stellung im Oſtraum nicht behaupten 
konnte, da ſeine Tätigkeit ſich faſt ausſchließlich auf die wirtſchaftliche 
Betreuung der Minderheiten beſchränkte. Im Gegenſatz hierzu legt 
der Nationalſozialismus das Hauptgewicht auf die geiſtige und charak⸗ 
terliche Formung des deutſchen Menſchen. Um dieſen neuen Typ für 
ſeine Aufgaben — Kampf und Opfer — in den Grenzgebieten zu er⸗ 
zielen, iſt es notwendig, daß die geiſtigen Führer unſerer Minderheit 
ihre fachliche Ausbildung auf unverfälſchter nationalſozialiſtiſcher 
Grundlage erhalten. Gerade hierzu bietet die politiſche Struktur Dan⸗ 
zigs mit ſeiner deutſchen Bevölkerung und nationalſozialiſtiſchen Re⸗ 
gierung die geeignete Baſis. Danzig iſt heute die Brücke zwiſchen dem 
Mutterland und dem Deutſchtum im Oſtraum. Den jungen Erziehern, 
die gerade hier die Schmach von Verſailles am tiefſten erleben können, 
wird ſo erhöhte Kraft für den Kampf um die Erneuerung unſeres 
Volkes erwachſen. 

Die Perſönlichkeit Prof. Kades, der als Direktor an die neue 
Hochſchule für Lehrerbildung berufen wurde, und der Ernſt Kriecks 
Freund und engſter Mitarbeiter iſt, gewährleiſtet die Heranbildung 
der jungen Volkserzieher im Sinne des Mannes, den das Schickſal 
zum größten Erzieher des deutſchen Volkes beſtimmt hat. 

Die Aufgaben der Techniſchen Hochſchule in Danzig können ſich 
nicht erſchöpfen in ihrer Eigenſchaft als Trägerin der Wiſſenſchaft und 
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der Forſchung — vielmehr muß fie auch ein ſtarkes Bollwerk für die 
Wahrung der kulturellen Intereſſen des Deutſchtums im Oſten ſein. 
Deſſen waren ſich die früheren Machthaber nicht bewußt. Die neue 
Regierung beſeitigte nun angeſichts dieſer Tatſachen durd eine Rechts⸗ 
verordnung zur Sicherung einer einheitlichen Führung der Techniſchen 
Hochſchule das parlamentariſche Syſtem und ſetzte an ſeine Stelle das 
Führerprinzip. Damit wurde die Verfaſſung der Techniſchen Hoch⸗ 
ſchule der der preußiſchen Hochſchulen im weſentlichen angeglichen. 
Durch Beſchluß des Senats vom 13. Oktober 1933 wurde Profeſſor 
Dr. Pohlhauſen zum Führer der Techniſchen Hochſchule beſtellt. 
Damit waren die Vorausſetzungen für eine zielbewußte und erfolg⸗ 
reiche Löſung der eigentlichen Aufgaben der T. H. gegeben. So wurde 
in erſter Linie von der Abteilung für Geiſteswiſſenſchaften einer ſtär⸗ 
keren Betonung ihrer Lehrgebiete in Bezug auf die Oſtraumpolitik 
Rechnung getragen. Während früher dieſe Abteilung die Oſtfragen nur 
im allgemein wiſſenſchaftlichen Sinne behandelte, ſind ſie nunmehr 
unter dem Blickpunkt: Volk, Blut und Boden geſtellt. Den Erforder⸗ 
niſſen der Studentenſchaft wurde die Regierung durch Einführung 
eines neuen Diſziplinarrechts ſowie einer neuen Verfaſſung gerecht. 
Zahlreiche junge Lehrkräfte wurden berufen, u. a. insbeſondere auf 
den Lehrſtuhl für Organiſche Chemie der durch ſeine Forſchungs⸗ 
arbeiten in den Kreiſen der deutſchen Wiſſenſchaft beſtens bekannte 
Prof. Dr. Butenandt. Ab 1. April 1934 wurde ferner eine ordent⸗ 
liche Profeſſur für Verbrauchsgüterinduſtrie neu errichtet. Sie ſoll 
insbeſondere dem Fortſchritt in der Ausnutzung der heimiſchen Roh⸗ 
ſtoffe dienen und hat damit Aufgaben von weittragender volkswirt⸗ 
ſchaftlicher Bedeutung zu erfüllen. 

Am Organiſch⸗chemiſchen Inſtitut wurden umfangreiche Umbau⸗ 
und Reparaturarbeiten durchgeführt. 

Um den Studierenden Gelegenheit zu geben, neben den fachlichen 
Programmvorleſungen auch ſolche Männer zu hören, die als In⸗ 
genieure Vorkämpfer des Nationalſozialismus geweſen ſind, wurde 
Prof. Dr.⸗Ing. La waczeck im Sommerſemeſter 1934 zu Gaſtvor⸗ 
leſungen verpflichtet. 

Am 12. Mai 1934 wurde eine Studentenherberge (Grenzland⸗ 
herberge) in Langfuhr fertiggeſtellt und eingeweiht. Sie ſoll durch⸗ 
reiſenden Studenten Gelegenheit geben, Danzig und ſeinen ſchweren 
Kampf um die Deutſcherhaltung kennen zu lernen. 


Wie an den übrigen deutſchen Hochſchulen wird nun auch an der 
Techniſchen Hochſchule Danzigs die Zulaſſung zum Studium von der 
Hochſchulreife abhängig gemacht. Schließlich ließ der Senat durch Ge⸗ 
währung namhafter Zuſchüſſe dem Neu⸗ und Ausbau von Kamerad⸗ 
ſchaftsheimen größtmöglichſte Förderung angedeihen. f 

Die nationalſozialiſtiſche Revolution hat auch der volks⸗ und 
heimatkundlichen Arbeit der Danziger Muſeen erhöhte Bedeutung und 
Beachtung zugewieſen. Unter ihnen wurde insbeſondere im Landes⸗ 
muſeum Oliva bereits erfolgreiche Arbeit geleiſtet, die darin ihren 
ſichtbaren Ausdruck findet, daß die Zahl der Zugänge an Sammlungs⸗ 
gegenſtänden, der Beſucher und der Veranſtaltungen, der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Anfragen und Arbeiten weſentlich angewachſen iſt. 
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Neben einer Unzahl von Veranſtaltungen heimatkundlicher Prä⸗ 
gung fanden regelmäßig wiſſenſchaftliche Vorträge über die politiſche 
Lage Danzigs in der Gegenwart und Führungen für die Adolf⸗Hitler⸗ 
Schule Saskoſchin ſtatt. Außer zahlreichen wiſſenſchaftlichen Lehr⸗ 
gängen wurden ſolche für Führer der Verkehrszentrale mit praktiſchen 
Führungen durch die Stadt abgehalten. 

Mit der bedeutſamen Umwandlung des Danziger Stadttheaters in 
ein Staatstheater beſchritt der Senat zielbewußt die neuen Wege, die 
der Führer auch dem Theater gewieſen hat. Ebenſo wie die Schule 
betrachtet der Nationalſozialismus das Theater als ein Erziehungs⸗ 
inſtitut, das gerade einem Volk in wirtſchaftlicher Not als Gegen⸗ 
gewicht gegen alle ſeeliſchen und geiſtigen Hemmungen erhalten wer⸗ 
den muß. Der Sinn des deutſchen Theaters kann und darf nicht der 
ſein, eine Unterhaltungsſtätte zu bilden für die „oberen Zehntauſend“. 
Trotz zeitweilig großer Leiſtungen entfremdete ſich das bürgerliche 
Theater der Maſſe des Volkes immer mehr und hörte ſchließlich ganz 
auf, Volkskunſtſtätte zu ſein. Auf die Programmgeſtaltung hatten — 
ſehr zum Schaden des deutſchen Volkes — volksfremde Elemente be⸗ 
herrſchenden Einfluß erlangt. Es muß heute als Schmach empfunden 
werden, wenn deutſchen Menſchen ein Stück wie „Zyankali“ vorgeſetzt 
werden durfte! Auch hier alſo mußten ganz neue Wege gegangen wer⸗ 
den. Das ganze Volk gehört in ſein Theater, um ſich für den Daſeins⸗ 
kampf und vor allem für den Kampf um deutſche Selbſtbehauptung im 
Oſten neue Kraft zu holen — aber auch, um ſich an der Quelle des 
Glückes und der Freude zu erholen und zu entſpannen. Der im deut⸗ 
ſchen Menſchen lebende Sinn für das Göttliche und Heldiſche mußte 
wieder maßgebend werden für die Geſtaltung des Spielplanes. Dieſer 
Wille zur Neugeſtaltung fand ſeinen Ausdruck in dem künſtleriſchen 
Ausbau der vergangenen Spielzeit, die bereits weſentliche Neuerungen 
brachte. Daß es ihm mit der Schaffung eines wahren Volkstheaters 
ernſt ſei, bewies der Senat dadurch, daß er den Erwerbsloſen, der 
Jugend, der S.A. und S. S. und der P. O. den Beſuch entweder ganz 
koſtenloſer oder aber doch weſentlich verbilligter Vorſtellungen er⸗ 
möglichte. 

Dieſer erweiterte Betrieb des Staatstheaters ermöglichte zudem 
eine große Anzahl von Neueinſtellungen künſtleriſchen und techniſchen 
Perſonals. 

Da der Senat alles daran ſetzt, das Staatstheater zu einer Kul⸗ 
turſtätte erſten Ranges zu machen, wird das in den Jahren 1797 bis 
1801 erbaute Theater beſonders auf Anregung des Gauleiters zur Zeit 
einer umfaſſenden baulichen Veränderung unterzogen. Die Umbau⸗ 
arbeiten ſind bereits im vollſten Gange und erſtrecken ſich auf eine 
Vergrößerung des Bühnenhauſes ſowie eine Neufaſſung des Zu⸗ 
ſchauerraumes. 

Die nationalſozialiſtiſche Regierung wird es ſich auch in Zukunft 
angelegen ſein laſſen, dieſe für den Oſten ſo notwendige und wertvolle 
Pflegeſtätte deutſcher Kunſt und Kultur in Danzig nicht nur zu er⸗ 
halten, ſondern auch immer beſſer und vollkommenerer auszubauen. 

Im Bereich der gewaltigen Erziehungsaufgaben, die ſich der 
Nationalſozialismus geſtellt hat, liegt auch die Erziehung des deut⸗ 
ſchen Volkes zu unverfälſchter, weſens⸗ und raſſegemäßer Kunſt. Auch 
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hier jah fich die nationalſozialiſtiſche Regierung in Danzig vor große 
organiſatoriſche und ideenmäßige Aufgaben geſtellt, die gleichfalls in 
zielſtrebiger, unermüdlicher Arbeit ihrer Löſung ſchon beträchtlich 
näher gebracht wurden. Kunſt aus dem Volk — und Kunſt fürs Golf — 
das waren die richtung⸗ und wegweiſenden Grundſätze, unter die der 
Senat ſein Handeln ſtellte. Eine bedeutſame Tat auf dieſem Gebiet 
war die Errichtung der Landeskulturkammer, die die berufsſtändiſche 
Vertretung aller kulturſchaffenden Berufe iſt, laut Senatsverordnung 
vom 1. Februar 1934. Ihr Leiter iſt der Kultusſenator, ſtellv. Leiter 
der Senator für Volksaufklärung und Propaganda. In einer beſon⸗ 
deren Rechtsverordnung wurde feſtgelegt, daß ſich die Landeskultur⸗ 
kammer aus 7 Abteilungen zuſammenſetzt, die in ihrer Abgrenzung 
den Reichskammern der Reichskulturkammer entſprechen. Dieſe ſtraffe 
Organiſation iſt in der Lage, ein für allemal eine Verfälſchung oder 
Zerſetzung deutſchen Kunſtlebens und deutſcher Kunſt auszuſchließen, 
und ſtellt andererſeits dar eine wirkſame Vertretung wirtſchaftlich 
beruflicher Intereſſen der in ihr zuſammengeſchloſſenen ſchaffenden 
Volksgenoſſen. 

So hat die Senatsabteilung Volksbildung, Wiſſenſchaft, Kunſt und 
Kirchenweſen an der Löſung der ihr geſtellten gewaltigen Aufgaben — 
der Neugeſtaltung von Erziehung, Kultur und Kunſt im Sinne natio⸗ 
nalſozialiſtiſcher Weltanſchauung — im erſten Jahre ihrer Regierungs⸗ 
tätigkeit zielſtrebig und unbeirrt gearbeitet. Sie iſt ſich deſſen wohl 
bewußt, daß das bisher Erreichte nur ein Teil deſſen ſein kann, was 
noch erreicht werden muß. Sie weiß auch, daß nur die völlige Neu⸗ 
formung der deutſchen Seele die Erhaltung des Deutſchtums für alle 
Zeiten gewährleiſten kann und wird ihren Weg weiter gehen im Sinne 
Adolf Hitlers, der uns allen Vorbild iſt. 


Perſonalabteilung des Senats. 
Senator Wilhelm v. Wnuck. 


Die Arbeit der Präſidialabteilung 21 war nach der Machtüber⸗ 
nahme durch die Einrichtung neuer Senatsdienſtſtellen und durch die 
teilweiſe übernahme einer Reihe von Beſtimmungen aus dem Deut⸗ 
ſchen Reich, die ſich aus der Anderung der politiſchen Anſchauung er⸗ 
gaben, beſonders bedeutungsvoll. Wenn auch anerkannt werden muß, 
daß ein großer Teil der Danziger Beamtenſchaft und der Angeſtellten 
bei dem Umbau nach beſten Kräften mithalfen, ſo ergab ſich doch 
andererſeits bei einer Reihe von Dienſtſtelleninhabern, die den Geiſt 
der Volksgemeinſchaft nicht verſtehen wollten, die Notwendigkeit der 
Verſetzung von ihren Poſten dorthin, wo ſie dem Staat wenig oder 
gar nicht ſchaden konnten oder die Notwendigkeit der Entfernung 
aus dem Dienſt. Dies mußte mit Staatsbedienſteten geſchehen, 
die ohne die genügende Vorbildung nur durch Parteizugehörigkeit 
Stellen erhalten hatten, denen ſie einfach nicht gewachſen waren. — Als 
beſonders erfreulich iſt aus der Tätigkeit des erſten Jahres die Tat⸗ 
ſache zu vermerken, daß es gelang, Zurückſetzungen und Nachteile, die 
einzelnen Beamten und Angeſtellten auf Grund ihres offenen Be⸗ 
kenntniſſes zur Volksgemeinſchaft eines nationalſozialiſtiſchen Staates 
wieder gutzumachen. 

Desgleichen gelang es, eine große Anzahl von Angeſtellten, die 
lange Zeit erwerbslos waren, wieder in Lohn und Brot zu bringen. 

Wir werden ſtets bemüht bleiben, den Beamten und Angeſtellten, 
die ſich durch beſondere Tüchtigkeit in der Erledigung der ihnen zuge⸗ 
teilten Arbeiten neben einer ſtaatsbejahenden Einſtellung hervortun, 
nach Maßgabe der verfügbaren Mittel zu zeigen, daß wir dieſe Tüchtig⸗ 
keit anerkennen. Ebenſo ſelbſtverſtändlich iſt es aber auch, daß, wo eine 
beſondere Heraushebung in Ermangelung der verfügbaren Mittel 
nicht möglich iſt, reſtlos erwartet werden muß, daß trotzdem jeder ſeine 
Pflicht tut. 

Die Präſidialabteilung 2 I hat durch neue Richtlinien über die 
Verteilung der Notſtandsbeihilfen und Unterſtützungen verſucht, die 
vom Staat für dieſe Zwecke zur Verfügung geſtellten Gelder in ihrem 
großen Teil den Beamten zu geben, die neben unverſchuldeter großer 
Ausgaben ein beſonders geringes Dienſteinkommen haben. Beſonders 
bevorzugt werden jetzt die kinderreichen Familien. — Es iſt Vorſorge 
getroffen, daß nicht mehr wie es früher bei einigen Behörden der Fall 
war, die Beamten, die das größte Einkommen haben, auch die größte 
Unterſtützung erhalten. 
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Senatsabteilung 
für Volksaufklärung und Propaganda. 


Senator Paul Batzer. 


Durch die Schaffung der ſelbſtändigen Senatsabteilung für Volks⸗ 
aufklärung und Propaganda vom 19. September 1933, die das Provi⸗ 
forium der Dienſtſtelle für Werbung und Volksaufklärung vom 
20. Juni 1933 beendete, wurden in der geiſtigen und politiſchen Wil⸗ 
lensbildung des Danziger Staates neue Wege beſchritten, wie ſie in 
dieſer modernen Form vorher noch nicht begangen worden waren. 
Man war hier in der glücklichen Lage, nach Zweckmäßigkeitsgeſichts⸗ 
punkten etwas vollſtändig Neues aufbauen zu können und keinen 
ſchwerfälligen Apparat übernehmen zu müſſen; es galt vornehmlich 
der Geſichtspunkt der Geſtaltung, der das Reinverwaltungsmäßige 


zwangsläufig in den Hintergrund treten ließ. Mit friſchen Kräften 


ging dieſe junge Senatsabteilung an das Werk und griff die Idee auf, 
durch ihre Arbeit den Einfluß der Regierung auf das Volk und auf 
das Ausland zu vergrößern und zu ſichern. In ähnlicher Weiſe wie 
das deutſche Vorbild einigte man alle diejenigen Kräfte und führte ſie 


zum Wohle des Staates auf einer Baſis zuſammen. 


Vornehmlich lag es daran, auf dem Gebiet des Fremdenverkehrs 


Wege zu finden, die ein Erfaſſen aller am Fremdenverkehr irgendwie 
beteiligter und intereſſierter Kreiſe ermöglichten, und die es mit ſich 


brachten, daß finanzielle Mittel, die für die Zwecke des Fremdenver⸗ 
kehrs verausgabt wurden, richtig und zum Segen der Geſamtheit ver⸗ 
wandt wurden. Durch die Gründung des Landesverkehrsverbandes für 


das Gebiet der Freien Stadt Danzig vom 8. Januar 1934 wurden dieſe 


Arbeiten in Bezug auf die Geſamtwerbung für das Freiſtaatgebiet in 


die einheitliche Führung der Senatsabteilung gelegt und es war nun⸗ 


mehr möglich, auf dieſer Baſis die Werbung zu geſtalten. 
In verſtärktem Maße und in einer erhöhten Werbetätigkeit 
wurden die Grundlagen für eine Danzig⸗Propaganda im deutſchen 


Reichsgebiet und im Auslande gelegt durch Schaffung und Verſendung 


von neuem Werbematerial, das nach modernſten Geſichtspunkten unter 


Mitwirkung Danziger Künſtler und vor allem Danziger Arbeiter in 


einer außerordentlich hohen Auflage hergeſtellt worden iſt. Ebenſo 


ging man dazu über, Inſertion in den größten europäiſchen Zeitungen 


in einer Form zu geſtalten, die auf Grund ihrer vorzüglichen Auf⸗ 
machung unbedingt zu einem Erfolg führen mußte. 

Die Schaffung eines Danzig⸗Films und von Diapojitivitreifen aus 
Danzig, die Ergänzung des Lichtbildmaterials und vor allem die 
Schaffung von aktuellen Fotos bildeten mit das Hauptarbeitsgebiet 
dieſer jungen Abteilung, und ließen immer wieder deutlich erkennen, 
wie unbedingt notwendig die Anlage der Geſamtarbeit in ihren Zielen 
und Richtlinien war. 

Die Sonderaktion der Werbung für den deutſchen Oſten im Rhein⸗ 
land und Weſtfalen, die eine große Danzig⸗Ausſtellung durch 
16 Städte des deutſchen Weſtens während dreier Monate führte und 
während derer zu Hunderttauſenden von deutſchen Volksgenoſſen Mit⸗ 
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glieder des Danziger Senats in machtvollen Danzig⸗Kundgebungen 
ſprachen, trugen mit dazu bei, die Schönheiten unſeres Landes den 
Brüdern im Reich näher zu bringen. Der Erfolg dieſer intenſiven 
Werbung mußte Früchte tragen und ſo kann man ſchon jetzt feſtſtellen, 
daß von den Tagungen, die wir in dieſem Jahr in den Mauern unſe⸗ 
rer Stadt erwarten, die Teilnehmerzahl gegenüber den des Vorjahres 
weſentlich höher erſcheint. Als Voranmeldung liegt die Eiſenbahner⸗ 
tagung mit ca. 3000 Teilnehmern feſt. Zu dem Oſtlandturnfeſt vom 
5. bis 8. Juli 1934 kommen nach Danzig 10—13 000 Perſonen. Die Kund⸗ 
gebung des graphiſchen Gewerbes ſieht ſogar die Teilnahme von 
25—30 000 Beſuchern vor, während die Höchſtzahl in den vorjährigen 
Tagungen 566 Tagungsteilnehmer betrug. Auch der Beſuch von aus⸗ 
ländiſchen Touriſtendampfern iſt erheblich größer geworden. Im 
Jahre 1931 waren es nur ſieben, 1932 acht und im Jahre 1933 bereits 
22 Dampfer, die in Zoppot vor Anker gingen. Für das Jahr 1934 ſind 
dieſelbe Zahl von Schiffen gemeldet, die ſich im Laufe des Sommers 
wahrſcheinlich noch erhöhen wird. 

Um aber auch allen Anſprüchen und Forderungen des Touriſten⸗ 
verkehrs von Deutſchland und dem Ausland nach Danzig zu ent⸗ 
ſprechen, hat die Abteilung für Volksaufklärung und Propaganda ſo⸗ 
fort die Notwendigkeit der Erziehung der geſamten Bevölkerung zum 
verſtändnisvollen Eingehen auf die Bedürfniſſe des Fremdenverkehrs 
erkannt. Sie hat es ſich zur Aufgabe gemacht, alle Perſonen, die mit 
den Fremden beruflich in Berührung kommen, zu ſchulen und ihnen 
das Rüſtzeug für eine zweckmäßige Behandlung der Fremden an die 
Hand zu geben. So wurde die Landesfremdenführerſchule ins Leben 
gerufen, deren erſter Lehrgang ſoeben beendet iſt und in dem ein 
Führerſtamm aus allen Berufszweigen theoretiſch und praktiſch über 
alle Anforderungen, die ein Gaſt und Fremdling ſtellen kann, unter⸗ 
richtet worden iſt. Volksgenoſſen aus dem Gaſtſtättengewerbe, Ange⸗ 
ſtellte der Verkehrsunternehmen, Beamte der Schutzpolizei, Verwalter 
der Sehens würdigkeiten, Angehörige der S. A., S. S., H. J. und des 
B. D. M. ſtellten ſich freiwillig in den Dienſt dieſer großen Aufgabe und 
trugen mit dazu bei, durch den Fremdenverkehr wirtſchaftliche Vor⸗ 
teile der Bevölkerung und dem Staat zuzuführen. 

Auch im Lande ſelbſt ſind Mittel und Wege geſchaffen worden, die 
dazu führen, das Danziger Land für weitere Kreiſe der Bevölkerung 
zu erſchließen und ihnen näher zu bringen. 

Geplant tt eine Danzig ⸗Ausſtellung, in der in Form von 
Modellen, Lichtbildern, Dioramen, Reliefs, Landkarten uſw. der Be⸗ 
völkerung in ihrer Geſamtheit ein anſchauliches Bild von den Schön⸗ 
heiten dieſer Landſchaft und ihrem eigenen Gepräge zu geben. Das 
Geleitwort „Erſt die Heimat, dann die Welt“, das über dieſer Aus⸗ 
ſtellung ſtehen ſoll, und die einzelnen Abteilungen und Unterabteilun⸗ 
gen werden Zeugnis ablegen von der ruhmvollen Vergangenheit bis 
zur notvollen Gegenwart. 

Als Hilfsmittel für die Organiſation dieſer Fremdenverkehrs⸗ 
propaganda waren vorhanden die Danziger Verkehrszentrale in Dan⸗ 
zig und die Danziger Verkehrszentrale in Berlin, die beide mit größe⸗ 
ren Mitteln ausgeſtattet wurden, um die Werbung erfolgreich durch⸗ 
führen zu können. Vor allem war es das Büro in Berlin, das aus 
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feiner Zentralſtellung heraus überallhin Werbemaßnahmen treffen 
konnte, ſei es, daß es ſich um Schaufenſterausſtellungen oder Ver⸗ 
ſendung von Broſchüren und Bildmaterial handelte, oder aber, daß es 
nur zur Auskunftserteilung im perſönlichen Verkehr in Anſpruch ge⸗ 
nommen wurde. 

Um vor allem den Verkehr mit England in engere Verbindung zu 
bringen, machte man mit dem engliſchen Reiſebüro Mountford Travel 
Service einen Vertrag, der dahin ging, daß eine eigene Danzig⸗Abtei⸗ 
lung von dieſem engliſchen Reiſebüro eingerichtet wurde und ſomit 
ſyſtematiſch der geſamte engliſche Kontinent im Sinne der Werbung 
für Danzig erfaßt werden konnte. Auch mit den ſkandinaviſchen Staa⸗ 
ten iſt eine engere Fühlungnahme erfolgt. Durch die Einrichtung einer 
ſtändigen Zoppot Schweden⸗Linie und vom 28. Juni 1934 ab einer 
ſtändigen Zoppot Kopenhagen⸗Linie ijt die Gewähr gegeben, daß auch 
aus dieſen Ländern ein ſtarker Fremdenſtrom nach Danzig kommt. Als 
erfreuliches Moment iſt ferner zu verzeichnen, daß Verhandlungen mit 
der Republik Polen angebahnt worden find, den Fremdenverkehr zwi⸗ 
ſchen Danzig und Polen von beiden Seiten aus näher zu bringen und 
es iſt feſtzuſtellen, daß gerade dieſe Maßnahmen von beiden Seiten 
aus die wärmſte Befürwortung und Förderung erfahren werden. 

Die wirtſchafts⸗politiſche Propagandaabteilung brachte eine Reihe 
von Druckſchriften heraus, die an alle zu Danzig in Handelsbeziehun⸗ 
gen ſtehenden Länder verſandt wurden. Das Lichtbild⸗ und Karten⸗ 
material, wie die ſtatiſtiſchen Angaben warben für unſeren 
Hafen. Die ſchriftliche Auskunftserteilung an die Konſulate, die 
planvoll organiſiert wurde, ſchuf die notwendige Aufklärung bei den 
auswärtigen Vertretungen. Durch mündliche Aufklärung, beſonders 
in der Danziger Beamtenſchaft, der deutſchen Studentenſchaft und 
beim Arbeitsdienſt, wurde poſitive Arbeit geleiſtet. Mit beſonderer 
Aufmerkſamkeit widmete ſich die wirtſchaftspolitiſche Propaganda⸗ 
abteilung den ausländiſchen Gäſten, wie Politikern, Journaliſten und 
Wirtſchaftlern, indem ſie den Beſuchern ſachkundige Führungen durch 
den Hafen und durch Danzig vermittelten. 

Innenpolitiſch waren wir vor die Aufgabe geſtellt, in engſter 
Zuſammenarbeit mit den Organiſationen der NSDAP. die Danziger 
Bevölkerung für die wahre Volksgemeinſchaft, die ſich beſonders in der 
Schaffung des Danziger Winterhilfswerkes zeigte, zu gewinnen. In 
welch unerwartet hohem Maße dies gelungen iſt, beweiſt jetzt nach 
Abſchluß des WHW. das Endreſultat. Dank der Opferwilligkeit der 
Danziger Bevölkerung konnte das Winterhilfswerk 38 199 Haus⸗ 
haltungen mit 116 779 Perſonen betreuen, ganz gleich ob evangeliſcher 
oder katholiſcher Konfeſſion, Danziger, deutſcher und polniſcher Natio⸗ 
nalität. 


Es wurden verausgabt: 


198117 Zentner Kohlen 
66 041 Zentner Kartoffeln 
1612 200 Liter Eſſen 
304 369 Stück Lebensmittelgutſcheine 
50 000 Pfund Zucker 
44 447 Stück Gutſcheine für Butter, Käſe, Margarine uſw. 
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18 633 Paar Schuhe für Männer, Frauen und Kinder 
Schuhreparaturen 
11 468,80 Meter Neſſel, Barchend für Unterwäſche, Neſſel für 
Bettwäſche 
35 Zentner Wolle verſtrickt 
Frühſtücksbeſpeiſung für 30 000 Schulkinder 
Einſegnungskleider, Anzüge und Kleidung, 
Trikotagen und Wäſche. 

Dieſe Zahlen beweiſen, daß das ſoziale Gewiſſen der Bevölkerung 
nicht nur geweckt, ſondern auch in die Tat umgeſetzt worden ijt. 

Wer offenen Auges durch Danzig geht, muß den wirtſchaftlichen 
Ernſt und den ſchweren Kampf um Arbeit und Brot anerkennen. Wenn 
trotzdem aber hier ein Ergebnis erzielt worden iſt, das 100 prozentig 
alle Erwartungen überſteigt, dann nur deshalb, weil in unſerem 
kleinen Freiſtaatgebiet vom erſten bis zum letzten Menſchen eine 
Opferbereitſchaft geherrſcht hat, die ihren Grund in der klaren Er⸗ 
kenntnis der geſamten Bevölkerung findet, daß wir eben gemeinſam in 
die Not geraten ſind und nur gemeinſam wieder heraus kommen kön⸗ 


nen und daß die nationalſozialiſtiſche Bewegung vom erſten bis zum 


letzten Mann kämpfend und opfernd hinter dieſer Aufgabe ſtand. Der 
Winter ging zu Ende, aber damit durchaus nicht die Not und das 
Elend. Aus der Erkenntnis heraus, daß Sozialismus Sache des ganzen 
Volkes iſt, das Gemeinſchaftgeiſt und Opferbereitſchaft freiwillig als 
Ausdruck des Nationalſozialismus geübt werden müſſen, hat das 
Winterhilfswerk in der NS.⸗Volkswohlfahrt einen Nachfolger erhalten. 


Die NS.⸗Volkswohlfahrt als Spitzenverband der Freien Wohl⸗ 
fahrtspflege wird in Perſonalunion mit der Abteilung Volksauf⸗ 
klärung und Propaganda von Senator Batzer geleitet, deſſen Befug⸗ 
niſſe auf dem Gebiete der Freien Wohlfahrtspflege durch den Senat 
dadurch erhöht und geſtärkt wurden, daß er laut Senatsbeſchluß vom 
8. Mai 1934 zum Staatskommiſſar für die geſamte Freie Wohlfahrts⸗ 
pflege ernannt wurde. Die Arbeit der NS.⸗Volkswohlfahrt iſt von ſo 
ungeheuerer ſtaatspolitiſcher Bedeutung, daß alles getan werden muß 
und wird, um ihre Beſtrebungen, die ſich hauptſächlich auf den Schutz 
der deutſchen Familie beziehen, zu unterſtützen. Im Vordergrund des 
Intereſſes ſteht jetzt das Hilfswerk „Mutter und Kind“ und zwar ſol⸗ 
len die Danziger ſelber Träger des Gedankens und der Tat ſein, daß 
nur geſunde Mütter und Kinder die Zukunft eines Volkes ſichern. Zu 
dieſem Zwecke werden alle Verbände und Organijationen eingeſpannt, 
die auf dem Boden des Staates ſtehen, die zur Mitarbeit bereit ſind 
und verwandt werden können. So konnte die NS.⸗Volkswohlfahrt mit 
ihrer praktiſchen Arbeit bereits beginnen und ſchickte 2 020 erbbiologiſch 
geſunde, aber erholungsbedürftige Kinder nach Deutſchland zur Er⸗ 
holung, während weitere Tauſende folgen werden. 

Im Rahmen der großen Aufgabe, den lebendigen Kontakt zwiſchen 
der nationalſozialiſtiſchen Regierung als der Ausdrucksform des Volks⸗ 
willens und dem Volke ſelber zu ſchaffen und zu erhalten, kommt der 
Zuſammenarbeit mit der Preſſe eine beſondere Bedeutung zu. Das 
erſte Ziel der Tätigkeit des Preſſereferats in der Abteilung für Volks⸗ 
aufklärung und Propaganda mußte es daher ſein, der unter den beſon⸗ 
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deren Danziger Verhältniſſen unter mancherlei Schwierigkeiten ſtehen⸗ 
den Arbeit der Preſſe ſo behilflich zu ſein, daß ſie nach den beiden 
Hauptrichtungen hin gefördert wurde: Sprachrohr der öffentlichen 
Meinung ſowohl zu ſein wie auch Bundesgenoſſe der Regierung bei 
ihrer Aufbauarbeit. Nur in wenigen Fällen iſt es dabei zu ernſten 
Auseinanderſetzungen mit einzelnen Blättern der Oppoſition gekom⸗ 
men. Im ganzen betrachtet bietet die Preſſe in Danzig aber heute das 
Bild einer bunten Vielgeſtaltigkeit und gleichzeitig einer ſich in die 
großen Notwendigkeiten des Staates einordnenden freiwilligen Dtj= 
ziplin, — Auch im Rahmen des Preſſereferates konnte manches dazu 
beigetragen werden, die Kenntnis von den Danziger Verhältniſſen 
über die unmittelbare Nachbarſchaft Danzigs hinauszutragen und ſo 
zu einem kleinen Teil an der Friedenspolitik der nationalſozialiſtiſchen 
Regierung mitzuwirken. Es liegt manches Zeugnis darüber vor, wie 
Vertreter großer und kleiner Zeitungen des Auslandes auf Grund 
der ihnen vermittelten Fühlungnahme mit den maßgeblichen Kräften 
der Danziger Politik und Wirtſchaft zu gerechteren Außerungen ver⸗ 
anlaßt worden ſind, als ſie bei den oft von der Greuelpropaganda mit⸗ 
geſpeiſten ausländiſchen Preſſeſtimmen gelegentlich zu verzeichnen 
waren. Über dieſe Einzelbeziehungen hinaus iſt es dann aber auch 
möglich geweſen, gelegentlich der Anweſenheit amtlicher Vertreter der 
Preſſe⸗ und Aufklärungsarbeit anderer Staaten wertvolle Beziehungen 
anzuknüpfen, die nicht gerade die ſchwächſten Fäden in den von der 
Friedenspolitik Danzigs geknüpften Bändern darſtellen. Es wurden 
damit auch wertvolle Vorausſetzungen für das Bemühen der ſtaatlichen 
Preſſearbeit geſchaffen, Kenntniſſe und Erfahrungen der Danziger 
Schriftleiter und Journaliſten zu erweitern. Dem dienten auch zwang⸗ 
loſe Zuſammenkünfte mit intereſſanten Perſönlichkeiten des In⸗ und 
Auslandes, bei denen manche Anregung für die praktiſche Tagesarbeit 
mitgegeben worden iſt. Der letzte Schritt in dieſer die Arbeit des ein⸗ 
zelnen Journaliſten fördernden Tätigkeit war die Schaffung einer ein⸗ 
einheitlichen ſtaatlichen Legitimation, die auch den vorübergehend in 
Danzig anweſenden Preſſevertretern ihre Arbeit erleichtern ſollen. Der 
neue Preſſeausweis umfaßt alle Berechtigungen und Vergünſtigungen 
zuſammen, die durch die ſtaatlichen Behörden gegeben oder vermittelt 
werden können. In dieſer Maßnahme darf eine Außerung des wich⸗ 
tigſten Grundſatzes der Tätigkeit der ſtaatlichen Preſſeſtelle geſehen 
werden: allen die für die Preſſe und damit für das immer noch wich⸗ 
tigſte Organ der öffentlichen Meinung arbeiten, gleichmäßige Voraus⸗ 
ſetzungen und möglichſt große Erleichterungen für ihr ſchweres und 
verantwortungsvolles Amt zu geben. 

Mit der Übernahme der Macht der nationalſozialiſtiſchen Re⸗ 

gierung iſt auch für den Film die Zeit vollkommener Umgeſtaltung 
gekommen. Die alte Filmprüfungskommiſſion wurde aufgelöſt und 
neue Mitglieder beſtellt, die Nationalſozialiſten waren. Die Lichtſpiel⸗ 
theater wurden organiſatoriſch nach dem Führerprinzip zuſammen⸗ 
gefaßt. . 
Der Senat iſt zur Zeit bei der Herſtellung eines großen Danzig⸗ 
Films, der im kulturellen und wirtſchaftlichen Kampf für die Erhal⸗ 
tung unſerer Heimat in Deutſchland und im Auslande eingeſetzt 
werden ſoll. 
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Um auch die Filmvorführungen Unbemittelten zugänglich zu 
machen, wurden die Lichtſpieltheater in das Winterhilfswerk der 
Freien Stadt Danzig eingeſpannt durch monatliche Freiſtellung von 
ca. 500 Plätzen. Die Ermäßigungen der Luſtbarkeitsſteuer auf kulturell 
wertvolle und Lehrfilme, die vom „Zentralinſtitut für Erziehung und 
Unterricht, Berlin“ als ſolche anerkannt ſind, und die vollſtändige Er⸗ 
mäßigung der Luſtbarkeitsſteuer für nationalſozialiſtiſche Filme brach⸗ 
= eine Bereicherung des Programms der Lichtſpieltheater mit dieſen 
ilmen. 

Die Miſſion des deutſchen Rundfunks im allgemeinen iſt durch die 
Ereigniſſe ſeit Beginn der nationalſozialiſtiſchen Revolution klar ge⸗ 
kennzeichnet. Der Rundfunk ſoll Propagaudamittel im weiteſten 
Sinne ſein. Er ſoll bis in den entlegenſten Winkel des Landes dem 
sane Kunſt und Unterhaltung, Wirtſchafts⸗ und Staatspolitik ver⸗ 
mitteln. 

Alle Volksgenoſſen, die es nicht ermöglichen konnten, Verſamm⸗ 
lungen zu beſuchen und aktuelle Ereigniſſe mitzuerleben, wurden durch 
das weitverzweigte Rundfunkſendernetz in Deutſchland und Danzig 
erreicht. Alle letzten Ereigniſſe, vom Parteitag in Nürnberg bis zur 
Sonnenwendfeier 1934 haben es uns bewieſen, daß der Rundfunk, von 
führender Stelle geſchickt verwendet, ein unvergleichliches Mittel iſt, 
den Staatsgedanken zu fördern. 

Auch bei uns in Danzig gelten die gleichen Richtlinien. Auch wir 
müſſen dieſes Inſtrument pflegen und als Ausdrucksmittel unſeres 
nationalen Lebens benützen. In allen Sendungen muß der Gedanke 
der Zugehörigkeit zum deutſchen Mutterlande und zum deutſchen 
Volkstum führend ſein. In der gebotenen Kunſt, ſei es ein Hörſpiel, 
ſei es Literatur oder Muſik, müſſen mehr als an anderen deutſchen 
Sendern deutſche Werke zur Aufführung gelangen. In allen Sendun⸗ 
gen muß die Heimatpflege und Heimatliebe zu erkennen ſein. Der 
Danziger Sender muß feſt in der Bodenſtändigkeit, dem Volkscharakter 
und dem politiſchen Leben verankert ſein. Er hat die Aufgabe, auf 
allen Gebieten immer wieder die Weltanſchauung des Nationalſozia⸗ 
lismus zu vermitteln. 

Trotz aller ernſten Pflichten darf niemals vergeſſen werden, daß 
der Rundfunk der Hörerſchaft Entſpannung bringen ſoll und auch 
volkstümliche Unterhaltung in reichlichſtem Maße vorhanden ſein muß. 

Auf Grund der Verhandlungen vom 9. Dezember 1933 iſt es der 
Leitung des Landesſenders Danzig möglich, die vom Staat und der 
kulturellen Welt in Danzig verlangten lokalen Sendungen durch⸗ 
zuführen. Die Zeit vom 9. Dezember bis heute hat den Beweis er⸗ 
bracht, daß der Landesſender Danzig allen Anforderungen gerecht 
werden konnte. Die neueſten Beſprechungen ſicherten Danzig die Über- 
tragung aktueller Ereigniſſe aus dem Freiſtaat. So finden am 20. Juni 
anläßlich des Jahrestages der nationalſozialiſtiſchen Machtübernahme 
zwei Reichsſendungen ſtatt. 


Druck von A. W. Kafemann G. m. b. H., Danzig. 


